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Rettet das Leben 
von James Mange! 

Im April des vagangenen J ahres verlieh da, JUdafrikani$Che Ra$sbtenregime seiner Verach· 
tung für die Wdtörrentlichkeit durch den J u5li~mord an dem jungen ANe·Kämpfer 
Solomon Mahlangu Au$druck. Im November nun gab die Ras, i.tenjustiz - die sich würdig 
in die Tradition des berlidlligten "Volksgcrichl5hofes" der NS·Zcit Jtellt - einen ncuen 
Beweis ihres barbarischen RechrsverständnisSC'l ab: 
Nach d no:r Fare<: von Pruzeß - die 12 Angeklagten wurden in sch:ü1ilolierte GI:uk:i.figc 
gapcm, in entscheidenden Pbuen wurde die Offentlichkeit ausgnchJOS5en (nämlich als es 
um die p<nÖnlichen Stellungnahmen der wegen "Hoch""",,!$" Angeklagten ging) , mehrere 
Angeklagte wurden in der fl aft mißhandelt - sprach du Gericht in PiCiennaritzburg Kine 
Urteile: di. Tod.sstr ... rr ffir den 24jährigen ANC-Angchörigen Jam .. Mange, Haftstrafen 
rur die übrigen elf von zwischen 13 und 18 J ahren. Zwingende Beweisc vermochte die 
Anklage zu keiner Zeit vonulc:gen. 
l).Imit p",ü.nllcrt daJ Apartheidregime erneut sein wahres G.sichc Während scine Aggres· 
sivität nach au6c:n notorisch ist, entlarV! das Terrorurteil alt. innenpolitischen sog. " Refor­
m.n":Üs Täuschungsmanöver. 
Und wie verhalten sich die selb$lernanntrn Vorkimpfer rur die Menschenrechte in Bonn, 
Washington oder London? Di. Vereinten Nat ionen erldäntn 1975 das Apartheilbystem 
zu einem Verbrechen gegen die M'ns<:hlichkeit - gemäß den Grundsätzen der UNO und 
da Nümbergo:r Kri.gsverbrechcrtribunals. Ein Gericht, das Bestand teil dieses Sy:;;lems iSI, 
ve rurteilt rechtswidrig Kämpfer gegen d ieSC'l SyslCm. Die ReiOnan~ in Bonn: S<:hweigen. 
Mehr noch - ~wei Wochen später empf:i.ngt Außcnministcr G.nllCher Südafrikas A\.Ißcn· 
minislCr Botha ~um Plausch und demonstriert damit, wo die Bundesregierung im Zweifc1s· 
falle uehL 
Die SolidaritäUbewegung licht vor einer schweren Aufgabe, denn di. Zeit drängt : Druck 
auf Bonn aUlzu~n, damit die Bundesregierung off"lzic11 interveniert , um das Leben von 
J ames Mange zu retten. Druck auf das R.tssisltnregime aUI~uüllen. damit die Tcrrorurtei1c 
au fg.hoben werden! 



AlB-Aktuell: Eskalation USA - Iran 

Nach der Besetzung der US·Botschafi in Tchcran am 4. NO"cmber 
1979 durch tine Gruppe jungt"T Iraner spitzte sieh die iranisch-am«;­
kanischc Krise dramatisch zu. Die Billigung der ßotschaftsbcscnung 
und Geiselnahme (am 10. Dezember noch c t~ 50 Personen) seitens 
der iranischen Führung wurde von der earter-Administration zum 
Vorwand für Wiruchafusanktionen und In\'asionsdrohungcn genom­
men. UN-GencraJsckllllär Kun Wa.ldhcim sprach daher von der 
schwersten Krise des Weltfriedens seit der Kuhakrisc im Oktober 
1962. 
Es sei dahin gestellt, ob K. Waldhdm hier übenrieben hat oder nicht. 
[knn die Kernfrage lautet: Wer bedroht hier den Weltfrieden? 
Für die westlichen Kommentatoren gibt es nur eine Antwort: Aya· 
tollah Khomcini. Einer von ihnen, der Zeit-Leitartikler K. Becker, 
sicht ,Jimmy Carler mit Behutsamkeit ans Werk" gehen, wohingegen 
der "vom fanatischen Ayatollah Khomeini verkündete heilige Krieg 
des Islams gegen die Ungläubigen des Westens ... doch eine der 
größten Gefahren ru r den t"rieden in diesem J ahrzehnt in sich" berge 
(Die Zeit, 30. 11.1979). Ein anderer, der Militätexperte Addbert 
Weinstein, hatte bereits am 22.11.1979 in der Frankfurter Allge­
meinen einen Einsan:plan für die he rbeigewünschte Invasion einer 
US·Eingn:iftruppe, inklusive der in der BRD stationierun 7. Armee 
als "Feuerwehr", parat. 
In der Tat hatte nicht Khomeini, sondemJimmy Carter eine Kriegs­
armada vor der gegncrisehen Küs te aufk rruzen las!f!n. Er zog im 
Persischen Golf, dem Arabischen Meer und dem östl ichen Mittdmccr 
die gewaltigste Kriegsflott e zusammen, d ie je in die Gewässer des 
Nahen und Mittleren Ostens entsandt wurde: Um die drei Flugzeug­
träger Kitty Hawk (er allein hat 8!1 Kampfflugzeuge an Bord), Mid­
way und Nimitz gruppierten sich wei tere 19 US-Kriegsschiffe. In der 
kalifomischen MojaveWüste probten derweil Einheiten der 2. Ma­
rineinfanterie·Division im Manöver " Iran 79" den seit Jahresbeginn 
von US-Repräsentanten wie Verteidigungsminister H. Brown oder 
Sicherheitsberater Z. Bnezinski angedrohten ölkrieg. 
Die seit 1977 im Pentagon debattierten Pläne zum Aufbau einer 
"mobilen Eingrdftruppe" von I 00.000 bis 110.000 Mann und einer 
V. US·Flotte im Indischen Ozean (neben der VI. im Mittclmeer und 
der VII. in Ostasien) nahmen Gestalt an. 
In der US-Offentlichkeit heizte man unterdessen eine antiiranische 
Kriegspsychose an, um die scit dem Debakel im Vietnamkrieg ver· 
breiteten Ressentiments gegen eine erneute militärische Gewaltan· 
wendung beiseite zu räumen. Die Geiselnahme lieferte Washington 
den Vorwand, um die "nationale Einheit" zu beschwören und selbst 
gemäßigte Politiker wie Senator Gcorge McGovem für die Androh· 
ung militärischer "Vergeltungsschläge" oder "Strafaktionen" gegen 
den Iran zu gewinnen. Auf einer Klausurtagung der US·Regierungs­
mannschaft vom 19.·26. November 1979 in Camp David wurden 
insgeheim drei mögliche Daten rur eine direkte Intervention im Iran 
vereinbart, wobei man auf die gleichzeitige Einschaltung "befreunde· 
ter" iranischer Offiziere und die Hilfestellung solcher Staaten wie 
Saudi Arabien, Ägypten, Bahrein, Kuweit, Oman, hrael und Pakistan 
baute (vgl . Afrique Asie, Paris, 10.·23.12.1979). 

Aufmanu;h am Pe r~ischen Golf 

Präsident J. Carter und US-Großbanken Waren es auch, die am 12. 
und 14. November 1979 Wirtschafuboykott·Maßnahmen gegen den 
Iran w:rhängten, indem die iranischen Kapi taleinlagen auf amerikani· 
schen Bankkonten in den USA und im Ausland (rund 8 Mrd Dollar) 
blockiert, die Rohöleinfuhren aus dem Iran gestoppt wurden. Anfang 
Dezember ließ man in Washington wissen, die Carter·Administrat ion 
erwäge einen Aufruf zum weltweiten Außenhandels\'erbot gegen den 
Iran. 
Im UN·Sicherheiurat, der am 5.12 .1 979 zum dritten Mal eine ,.fried· 
liehe" Beilegung der Krise und die unvenügliche Freilassung der 
~iseln forderte, hatte Washington ~ allerdings vergeblich - einen 
Passus gefordert, daß man einem Land ausdrücklich das Recht zur 
militäri$Chen Aktion in "Selbstverteidigung" einräume. Stattdesscn 
pochte der Sicherheitsrat auf die Unzulässigkeit \'on Gewaltan· 
drohung und -anwendung. 
Gewiß, die Besetzung und Geiselnahme in Teheran sind mit den 
völkerrechtlichen Prinzipien der diplomatischen Immunität, ent· 
sprechend der Wiener Konvention von 1961 , nicht vereinbar. Sie 
müssen dennoch in den Zusammenhang der Spe-l.ifik der iranisch· 
amerikanischen Bc-~iehungen gestell! werden. 1953 brachte eine fla· 
grante US·Einmischung, d.h. ein \'om CIA organisierter Putsch, die 
rechtmäßige Regierung Mossadegh zu Fall und bescherte dem irani-

Mit Ku".uf den Peßioch<n GoU: US-Flug2<uiUa,t. Mid"".y 

schen Volk 25 Jahre unter der verbrecherischen Schah-Diktatur. Un­
geachtet des Massenmords an Zehntausenden suchte Washington 
1978/79 die Hernebaft Reza Pahlewis bis zuletzt fortzuschreiben. 
Provokatorisch mußte schließlich die Entscheidung J. Carters Ende 
Oktober 1979 anmuten, dem Schah aus "humanitären Moti\"en" 
Asyl in den USA zu gewähren. Der angeblich sterbenskranke Schah 
konnte dabei auf eine starke großbourgeoise Lobby um Henry Kis­
singer und David Rockcfeller bauen. Letzterer brachte dabei als Di­
rektor der Chase Manhat!an Bank handfeste Motive mit, lagert doch 
in ih ren Tresoren ein Großteil des auf 15-20 Mrd DoUar geschätzten 
Schah"ermögens, ganz zu schweigen von den ErdölimereS5en der 
Rockefellers. Die Carter·Administration spann obendrein Ende Okto· 
}x,r Umsturzfaden nach dem Iran, als sie ein Geheimtreffen zwischen 
Brzezinski, Ministerpräsident M. Bazargan und Außenminister Yazdi 
in A1gier arrangierte. 
Kurz darauf stürzte die proimperialistiscbe Regierung Bazargan (siehe 
Beitrag "on M. Opperskalski). Die iranische Forderung nach Ausl iefe­
rung des Schah wie nach Rückführung der von ihm geraubten Milliar­
den brachte die Carter·Administration in Zugzwang. Ihre Invasions­
drohungen, ihr militärischer Aufmarseh aber "'aren eine "ölker· 
rechtswidrige Antwort, eitle Verletzung der Souveränität eines unab· 
hängigen Staates. Sie sind durch nichts zu rechtfertigen. Sie sind die 
wirkliche Bedrohung des Weltfri edens. 
Der Wideutand, den Ayatollah Khomcini am 23. 1 1.1 979 mit seinem 
Aufruf zur allgemeinen Volksmobilmachung und bewaffnung dage· 
gen setzte, ist nur legitim. Soviel Irrationales bzw. Abenteuerliches 
bei Khomeinis Propagierung eines Exports der islamischen Revolu­
tion und eines "Kampfes gegen die Ungläubigen" auch mitschwingen 
mag, hier erfüllt !f!ine Mobilisierung panislamischer Gefühle einen 
eindeutig antiinter"entionistischen, antiimperialist ischen Zweck. Sie 
birgt, ,,~e die Moscheebesetzung "on Mekka oder die amiamerika· 
nischen Massenaktionen in anderen arabischen Scheichtümcrn, in 
Pakistan, Indien oder auch in Libyen anzeigten. für die USA zugleich 
unwägbare Risiken. 
Ri sikoreich sind die Inter\"entionsgelüste Washingtons schließlich an· 
gesichu der klaren Parteinahme der Sowjetunion flir die iranische 
Revolution. Ende November 1979 hatte der US·Armccberalcr J ohn 
M. Collins in einer geheimen Studie an den amerikanischen Kongreß 
ii)er die Möglichkeiten einer US· lntervention resümiert: "Eine Mili· 
tänl.k tion am Persischen Golf ist freilich äußerst riskan t und nur 
durchführbar, wenn die Sowjetunion darauf verzichte t, einzugrei· 
fen:' (Stern, 6.12. 1979) 
Die g-dnze Verdnt,,-ortung im Fall einer Kriegseskalation aber liegt 
nicht bei Teheran, sondern bei Washington. 
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Iran 

Michael Opperskalski Revolutionärer Aufwind 

Am 4. November 1979 besetzten islam is<:he Studenten die 
Botschaft der Vereinigten Staaten von Amer ika in Teheran .• 
Diese Ak t ion war die Initialzündung flir bedeutende Verän­
derungen im poli t ischen Kräfteverhält nis des Iran, aber auch 
ftir enucheidende Bewegungen in der außenpolit ischen Si· 
tua t ion. 
Noch im Ok tober 1979 vt:rslärkten sic h die Anzeic hen für 
einen "schleichenden" Rechtsruck im Land. 1 Zwar waren 
d ie kurdrist ig verbotenen Zeitungen wieder erlaubt worden, 
doch mehrten sic h reak tionäre Töne, die offensiv die 
Rücknahme bisher erkämpfter Errungenschaft en der a nt i­
imperialist isch.demokra tisc hen Revolut ion im Iran forder ­
ten. Vor allem aus der Ecke der sog. Nationalen Fro nt des 
Ex-Außenministers Kar im Sa ndjabi kamen "Vorschläge", 
d ie auf eine Rücknahme tier Verstaa tlichungen, auf eine 
Revidierung des außenpolit isc hen Kurses tier Nichtpaktge­
bundenheit und Unabhängigkeit hinausliefen, während von 
Seiten d er reak tio nären Kräfte der iranischen Geistlic hkei t 
unter Ayatolla h Schar iat-Madari d ie Stim me gegen die Be­
fugni»e der Rcvo lut ionskomitees, der Rcvolut io nsmilizen 
(" Pas taran" ) und gegen die Existenz foruc hr illlichcr,linker 
und a ntiimperialist ischer Orga nisationen erhoben wurde. 

Stu rL der "standhaften" Regieru ng Bazargan 

Bei der Durchsetzu ng recht er Po litik im Iran spiel te d ie Re· 
gierung Bazargan eine nicht zu ulllerschätzend e Ro lle. Der 
Arbeitgeb er, das Organ des buntlesdeutschen Monopolkapi­
ta ls, fo mulier te das in seiner Nr. 2 113 1' 1979 so; "Wu in 
den letzten Monaten durch das standhafte Auftreten 
Bazarga ns gegen die Übergriffe des Rcvolut io nsr.u es an Ver· 
trauenskapi ta l lanpa m gesammelt werden konn te, droht 
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durch dcn perspektivlosen Rigorismus Chomcinys in nerhalb 
weniger Tage - u nd dann, so stcht zu beHirchtcn, auf Dauer 
- verlo ren zu gehen." 
Das "standhafte", will heißen reaktionäre Auftreten der 
Regieru ng Bazarg-.111 war der Versuch, die iranische Revo lu­
tio n in einem kapita lis t isc hen Entwick lungswcg zu kanali· 
sieren. So erwies sich die Regieru ng Bazargan immer wieder 
a ls Hemmschuh Hir rC\'olut ionäre 1\'1aßnahmen. Sie verhin­
derte u.a. monatelang die Verstaatl ichung der Banken mit 
dem "Erfolg", daß in· und ausländische Großkapitalisten 
Milliarden Toman (iranische Währu ng; d. Verf.) ins Ausland 
schleppen ko nnten. 
Im J uni 1979 deutete der damalige Außen minister Yazdi 
e ine yerstärkte wirtscha ftliche u nd po litische Kooperation 
mit den kapita list ischen Staaten an, ja eine Zusam menarbeit 
mit den USA wurde bere its wit:der d iskut ier t. Anfang 
August bemühten sich Finanzminister Ardalan und Zelllral­
bankchef Mo lawi um die Wiederaufnahme yo n Gespräc hen 
über einen Handels- und Koopcrationsverlrag ~wischen dem 
Iran u nd der EG. Ende August wiu Indust r ie- und Bergbau­
minister Ahmcd~adeh-Harawi einen Bericht der englisch­
sprachigen Tageszeitung Teheran Times zurück, in dem be­
hauptet wurde, die ira nische Beteiligu ng bei Krupp werde 
wegen "u nangemessener und ausbeuterischer" Bedingungen 
überprüft. Und gleichzeitig unterstr ich der brutale Militär­
einsatz im ira nischen Teil Kurdistans, daß die reak t ionäre 
Poli tik von den iranischen Rechtskräften immer deutlicher 
durchgesetzt wurde. 
Dam it hatte sich in d en letz ten Mo na ten b is Ok tober 1979 
eine Art Doppdherrschaft herausgebildet. Auf der einen 
Seite d ie Rechtsregierung Bazargan, d ie revo lu tionäre Maß­
nahmen und positive u nd fr ied liche Lösungsschritte in 
Iranisch-Kurd istan hilUertrieb , die insgesamt auf einen kapi-
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talistischen Kurs einschwenken wollte. Und hinter der Re­
gierung Bazargan und in ihrem Dunstkreis agierten reaktio­
näre Kräfte unt erschiedlicher po litischer Schauierungen, vor 
allem der reaktionäre Teil der iranischen Geistlichkeit unter 
AyalOllah Schariat-Madari. 
Auf der anderen Seite sta nd der Rcvolutionsrat, der Aus­
druck der revolut ionären Bewegung unter Ayatollah Kho­
meini ist. Der Rcvolutio nsrat, das ist nicht nur d iese höc hste 

Institution, das bedeutet gleichzeitig die Unza hl von Rcyo­
lutionskomitees, Revolutionsmilizen und Komitees für 
Alphabetisicrung, Bau ernorganisation , Gewerkschaften 
und anderer Organisationen. die den antiimperialistisch. 
demokratischen Charakter der iranischen Revolut ion ver· 
teidigen. 
Ein wichtiges Element bei der Durchsetzung reaktionärer 
Politik spielte und sp ielt die Aktivität offen konterrevolutio­
nären und terrori5ti.Kher Banden im Iran. Sie hatte ihren 
bisherigen Höhepunk t Anfang August 1979 als rechts­
radikale Banden die Büros fortschrittl icher Organisationen 
überfielen und faktisch einen Bürgerkrieg gegen die anti­
imperialistilichen Kräfte entfachten. Praktisch fUhrte diese 
Aktivität zu einem offenen Rechtsruck in der irani.Khen 
Politik, zur Unterdrückung d emokratischer Parteien und 
Organisationen, zum Militäreinsatz in Kurdistan_ 

Das Machtpotential der Rechtsregierung Bazargan wuchs, 
zumal in dieser Situation auch der Revolutionsrat u nd 
Ayatolla h Khomeini unsicher, schwankend und wider­
sprüchlich reagierten, der Druck der reaktionären Geistlich­
keit unter Schariat-Madari auf Khomeini, Taleghani und 
andere radikaldemokratische Kräfte der re ligiösen Führung 
des Landes sich verstärkte_ 
In dieser Zeit kam auch von der Masscnbewcgung kein Im­
puls zur Unterstützung des antiimperialist ischen Flügels der 
Iranischen Geistlichkeit, kein Impuls zur Verstärkung von 
Akt ivitäten gegen die Rechtskräfte und die offen konter­
revo lutionären Elemente. Es schien so , als würden viele "Re­
vo lutionäre der ersten Stunde" res ignieren, d ie Unzufrieden­
heit breiter Volksrnassen jedoch gle ichzeitig wachsen. 
Was jedoch noch nicht erlosc hen war, war das mit über 
60.000 im Kampf gegen das Schah-Regime gefallenen 
Märtyrern gewachsene anti imperialistische Gefühl der iranis­
chen Menschen. Die Bcsetzung der US-Botschaft brachte 
d iese Gefühle , aber auch die angewachsene Unzufriedenheit, 
zur Entladung und ließ sie einmünden in eine organisierte 
und Mill ionenmassen umfa ssende antiimperialistische Vo lks­
bewegung. 
Für die Besetzung der Botschaft gab es gute Gründe. Sie war 
weniger diplomat ische Vertretung, als "Verschwörerzen­
trum gegen die iranische Revolut ion" (Khomeini). Die 
konterrevolutionären Akt ivitäten der US-Botschaft in 
Teheran wurden besonders nach d em Sieg der Volksrevolu­
tion im Februar 1979 verstärkt, sie reichen aber zurück bis 
zum CIA-Putsch 1953. 
Im Mai 1979, also einige Monate nach der Revolution, 
wurde der Generalsekretär der ant iimperialistisch-religiösen 
Mojahedin-e-Khalq, Saadati, vom Gelände der US-Botschaft 
aus entführt, dort mehrere Wochen in Gefängniszellen im 
Keller des Botschaftsgebäudes festgehalten und ist seitdem 
verschwunden. Durch die Besetzung der Botschaft konnten 
inzwischen auch eine ganze Reihe von Dokumenten und 
Materialien gefunden werden, die die konterrevolutionäre 
Aktivität der US-Vertretung und ihrer Angehör igen b e­
weisen: Funkgerä te für Spionage, Terroristenausrüstungen 
wie Bomben mit Fernzünder , Gifte, Gewehre mit Präzisions­
zielgerät und Dokumente, die die Verbindung und Anlei­
tung konterrevolutionärer Banden wie Forghan 2 beweist. 
Zur Zeit f inden Untersuchungen statt, bei denen überprüft 
werden soll welche der festgehaltenen Geiseln Spione sind 
und welche nicht. Bisher wurden daher auch schon einige 

nicht in konterrevolutionäre Tätigkeiten verstrickte Bot­
schartsangehörige freigelassen. Die Forderungen, die die 
Botschaftsbesetzer erheben, sind nicht nur Ausl ieferung des 
Schah und Konfiszierung seines dem iranischen Volk ge­
raubten Vermögcns über 40 Mrd Dollar, sie laufen insgesamt 
auf eine antiimperialistische Vert iefung der Iranischen 
Revolution hinaus. In ihren bisher veröffentlichten Kom­
muniques fordern sie u.a. verstärkte Säuberungen des Staats­
apparates vo n Elementen des gestürzten Schah-Regimes. 
weitere Verstaatlichungen und Abschneiden jeglichen im­
perialistischen Einflusses im Iran. 

Die Botschaftsbesetzung zündete eine Massenbewegung, die 
klare demokratische Forderungen und antiimperialistische 
Maßnahmen aufstellt. Und, wu besonders wichtig ist, d iese 
Bewegung ist weniger spontan wie zu Beginn der Revo­
lution. Organisatoren sind neben der fortschrittlichen Irani­
sc hen Geist lichkeit vor allem die Mojahedin und die Tudeh­
Part ei. Mit ihren antiimperialistischen Losungen und in 
ihrem organisatorisch wesentlich festeren Charakter wird 
diese Bewegung damit auch zur sich entwickelnden Akt ions­
einheit aller antiimperialistischen Kräfte. 
Mit der Ablehnung der Besetzung, der Massenaktionen und 
des Zusammengehens mit anderen antiimperia listischen 
Kräften haben sich die links-k leinbürgerlichen Vo lksfeday in 
inzwischen vollkommen von der Massenbewegung und d en 
sie tragenden Kräften isoliert. Sie entwickeln sich immer 
mehr zu einer bedeutungslosen linkssektiererischen Organi­
sat ion. 

Die "zweite Revolution": für die Unterdrückten 

Die Massenbewegung radikalisierte auch Khomeini. Seine 
Äußerungen sind inzwischen klar und deutlich gegen die 
Aktivitäten des US-Imperialismus gerichtet. Er spricht von 
"einer zweiten Revo lution" für die unterdrückten und 
ärmsten Massen des iranischen Volkes. Jede Form eines 
kapitalistischen Entwicklungsweges wird von ihm nun abge­
lehnt. 
Der bisher bedeutendste Erfo lg der antiimperialistischen 
Massenbewegung ist jedoch der Sturz der Rechtsregierung 
Bazargan. Das bisher bekanntgewordene Programm des der­
zeit die Amtsgeschäfte der Regierung wahrnehmenden 
Revolut ionsrates läuft auf eine antiimperialistische Entwick­
lung des Landes heraus: weitere Verstaatlic hu ngen, Festi­
gung der Macht der Revolutionskomitees. soziale Refor men 
und antiimperialist ische Außenpolitik. Besonders wichtig 
aber auch: dem kurdischen Volk wurde d ie nationale Selbst­
bestimmung gewährt und damit bahnt sich eine Lösung des 
Problems der nationalen Minderheiten im Iran an. 
Noch ist die Entw icklung j edoch nicht stabilisiert. Bazargan 
sitzt als "Vertreter der Rechtskräfte" wei terhin im Revo­
lut io nsrat. Der schillernde Ali Chamran, d em CIA-Ko ntakte 
nachgesagt werden,3 is t weiter Verteid igungsminister. Die 
Hauptbedrohung kommt jedoch von außen. Die USA dro· 
hen mit mili tärischer Intervention. Der Völkerrechtsbruch 
der Botschaftsbesetzung und die Geiselnahme werden zum 
Anlaß genommen, weltweit die Kampagne gegen die irani­
sche Revo lution anzuheizen, um die Bevölkerung für mili­
tärische Aktionen im Iran propagandistisch "reifzu­
schießen" (siehe auch Al B-Ak tue ll in diesem Heft ). Dies gilt 
besonders auch für die Rolle der Massenmedien in der BRD. 

Anmerkungcn: 
I) Siche dazu ausführlich: AlB, Nr. 11-12/1979, S. 46-~O 
2) Forghan wurde nach dem Volkssieg im Februar 1979 wegen der 

Ermordung von prominenten Penönlichkeiten . wie General 
Gharani oder Ayatollah Motahari (Mitglied des RevolUlionsrates) 
betunnt. Die Terrorgruppe rekrotien sich aus ehemaligen 
SAVAK-Agenten. 

3) Vgl. AlB, Nr. 11-12f I979, S. 50 
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Palästina 

Wolfram Brönner Palästina-Weltkonferenz 

Das in Camp David /Washington untl.:neichnctc Separat. Ver­
tragswt.'I'"k sci in Wahrheit eine militärpoliti$Chc Allianz 
IsracJ.USA-Ägyptcn, diese Bilanz zog der PLO·Vorsitzcndc 
YauCf Arafat in seiner prognmmat ischen Rede zur Eröff· 
nung der Palästina-Wc1tkonft.TCnl. in Linabo n (Rede-Au5-
riige nachstehend). Es sei lediglich "zur Irrcfüllrung der 
Wcltöffcntlichkcit a ls c in Fricdcnsvt."I' trag" feilgeboten wor· 
den, was die scithcrigcn Verbrechen d es Bl"gin-Rcgimcs be­
wiesen häuen: die israelische Aggrcuionspolitik gegen den 
Libanon, die Verschärfu ng der Bcsau:ungspolitik in den 
okkupierten paläst incnsischcn Territorien und der Aus­
schluß dt.T PLÜ. des einzig k-gitimcn Repräsentanten des 
palästincnsischcn Volkes aus dem Vcrhandlungsprozeß. Y. 
Arafat : "AblT d ie US-Po litik wird sich unverme idlich in der· 
selben Schlinge fangen und dieselben Ergeb nisse ernten wie 
in Vietnam und im Iran." 
Dieser imperia listischen Separatpolitik hielt der PLO-Vor· 
si tzende die Notwendigkeit entgl-gen, nlr einen "gerechten 
Frieden" im Nahen Osten zu kämpfen: "Wir fordern einen 
glTec hten Jo' riL'<ien, d essen Grund lagen und Ausmaße auf den 
Reso lutionen der UN·VollvlTsammlung, speziell dlT auf d er 
XX IX. Sitzung angenommenen Resolution 3236, beruhen 
· .. Es ist der aufricht ige Aufruf zum Fril'<ien im Lande des 
Friedens (Palästina : d. Vcrf.). AblT es kann keinen Frieden 
geben, solange unser Vo lk zerstreut u nd unser Land o kku· 
piert b leibt." 

Kein Nahostfriede ohne die PLO 

YaSSlT Arafats Vo tum fa nd die UntlTstützung der 750 Oele· 
gilTten aus über 100 LändlTn, die in Lissabon vom 2.·6. 
November 1979 zur "Weltko nfL-renz zur Solidarität mit den 
arabischen Völk ern und ihrer zentra len Frage: Palästina" 
zusammentrafen. Die in vier Kom missio nen und der PIe­
numssitzungen erarbeiteten Konfcrenzdokument e, die Lissa· 
bonet Deklaration , die Resolution 
zur Einheit des Kampfes der arabischen Nation und der 
Völker d lT Welt sowie da s Aktio nsprogramm, stellt en a ls die 
essentiellen }-'o rderu ngen für einen gerec hten Nahostfrieden 
heraus: 
• die Ein lösu ng a ller rekva nlen UN· Reso lutionen zur Pa· 

lästinafrage und die unbedingte Beteiligung der ~LO, des 
e inzig k-gilimen Repräsenta nten des a rabischen Volkes 
Palästinas, an jedweden Verhandlungsschritten; 

• bedingungsloser vo llständiger und sofort iger Abzug Israels 
aus a llen okkupierten arabischen und paläst inensischen 
Geb ieten e inschließlich J lTusalem: 

• Wiederherste llung der natio nalen Rec hte d es arabischen 
Volkes I'aläst inas, die das Rloc ht auf Rückkehr, Selbstbe· 
stimmung, und Errichtuug ei nes natio na len unabhängi. 
gell Staa tes umfassen. 

Das Weltforum von Lissabon verurt ei lt e entschieden die 
Scparatverträge vo n Camp David/Washington, die sog. Auto· 
nomie-Verha ndlungen Israeb, Ägyptens und d er USA übcr 
die okkupierten paläuinensischen Territorien (Wesljorda n. 

& 

und Gaugebiet), die israelisc he Libanoninterventio n sowie 
die Drohpolitik des US-Imperial ismus. 
"Die Konferenl. stellt fest," so heißt es in der Reso lut ion 
zur Einheit. "daß von den Kräften des Friedens und der 
Befreiung im Kampf gegen den Imper ialismus Fort schritte 
Cr",delt werden konnten. Neue Entw icklungen ere ignetcn 
sich in Nikaragua, dem Iran und Afghanistan. Die Konferenz 
vlTurteill d ie US-Pläne, e in Milit ärbündnis auf der Basis der 
Vercinbarungen von Camp David und Washington zu schaf· 
fen. Sie klagt entschieden die Dro hungen von US- Rcpräsen. 
tanten an, in arabischen Ländcrn m ilitärisch zu intervenie. 
ren. Oie Stärkung der US-M ilitärpräscnz im Nahen Osten 
und am Arabischen Go lf (gemeint ist d er Persisc he Golf: 
d. Verf.). die Absichcrung der Interessen der Transnationa· 
len und d ie Wied erherstellung dcr US- Kontrolle über die 
arabischen Olressourcen entstammen I' länen, die der Global· 
strat egie des Weltimperialismus dienen sollen, und die die 
grund legenden Int eressen a ller Völker bedrohen." 

Unterstrichen wurde ferner, daß die Vcrsuche vo n US· Rl'­
präsentant en und transnationalen Monopolen, sich der 01· 
ressourcen der Regio n wieder zu bemäc htigen. gegebenen. 
falls mit dem Einsatz der Olwaffe zu beantworten sei. Die 
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US·Pläne stellten insofern eine "ernsthafte Gefahr für die 
Gru ndmi cressen der Völker Europas dar", die bekanntlich 
über d ie Hälft e ihrer Ölimporte aus dieser Region bez iehen. 

Die Veranstaltung dieser Palästina-Konferenz in e inem west· 
europäischen NATO·Land bezweckte, gerade hier, wo die 
PLO auf Regierungsebene noch nicht anerkannt, wo ihr Ziel 
eines Palästinenscrstaates noch nicht unterstützt wird, ein 
Stück voranzukommen. Die Tatsache, daß Y. Arafat vom 
portugiesischen Staatspräsidenten Eanes und der portugie· 
sischen Regierung empfangen wurde, signalisierte die grund­
sätzliche Bereitschaft Portuga ls demnächst ab erster Staat 
Westeuropas diplomat ische Beziehungen zur PLO herzustel­
len. 

Wie die aktive Unterstützung der Lissaboner Konferenz 
durch die l'ortugiesische Kommunist ische und Sozialist ische 
Partei, die Gewerkschaft szentrale Indersyndical (sie organi· 
sierte ein Palästina-Massenmeeting mit 10.000 Teilnehmern) 
sowie durch solche Persönlichkeiten wie den Expräsidenten 
General Costa Gom es oder das Revolutionsratsm itglied 
Exaußenminister Melo Antunes (beide gehörten dem Kon· 
ferenz·Präsidium an) anzeigt, steht hinter diesem Engage­
ment für die Sache der Palästinenser der Druck einer breiten 
Volksbewegung. Hinzu tritt das nicht uneigennützige Ansin· 
nen der Regierenden in Lissabon, durch ein - flir die Mit· 
gliedsstaaten der NATO bislang einmaliges - entschiedenes 
Eintreten flir eine UN.Lösung des Nahostproblems sicherzu­
stellen, daß Portugal im Falle einer Wiederanwendung der 
arabischen Dlwarre v(''Tschont bleiben möge, d.h. es vom 
Stopp der arabisch·iranischen Öllieferungen ausgenommen 
sein w ird. 
Ein Grundanliegen der Weltkonferenz, niedergeschrieben im 
Aktionsprogramm, ist die Orga nisierung von So lidaritäts­
kampagnen in den kapitalist ischen Hauptländern, die auf die 

ABAB 

Im u..aoo..ne' Konf" ,cI\lpn.idium : Por'ugol> E>prä>idt", Coo,. Gorne. (2. '.1.) und V.,..;, ",.1., 

sc htießlic he Anerkennung der PLO durch die Regierungen 
und auf deren Respektierungen der Resolutionen der UN­
Vollversamm lung zur Palästinafrage abheben. Diese auf 
Westeuropa und die USA ausgerichtete politisc h-diploma­
tische Druckentfachung heißt indessen nicht, daß die PLO 
und Staaten der Arabisc hen Front der Standhaft igkeit 
(Libyen, Algerien, Südjemen, Syrien) ihre Hauplverbünde. 
ten aus dem Blick verloren hätten. Als solche wurden in 
allen Ko nferenzdokumenten namentlich die sozialistischen 
Länder (überdies namentlich die Sowjetunion), die Nicht­
paktgebundenen sowie die demokratisc hen und progressiven 
Kräfte in aller Welt gena nnt. 
Diese umfassende Solidaritätsorient ierung wurde in 
Lissabon lediglich getrübt durch die Nichtpräsenz von Ver· 
tretern der Palästinensischen Natio nalen Front der 
okkupierten Gebiete (Israel blockierte ihre Ausreise) und 
der demokrat ischen Bewegung Israels; bekanntlic h hat die 
PLO 19 77 die Zusa mmenarbeit mit letzterer zum pro­
grammatischen Punkt erhoben, mußt e allerdings in diesem 
Fall nationalistisc hen arabisc hen Kräften ein Zugeständnis 
machen. Es wäre zu wünschen, daß das als Solidaritäts­
Komitee künft ig weiterarbeitende Internationale Vorberei· 
tungskomitee der Lissaboner Welt konferenz - den Vorsitz 
hält der libysche Generalsekretär des Arabischen Vo lk s­
kongresses, Hamidi - diese antiquierte, schädliche Position 
zu überwinden vermag. 

Dennoch: Die Betonung der praktischen Unterstützungsar. 
beit für die pa lästinensisch.arabische Sac he und ein konse­
quenter Antiimperialismus gaben dieser b isher breitesten 
Manifestation der Palästina·So lidarität das Gepräge. Für die 
demokratisc hen Kräfte Westeuropas war Lissabon Anstoß.. 
punkt und Ermutigung, da s Agieren für die gerechte Sache 
des palästinensisc hen Volkes zu verstärken, zu efrektivieren. 
Port ugal sollte Schule machen. 
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Yasser Arafa! Ist das der Friede 
von Camp David? 

,( ... ) Die Unverschäm theit der fortgeselzten imperialistisch­
zionist isc hen Angriffe hat andererseits die Standhaftigkeit 
des arab ischen Volkes von Palästina und seine unbeugsame 
Entschlossenheit, sein Land von der rassistischen israeli­
sc hen Besatzung zu befreien, unter Beweis gestellt. Es ist 
auch ein Beweis für die Entschlossenheit unserer arabischen 
Nation, die Kontrolle über ihre Reichtümer zu erlangen, die 
sich der Us.Jmperialismus und seine Verbündeten im im­
perialistisch.kolonial istischen Lager widerrechtlich angeeig­
net haben. 
Angesic hts dieser Realität beendet der Polyp Weltimperialis. 
mus keineswegs seine Verschwörungsaktivitäten zur Spal­
tung unserer arabischen Nat ion, sondern setzt seine ab­
stoßenden Versuche fort, das paläs tinensische Volk u nd 
seine Revolution unter der Führung seiner einzig recht­
mäßigen Vertretung, der PLO, zu liquidieren. ( ... ) 
Das J ahr 1979 sah den Niedergang von mehr als einer im­
perialistischen Bastion im Nahen Osten. Es sa h den Sturz 
des Schah des Iran, nachdem die paläSl inensische Re­
\'olul ion gestärk,t aus dem schmutzigen Bürgerkrieg im 
Libanon 1 hervorgegangen war, welchen Kissinger gepla nt 
und d er CIA mit dem Ziel ausgeführt hatte, die palästinensi. 
sehe Revo lution zu liquidieren und einen Schlag gegen d ie 
nationalprogressive Bew egung im Libanon zu führ en, die mit 
uns in einer Front gegen den gemeinsamen Feind steh t und 
deren Kämpfer ihr Blut Seite an Seite mit unseren eigenen 
vergossen haben. 

N ur einen Monat nach dem Sieg der iranischen Revo lution 
$ehuf Washington eine neue aggressive All ianz im Nahen 
Oslen, um den Verlu st, den es durch den Zusammenbruch 
der CENTO 2 erlitt, auszugleichen: eine All ianz zwischen 
Israel und dem ägypt ischen Regime unter der Kontrolle und 
dem Schutz der USA im Kietwasser der " arce von Camp 
Dav id und des israelisch-ägyptischen Fried ensvertrages. Der 
US- Imperialismus versuchte, diesem aggressiven militärl­
schen Pakt den Anschein eines Fried ensvertrages zu geben, 
um die Weltöffenl lichkeit in die Irre zu führen, die sich im 
allgemeinen wegen der Rolle, die diese Bündnisse gegen die 
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kämpfenden Völker auf der ganzen Welt gepielt hab en, ge­
gen US-Militärbündnisse stellt. 
Dennoch, Brüder und Genossen, wurde die wahre Natur die­
ser neuen amerikanischen Allianz sehnell emhüllt; denn Waf­
fenlieferungen an Israel im Wert vo n 13 Mrd Dollar und der 
Beginn der unverschämten Aggression gegen das libanesische 
und palästinensische Volk im Libanon sind keine Schritte 
zum Frieden, sondern eher ein verzweifelter Versuch des 
Imperialismus und des Zionismus die Stützen ihrer Herr­
schaft in diesem Gebiet, die ernsthaft erschüttert worden 
sind, zu konsolidieren. Wenn wir b egin sagen hören, daß 
sowohl Haifa als auch Alexandria in dieser Region Stütz­
punkte für die US·Flotte sind, so ermöglicht uns dies, die 
Natur der gemeinen Rolle zu verstehen, die Israel und die 
ägyptische Regierung als Hüter kolonialer In teressen im 
Nahen Osten und Afrika übernommen haben. 

Dem "Autanomie"-Komplott widerstanden 

Ich möchte nicht im Detail auf diesen falsc hen Frieden, der 
in Camp David unterzeichnet wurde, J ei~ehen: Es wird 
genügen, wenn ich eine Tatsache nenne, die heul e größten. 
teils beka nnt ist: Die an Camp David beteiligten Parteien 
na hmen sich selbst das Recht heraus - im Dienste ihres 
aggressiven Bündnisses - die Palästinenserfrage zu behan­
deln und in Abwesenheit des palästinensischen Volkes und 
seiner ei nzigen legit imen Vertreterin, der PLO, trOtz der 
Verurteilung durch die ganze Welt , über die Spaltung dieses 
Volkes und die Auf teilung seines Landes zu verhandeln. 
Im besetzten Palästina fährt die israelische Regierung fort, 
Land an sich zu reißen, Siedlungen zu bauen, Bürger auszu­
weisen und ihre Wuservorräte zu übernehmen und zu kon­
trollieren, all dies mit o rfizieller Billigung. Im Libanon setzt 
der israelisc he Feind seinen Vernichtungskrieg sei t dem­
selben Augenb lick fort, da dieser Vertrag unterschrieben 
war, und zwar mit modernen, in den USA hergestellten Ver-



nichtungswaffen, von denen etmge sogar international 
verboten wurden. Dieser Krieg hat zur Vertreibung von über 
600.000 palästinensisc hen und libanesischen Bürgern au s 
ihren Häusern und zur Entvölkerung der libanesischen 
Städte und Dörfer sowie der Palästinenser lager im Süd­
libanon getuhrt. 
Ist das d er Friede von Camp David ? Sagten sie nicht, daß es 
keine Kriege mehr geben würd e? Die Gesichter wurden 
demaskiert und das Verbrechen ans Licht gebracht. Dies ist 
der Friede der Aggressoren und Besetzer, ein Friede, der auf 
Aggressio n und Expansion basiert, auf der widerrechtl ichen 
Aneignung von Land und der Vertreibung seiner Bewohner. 
Es ist der Friede von Terroristen und Neo faschisten. 
Das palästinensische Volk erleidet unter der Okkupation, 
Unterdrückung, Verhaftungen. "'Massenbestra fungen und 
andere Formen fasc hist ischer Brutalität. Es wehrt sich 
tapfer gegen die z ionistische Besatzung und die Anschläge 
des Imperialismus auf eine Art, die seine Feinde überrascht 
hat. Unser unter der Okkupation lebendes Volk hat das 
.,Auto nomie"·Komplol! sow ie alle Versuche zu seiner 
Durchsetzu ng seitens der USA, Israels und des Sadat· 
Regimes zurückgewiesen, wobei es allem Druck und der 
neuen Sklaverei, die dieser Plan beinhaltet, widerstand. 
Dank dem konsequenten Kampf unseres Volkes in d er Ab· 
lehnung des "Auto nomie"·Pla nes, dank seiner Identifi· 
z ierung mit der PLO, seiner einzig r echtmäßigen Vert reterin, 
und dank der mutigen Anstrengungen unserer Revolutionäre 
überall , ist der Plan von Camp David in eine Sackgasse ge· 
ra ten, und mit ihm d ie Polit ik der US·Administration. ( ... ) 

Palästina und die Olwaffe - nicht zu trennen 

In der Tat, d ie internat ionale Meinung, die Resolutionen der 
Arabischen Gipfelkonferenzen, d ie Resolutionen der nicht· 
paktgebundenen Staaten, die prinzipielle und feste Haltung 
der sozia listischen Länder, an ihrer Spitze unser Freund, die 
Sowjetunion. sow ie auch die zunehmende Anerkennung der 
PLO in Europa und Lateinamcr ika unterstreichen die 
schwache Position des falschen Friedens von Camp David 
und fordern d ie Beendigung der destrukt iven Allianz und 
die Anerkennung der Tatsache, daß ein Friede im Nahen 
Osten ohne das paläs tinensische Vo lk nicht erreicht werden 
kann. Ich erkläre hiermit, im Namen des palästinensischen 
Volkes und seiner Revolut ionäre, daß es in dieser Region 
keinen Frieden geben ka nn, keine Stabilität und keine Re· 
gelungen, ohne das paläst inensische Volk und ohne die Ver· 
wirklichung der unveräußerlichen Rechte dieses Volkes, ein· 
schließ lich seines Rec hts auf Rückkehr, auf Selbstbe· 
stimmung und auf Errichtung seines unabhängigen Staat es 
auf seinem nationalen Territor ium. ( . . . ) 
Ich möchte hier hinzufügen, daß der Imperialismus und 
Zionismus versuchen, die Reichtümer unseres arabischen 
Landes auszubeuten, um sie als Waffe zur Versk lavung uno 
serer Völker und der Völker der Entwicklungsländer zu ge­
brauchen. Wir kämpfen daher dafür, das arabische Öl aus 
einer Que lle der Armut und Versklavu ng in eine Quelle des 
Wohbtandes für unser Volk und die Völker der Welt zu 
verwandeln. Ich gebe kein Geheimnis preis, wenn ich Euch 
sage, daß der Kampf für die Befreiung Paläs t inas Hand in 
Hand geht m it dem Kampf um das arabische ÖL ( . . . ) 
Brüder und Genossen. 
Frieden und Stabilität werden im Nahen Osten nur erreicht 
werden d urch den sofortigen und bedingungslosen Abzug 
der Kräfte des zio nistischen Aggressors aus allen arabischen 
und palästinensise hen okkup ierten Gebieten, und wenn das 
palästinensische Volk innandgesetzt worden ist, seine unver· 
äußerlichen nationalen Rechte, einschließlic h des Rechts auf 
Rückkehr und Selbstbestimmung ohne Einmischung von 

außen, und des Rechts, seinen eigenen unabhängigen Staat 
auf seinem nat io nalen Terr itorium zu errichten. Dies ist die 
Botschaft unseres Volkes an alle freien und friedl iebenden 
Vö lker. Es ist der ehrl iche Ruf nach Frieden im Land des 
Friedens; denn es kann keinen Frieden geben, solange unser 
Volk zerstreut und unser Land besetzt ist. Wir unter· 
scheiden zwisc hen Fr ieden und Kapitula tion; und die· 
jenigen, die eine Anerkennung der vo llendeten Tatsachen 
der z ionist ischen Okkupation und Siedlungen verlangen, for· 
dern uns de facto dazu auf, uns dem Willen, der Macht und 
der Unterdrückung des israelischen Aggressors zu beugen. 
Und obwohl Sadat die Kapitu lation zu den Bedingungen des 
Feindes akzeptiert hat, wird das Vo lk Ägyptens die Um­
wandlung von einer historisc hen Avantgarde der Region in 
ein besetz tes Land, das vom US.lmperia lismus und dem 
Welt zionismus abhängig ist, nicht flir a lle Zeit dulden. 

Der Nahe Osten - ein Pulverfaß 

Brüder und Genossen. 
Der Nahe Osten ist heute ei n Pulverfaß, das jeden Augen­
blick explodieren kann. Denn nach 30 J ahren Besatzung 
und Kriegen herrscht in unseren Ländern eine WeHe der 
Empörung gegen die imperialistischen, zionistischen Kom· 
plotte. Wenn die internationale Gem einschaft nicht zur 
recht en Zeit ha ndelt, wird die Explosion zweifellos statt· 
finde n. 
Deshalb glauben wir, daß die westeuropäischen Staaten -
wegen ihrer besonderen Rolle in der internationalen Politik 
und wegen ihrer vitalen Beziehungen zum Nahen Osten -
so fort d ie Initiative ergreifen müssen. und ihre intt.'Tna· 
tiona le Verantwortung tragen müssen, w ie dies auch die ver· 
schiedensten anderen internationa len Gruppierungen tun. 
Unsere Haltung gegenüber d en europäischen Staaten ist 
offen und prakt isch in übereinstimmung mit den arabi· 
schen, islamischen. afrikanischen und nichtpaktgebu ndenen 
Gipfelko nferenzen, sowie mit dem sozialistischen Lager. Sie 
besteht in einem ernsthaften und notwendigen Beitrag zur 
Vertreibung des Gespenstes einer totalen Explo sion, um 
damit die Gru ndlage zu einem umfassenden Frieden. der auf 
Gerecht igkeit basier t , und zum Sieg über den zionist ischen 
Rassismus und d ie Okkupation zu schaffen. 
Die fortgesetze Mißachtung der gerechten und unveräußer· 
lichen Rechte des palästinensischen Volkes wird nur zu 
neuen Problemen und zur Zerstörung fUhr en. Wir so llten 
nicht vergessen, daß d ie Sicherheit d ieser Regio n verbunden 
ist mit der Sicherheit des Mittelmct.'Traumes, Europas, 
Afrikas und Asiens, d.h. mit der Sicherheit der ganzen Welt. 
Deshalb fordere ich, vo n diesem Podium aus und im Namen 
der arabischen Nat io n und des pa lästinensischen Vo lkes, alle 
europäischen Völkl'T und Staaten auf, zu m Fr iedensprozeß 
im Nahen Osten beizutragen, wie dies auch die friedlie· 
benden und fr ei heit liebenden Völk l'T und Staaten geta n 
haben, die gegen alle Formen von Unterdrückung und 
Sklaverei kämpfen. ( ... ) 

Anmerku ngen der Redaktion: 
I ) Der libanesische Biirg<:rkrieg fand 1975/76 statt. Ihm fOlgte im 

März 1978 der israelische Südlibanon·Kriegszug. VgL AlB, Nr. 
9. 10/ 1976 und 5/ 19 78 

2) Die Zentrale Vertragsorganisation (CENTO) wurde 1959 die 
Nachfolgeorganisation des Bagdadpaktes (gegr. 1955), nach dem 
der Irak diesen aufgt:kündigt hatte. Die CENTO fungierte ab 
Bindeglied des Rings um das sozialistische Lagt:r, zwischen NA TQ 
und SEATO (aufgelöst 1977). Mitgl iedsländer diClie. angloameri­
kanisch beherrschten Bündnisses waren bis zum Frühjahr 1979 
der Iran, Pakistan und die Türkei. 

3) Zu den Vert ... gswerken von Camp David und Washington .iehe: 
AlB, Nr. 11·12/ 1978 und 5fl979 
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Bassam Shakaa 

Zur PLO gibt 
es keine Alternative 

Bassam Shakaa, gewählter Bürgermeister I/on No.blus, war 
am /1. November 1979 von den israelischen Besatzern ftir 
abgesetzt eTkliirt, inhaftiert und mit der Deportation aus 
dem Westjordangebiet bedroht worden. Als couragierter 
Gegner der zionistischen Siedlungsexpansion wie der sog. 
Autonomie- Verhandlungen und als offener Parteigänger der 
Paliistineruischen Bejreiungsorganisalion (PLO) war er der 
Begin-Regierung von Anfang an ein Dorn im Auge. Mit 
seiner Ausschaltung sollte zugleich der Palästinensischen 
Nationalen Front der okkupierten Gebiete ein exemplari. 
scher Schlag /JeTsetzt werden. Die paliütinensische Bevölke­
rung im Wes/jordan. und Gazagebiet antwortete mit Massen­
demonstrationen und einem Generalstreik. Die Bürgermei­
ster der okkupierten Gebiete erkliirlen sich mit B. Shakaa 
uneingeschränkt solidarisch und traten demonstrativ uon 
ihren Posten zunick. Bei der Verhandlung uor dem Obersten 
Gerichtshof in Tel Auiu am 25.11.1979 waren sämtliche 
westjordanische Bürgermeister und die ParIamenIsabge­
ordneten der Israelischen Kommunistischen Partei er­
schienen, um B. Shakaa den Rücken tu. stärken. Ermutigt 
auch durch die breite internationale Resonanz - der UN­
Sicherheitsrat hatte sich ebenfalls solidarisch erklärt - trat 
der prominetlte Bürgermeister von Nablus in den Hunger­
streik. 
Am 5. Dezember gab schließlich der Mililärgouverneur des 
lVestjordangebiets in Beith EI bekannt, B. Shakaa werde 

freigelassen und dürfe seine Tiitigkeit als Bürgermeister 
wieder aufnehmen. Auch der Deportationserlaß wurde zu­
rückgenommen. lVarum dieser Repräsentant der Nat ionalen 
Front dem Besaturregime so gefiihrlich erscheint, klingt in 
dem fo lgenden Interview an. Die .. Gefahr" besteht insbeson­
dere in ihrer Orientierung auf den ak tiven Massenwiderstand 
und auf einen unabhängigen Palästinenserstaat in den seit 
1967 von Israel okkupierten Territorien. 

( .. . ) FRAGE: Warum betrachten Sie die Autonomie 
nicht als ersten Sehrit zur Errichtung eines Staates im Wcst­
ufer, inJerusalem und in Gaza? 
B. SHAKAA: Wir lehnen den Selbslverwaltu ngs- Plan hun­
dertprozentig ab. Die Idee stamm t weder vom palästinensi­
schen Volk noch von den anderen arabischen Völkern. Es ist 
der Plan earters und .Begins, um die palästinensische Iden­
tität zu zerstören und die Palästinenser auf unbestimmte 
Zeit unter israelischer Kontrolle zu halten. 
Israel versuc ht z.ZI. mit allen Mineln. palästinensiche Ver­
treter zu finden, die die PLO ersetzen so llen. Sie haben 
versucht, uns Bürgermeister dafür zu gewinnen, was ihnen 
nicht gelungen ist, trOl" z der Drohu ngen, die die Militär· 
behörden gegen uns ausgesproc hen haben. ( ... ) 

FRAGE: Was sind Ihrer Meinung nach die notwendigen Ele­
mente für eine friedliche Lösu ng im Nahen Osten? 
B. SHAKAA: I. Wir verlangen das Selbstbestimmungsrecht 
rur das paläslinensische Volk, d .h. das Recht der Palästinen­
ser auf einen unabhängigen palästinensischen Staat auf 
palästinensischem Boden im Westufer, in Gaza und Jerusa-
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Icm. 2. Wir fordern die Anerkennung der PLO als e inzig 
legit ime Vertreterin des paläst inensisehen Vo lkes. 3. Wir fo r· 
der n da s Recht auf Rückk ehr in die Heimat für alle Palästi­
nenser. 4. Unsere zukünft igen Beziehungen zu den J uden 
hängen yon ihrer Haltung uns gegenüber als Palästinenser ab. 
Werdcn sie uns a ls Gleichberechtigte mit einer Einstellung. 
die auf Zusammenarbeit und Versländigungsbereitschaft be­
ruht, behandeln, od er werden sie mit u ns so umgehen, wic 
sie das jetzt tun, uns als Menschen zweiter Klasse zu be­
trachten, den Juden unt erlegen. 
Erreicht werden können und müssen unsere Ziele durch un­
seren bewaffncten Kampf und unsere diplomatischen Be· 
mühungcn auf internat ionaler Ebene. Die Zionisten müssen 
begreifcn, daß wir ein Volk sind, das ex ist iert, und daß wir 
f"\lr unsere gru ndlegenden Menschenrcchte kämpfcn. ( ... ) 

FRAGE: Wie groß ist die Unterstützung, die die PLO bei 
den Bewohnern der besetzten Gebiete genießt? 
B. SHAKAA: Die PLO ist unsere Exist enz. Sola nge wir als 
Palästinenser existieren, existiert die PLO. Wir unterstützen 
die PLO. Zu ihr gibt es keine Alternative. Ganz egal wie 
groß die militärische Stärke der PLO ist, wir unterstützen sie 
und arbeiten mit ihr zusammen. 
FRAGE: Ist die isracJische Militärverwaltung liberaler odl.T 
schärfer geworden seit dem ägyptisch-israelischen Friedens­
abkommen? 
B. SHAKAA: Zweifellos ist sie yiel unterdrückerischer ge· 
worden seit der Sadat-Initiative. Sie haben mich persönlich 
bedroht. Sie lehnen es ab, mir eine Ausreisegenehm igung 
nach Amma n Odl.T in die USA zu erteilen. Sie haben cs sogar 
abgelehnt, mir einen schrift lic hen Bescheid über die Ableh· 
nung meines Visaantrages in die USA zu sehicken. Ich war 
von der Vereinigu ng arabisch·amerikaniseher Akademiker 
und dem Pa lästina·Mensehenrec htskomitee in Washington 
dorthin eingeladen worden. 
In den vergangenen 6 jI,·lonaten haben sie in Nab lu s mehr 
Menschen als je zuvor verhaftet. Sie habcn unsere Schulen 
gesc hlossen und beschlagnahmen immer größere Teile un­
seres Bodens. ( ... ) 
FRAGE: Wieviele Einwohner der besetzten Gcbiete sind 
während der Besatzu ng ins Gdängnis gekommen ? Welche 
Verhörmethoden und Gerichtsverfahren benutzen die 
Israelis gegenüber den Gdangenen? 
B. SHAKAA: Hundertc von Menschen sind ohne beso ndere 
Anklage im Gdängnis. In dcr Regel bleiben sie 3 Monate im 
Gefängnis und werden dann ent lassen. Ich als Bürgermeister 
habe keine Erlaubnis, da s Gefängnis zu besuchen. Ich erhielt 
ein Angebot von der Behörde, während der letzten Feier· 
lichkeiten 4 Gefangene zu besuchen. Ich habe abgelehnt, 
weil sie darauf bestanden haben. die 4 Gefangenen selber 
auszusuchen. 
Heute sind 600 Gefangene im Gefängnis von Nablus, das 
von Jordanien für höchstens 125 Gefa ngene gebaut worden 
war. S ie können sich vorstellen, welc he Bedingungen dort 
herrschen. 
(Quelle: Palästina Bulletin, Bonn, Nr. 46/16. 11.1979) 



China -Vietnam 

Jürgen Reusch "Modernisierung" 
auf tönernen Füßen 

Im Herbst 1979 besuchte der chinesische Parteivorsitzende 
und Ministerpräsident Hua Guofcng die Bundcsrcpublik und 
einige andere wencuropäischc Staaten, also die imper ial isti­
schen Metropolen, mit denen sich die Pckingcr Führung zur 
Realisierung ihres "l\lodcrnisicrungsprogramms" auf Gedeih 
und VL7d l.Tb verbündet hat (siche auc h AlB, NT. 4 /1979). 
Huas Besuch bedeutete eine Ermunt erung der reaktionären 
und aggressiven Kräfte, die gegenwärtig nach vorne drangen 
und mit der geplant en Stationicrung atomarer Mitt el­
streckenraketen in Westeuropa die Entspannung unterlaufen 
und die strategische Wcltlagc nach rechts verschieben wol­
len. 
Hua s Besuch macht auch deutlich, welch großes Int eresse 
imperialistische Führungskreise an dem haben, was die Pe­
kinger Führung "Mod<''fnisierung'' nennt. Oie Bundesre· 
gierung ist an der gemeinsamen Ausbeutung chinesischer 
Edelmetalle interessiert (vgl. auch den Besuch von For· 
schungsministCT Hauff in China), Abkommen über wirt· 
schaftliche Zusammenarbeit, ein Kultur· und Konsularab· 
kommen wurden vereinbart. Die Bundesregierung versprach, 
bei der EC·Behörde in Brüssel weitere Handelserleichte­
rungen für China durchzusetzen. Hua besuchte zahlreiche 
Konzerne, mit denen umfangreiche Projekte geplant sind , 
und ließ sich von DIHT·Chef Amerongen die Grundsätze 
eines sozialistischen Aufbaus erläutern, der auc h den Unter· 
nehmerzentralcn gefällt. Besonders eng gestalteten sich die 
übereinst immungen im CSU.regierten Bayern. 

Bonn-Besucher Hua: unter Freunden 

Multis und imperial ist isc he Führungskreise zeigten großes 
Interesse daran, e in maoistisches China als aktiven Bündnis­
partner in der Welt langfrist ig aufzubauen und zu stabili­
sieren. 
Das vom X. Parteitag (1973) schon erstmals angedeutete 
aber damals noch sehr umstrittene "Modernisierungspro. 
gramm" wurde auf dem XI. Parteitag (1977) und der I. Ta­
gung des V. Nat ionalen Volkskongresscs (1978) offiziell ver­
kündet. Seither wird es unter Führung von Uua Guofeng 
und Oeng Xiaoping vertreten. 
Was is t nun eigentlich daruntL'f zu verstehen? Hua sagte 
dazu auf dem XI. Parteitag, es handle sich im wesent lichen 
um die rasche Steigerung der Produkt ion und die Vorberei­
tung auf einen Kricgsfall: "Um China bis zum Ende dieses 
J ahrhunderts zu einem modernen und starken sozialist i­
schen Land aufzubauen, müssen wir auf politischem, wirt · 
schaftlichem, kulturellem, mil itärischem und außenpoliti­
sc hem Gebiet hart arbeiten und kämpfen. wobei die rasche 
Entwicklung der sozialistischen Wirt schaft letzten Endes 
entsc heidend ist." 1 
Ein Zehnjahreiplan (1976- 1985) als erste Phase dieser 
" Modernisierung" sah ursprünglich vor, eine jährliche Pro­
duktionssleigcrung von 10% in der Industrie und 5% in d er 
Landwirtschaft zu erreichen und 120 Großprojekte (u.a. 10 
Stahlkomb inate, 30 Kraftwerke, 10 Erdö l- und Erdgasfclder 

Toa>t...n.dlen H. S<honidt und Jl.onn·UuudIC. lluaOuof.ng 

usw.) l:U errichten. Dies alles sollte d urch umfangreiche 
Kreditaufnahm en bei imperial istischen Ländern und e ine 
enge Kooperation mit ihnen geschehen. 
Ungeachtet der inzwischen \'orgenomrnenen Abstric he an 
diesem Programm muß man dazu grundsätzlich feststellen : 
1\·li l Rückkehr zu marxist ischen Pri nzipien hat es nichIS zu 
tun, auch wenn inzwischen in China gelegentlich wied er auf 
den VIII. Parteitag von 1956 Bezug genommen wird. Die 
"Modernisierung" wird zum Hauptinhalt der Politik erklärt. 
Als Zweck dt'T "Rt'Volution" wird keine soziale, auf die Be­
dürfnisse der Menschen geric htete Zielvorstellung ent­
wickelt, sondern di e .,Bcfreiung der Produktivkräfte" ange­
geben. 

Die Politik ist ein Millel zur Realisierung der "Modernisie­
rung". Diese ist nicht für d ie Menschen da, sond ern umge­
kehrt: die Menschen sind für die "Modernisierung" da. Sie 
wird nationalistisch als Weg zur Weltmacht China ausgelegt. 
Als Si nn des Sozialismus betrachte t man mehr und mehr die 
erschöpfende Nutzung der Ressourcen des Landes unter 
Führung des maoistischen Staates als Eigentümer der Haupt. 
produktionsmittel. "Sozia lismus" is t nicht das Ziel der Po li­
tik - dazu müßte erst einmal genau gesagt werden, was er 
den Menschen bringen soll - sondern ein Vehikel zur Ent­
wicklung der Produktivkräft e im Zusammenha ng m it der 
"Modernisierung". Nic ht diese dient dem Sozia lism us, son­
dern der "Sozialismus" dient der ,.Modernisierung", d.h. 
dem effektivsten Kurs des Großmachtchauvinismus. 
Die hochtrabend en Ziele, bis 1980 die Grundlagen d er 
"Modernisierung" verankert zu haben, um bis zum Jahre 
2000 zu den führenden Ind ustr ienat ionen d er Weh aufzu­
steigen, erwiesen sich jedoch sehr rasch als völlig unreali­
stisch. Schon eine 3. Tagung des KPCh·Zentra lkomitees im 
Dezember 1978 nahm radikale Kürzungen an dem Pro­
gramm vor und ergänzte es durch eine Art Sanierungsplan 
rur die krisengefährdete Wirtschaft. Eine - in der öffent· 
lichkeit kaum bekanntgemachte - Arbeitstagu ng des ZK im 
Apr il 1979 befaßte sich vordringlich mit den ökonomisc hen 
Schwierigkeiten. Gegenüber dem CO U- Po litiker Gcrhard 
Schrödcr, der im Frühjahr 1979 Peking besuchte, sprach 
Vizeminis terpräsident Li Xiannien von einer unumgängli. 
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chen "Revisio n der Planvorhaben".2 Eine 2. Tagung des V. 
Nat ionalen Volkskongreucs im juni 1979 sprach d:u Schd· 
tern des ursprünglichen "Modernisierungsprogramms" ein 
jahr nach seiner Verabschiedung offen aus und verordnet e 
zur Vermeidung neuer Erschütterungen drastische Kür:t.:ungs­
und Sparmaßnahmen. Davon wird weiter unten noch zu 
sprechen sein. 
Wie sehr d ie "vier Modernisierungen" auf tönernen Füßen 
stehen, wurde blit:t.:artig sichtbar nach dem Pekinger Viet­
nam-Feldzug. Die großen Verluste, die rasche Erschöpfung 
der finanziell en Mittel, und die unfreiwillig aufgezeigte 
Rückständigkeit der maois t ischen Armee beschleunigten 
eine Umorient ierung: Stopp vieler Investitionen, Abstriche 
am Lebensstandard, verstärkte Aufrüstung. Die Rechtspresse 
fand es ganz normal, daß nun die Hauptanstrengungen auf 
die militärische Modernisierung verlegt wurden.J 

So machte die Pekinger Führung nach dem Thatcher-Re­
gierungsa nuitt in Großbritannien deutl ich, sie sei auch wei­
terhin am Kauf des Senkrechtstarters " tlarrier" brennend 
interessiert und sei in der Lage, die Kosten in Höhe von 
rund 2,4 Mrd DM zu bezahlen. Auch die im Märl 1979 
abgeschlossenen Lieferverträge mit dem Rüstungskonzern 
Messerschmilt-Bölkow-Blohm in Höhe von einigen Hundert 
Mio DM betrafen vorwiegend militärische Ausrüstungen. Die 
Pekinger Führung strebt weiterhin umfangreiche Käufe von 
Waffen und anderen militärischen Anlagen im kapitalisti. 
schen Ausland an. 4 

So sind die tatsächlich für Rüstung ausgegebenen Summ en 
in Wirklichkeit höher als die o ffiz iellen Etatposten für "Ver­
teidigung'" die auf der 2. Tagung des V. Nationa len Volks­
kongresses erstmals bekanntgegeben wurden: 1978 rund 
16,8 Mrd RMBY (I Yuan RM B = 1,16 m, .. I), d.h. 12,6% 
Steigerung gegenüber 1977: 1979 20,2 Mrd RMBY, d.h. 
20% Steigerung! 
Im Frühjahr 1979 wurden erste Beflirchtungen geäußert, das 
große Geschäft könne ganz oder weitgehendst ausbleiben. 5 

Vizepräsident Gu Mu kündigte e ine drast ische Rt.-duzierung 
der industriellen und infrastrukturellen Investitionen an. 
Zahlreiche Aufträge an Konzerne kapi ta listischer Länder, 
die mit Kreditaufnahmen in MilJiardenhöhe verbunden wa· 
ren, wurden auf Eis gelegt oder ganz rückgängig gemacht. 
Das betraf sämtliche Aufträge für den Import japanischt. ... 
Industr ieanlagen, besonders die ehrgeizigen Stahlwerkpro. 
jekte (davon waren auch deutsche Konzerne betroffen), und 
weitere Kreditabkommen, z.B. m it holländisc hen KonSC>T­
tien über 2 Mrd Gulden, und eine Anleihe von 30 Mio Do llar 
bei der Chase Manhatten Bank in den USA, um nur einige 
wichtige zu nennen. 
Inzwischen wird kein Zweifel mehr daran gelassen, daß man 
fo lgende wichtige Ziele des "Mod ernisierungsprogramms" 
auf keinen Fa ll im vorgesehenen Zeitraum erreichen kann: 
die 85prozentige Mechanisierung der Landwirtschaft: die 
Produktion von 400 Mio t Getreide und 60 Mio t Stahl bis 
1985;Errichtung vo n 120 industriellen Großprojekten usw . 
Schon im Verlauf des jahres 1979 wurde entschieden, zahl· 
reiche geplante Betriebe nicht zu ba uen, sondern bestehende 
zunäc hst einmal :t.: u rentableren Einheiten zusammenzult.ogen 
und dabei veraltete und ungiinstig gelegene Betriebe zu 
schließen. Diese Umstrukturierung wird rund 20 Mio Men­
schen um ihre Arbeitsplätze bringen. Obwohl für sie angeb­
lich Umschulu ngen geplant sind, wird sich dadurch das Ar­
beilSlosenproblem weiter verschärfen, denn auch in anderen 
wirtschaft lichen Bereichen herrscht Arbeit$pla tzmangcJ. 
Der Wohnungsbau stockt, Versprochene Lohnerhöhunge'l 
lassen auf sich warten, Grundnahrungsmittel sind - entge­
gen andt. ... slautenden Ankündigungen - weiler ra t ioniert und 
z.T. zunehmend knapp. So auch andere GÜlerdes täglichen 
Bedarfs. Bei wichtigen Konsumgiitcrn gibt es Preiss leigerun· 
gen von 20·40%. 
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Nach offiziellen Rcgierungsschätzungen liegen die Reallöhne 
der Arbeiter heut e niedriger als 1965. Allein im Bt.n:ich der 
sozialen Verbesserungen sah das "Modernisierung$pro­
gramm" bis zum j ahre 2000 Investitionen von 700 Mrd Dol­
lar vor. Die Verwirklichung dieses Planes ist ernsthaft in 
Frage gestell t. 
Auch die Landwirtschaft steckt weiter in einer tiefen Krise. 
Die Mechanisierung ist m it 15% nach wie vor sehr gering. 
Investitionen wurden unter der hiao-Gruppe jahrelang ver­
nachlässigt, die Produktivität ist außerordentlich niedrig und 
sogar sinkend. 1957 wurden 286 kg Getreide pro Kopf pro­
duziert, 19 78 noch 270 kg. Im gleichen Zeitraum ging d ie 
landwirtschaftliche Nutzfläche von I J 8 Mio ha auf 
100 Mio ha zurück. 
Nach offiziellen Angaben leiden 200 Mio Bauern an ständi· 
gem Hunger. Ihre mangelnde Kaufkraft behinden zusätzlich 
die Meehanisieru ng der Landwirtschaft. In ihrer Not lösen 
die Bauern zum Teil die Produktionsgenossenschaften - ci· 
ne der größten Errungenschaften der Revolution auf dem 
La nde - eigenmächtig auf und suchen das Heil in der 
Rückkehr zur Einzelw irt schaft. 
Die ganze Misere der maoist ischen "Modernisierungs-Kon­
zeption" wurd e auf der schon erwähnten 2, Tagung des Na­
tionalen Volkskongresses deutlich. 6 Die Beschlüsse 
der Tagung stand en dann gar nicht mehr im Zeichen hoch­
strebender "Moder nisierungspläne", sondern unter dem 
Motto "Regulierung, Reform, Ausrichtung und Erhö hung". 
Mit einer er neuten "Regulierungsphase", der dritten nach 
jenen beiden, die dem "Großen Sprung" und der "Kultur· 
revolution"] fo lgten, wurde die Beseitigung der schlimm· 
sten Mißstände als wichtigste Aufgabe aufgefaßt. Hua 
Guofeng gab zu, man habe a llzu ehrgeizige Ziele rev idieren 
müssen und das Ausmaß der Mißwirtschaft unterschätzt. 

Ausmaß der Mißwirt schaft unterschätzt 

Der Kongreß legte längerfristige Pläne zunächst zu d en Ak­
ten und beschloß sta ttdessen ein dreijähr iges Sanierungspro­
gramm. Er räumt der Landwir tschaf t und dem Militär die 
Prioritäten der Investit ionen ein. Das heißt, daß zunächst 
einmal die Fundamente geschaffen wt.'Tden müssen, bevor 
überhaupt die maoist ische "l\lod ernisierung" begonnen wer· 
den kann, Hua betonte, es gehe jetzt nicht um weit ere 
" Klassenkämpfe im Sozialismus" (womit übrigens ein be­
kannter maoistischer Lehrsatz stillschweigend beerdigt wur· 
de), sond ern um die vorrangige Entwicklung der Produktiv· 
kräfte, um die Ausgleichung von Disproportionen, um ren· 
tablere Produktion, effekt ivere Leitung usw. 
Gewisse, allerdings bescheidene Einkommensverbesserun· 
gen, vor allem der Bauern, wurden als erforderlich aner­
kannt - allerd ings durch cine Erhöhung der landwirtschaft­
lichen Erzeugerpreise, Hua sagte offen, die daraus folge nden 
deu t lichen Preiserhöhungen würden den Lebensstandard 
vieler anderer Werktätiger senken. Die Bauern erhielten 
1978 nur 1/9 des durchschnit tlichen j ahreseinkommens der 
Arbei ter. 
Der Kongreß beschloß des weiteren u.a. ein Strafgesetzbuc h, 
ein Wahlgesetz und ein - sofort in Kraft getretenes Gesetz 
über j oint·Venture-Geschäfte mit ausländischen Unterneh· 
men, das die Investi tionen d ieser Konzerne in China regeln 
soll. Die maoistische Führung ließ keinen Zweifel daran, daß 
sie trotz aller objektiven Schwierigkeiten an umfangreichen 
Kreditgeschäften mit kapitalistischen Ländern fest halten 
wolle. Die Gründe s ind zu guten Teilen auch militärischer 
Natur: China soll in ein antisowjetisches Bündnis mit der 
NATO dauerhaft und stabil eingebunden werden. 
Daher erklärt es sich, daß nach dem Scheitern vieler geplan­
ter Kreditgeschäftc im t-rühjahr 1979 die Pekinger Führung 



nach und nach wenigstens einige festgefahrene Projekte 
wieder flott zu machen versuchte, und die angesprochenen 
Konzcrne ihr dabei auch entgegenkamen. Im j uni 1979 
wurde ein im Februar auf Eis gelegtes Kredilgeschäft mit 
drei japanischen Konzernen doch noch abgeschlossen. Es 
folgten Vereinbarungen m it weiteren japanischen Firmen. 
Dabei ging es um chemische Betriebe und das Stahlwerk 
Baoshan. Hua betonte auf der 2. Tagung des Nationa len 
Vo lkskongresses den Wunsch, weilcr intensiv mit den kapi. 
talistischen LändeTn zu koopcrieren. Allerdings werden 
Riesengeschäfte dabei vorerst d ie Ausnahme bleiben und 
eher Abschlüsse über kleinere AnJagen zustande kommen. 
Vo m gigant ischen China-Geschäft (Schätzunge n bewegten 
sich zw ischen 45 und 100 Mrd DoUar, die die Pekinger 
Führung in Form von Krediten, Anteilen und Kompensa· 
tionsgeschäften aufbringen wollte), werden auf absehbare 
Zeit nur Brucht eile realisiert. 8 

"Marktwirtschaftliche" Elemente und 
neue Kriegsvorbereitungen 

Abl .... auch das trägt - unter den gegebenen Bedingu ngen -
durchaus dazu bei, dem Kurs der Pekinger Führung neue 
gefährliche Akzente zu geben. Sie jongliert immer mehr mit 
"marktwirtschaft lic hen" Elementen und öffnet d er kapita. 
lis t ischen Marktspontaneität d en Zuga ng zur Wirtschaft 
Chinas. Wesentliche Konzernanteile an joint. V enture- Unter· 
nehmen dürfen offiziell höher liegen als 50%! 
Im Silden Chinas gibt es schon breite und immer noch wach· 
sende Zonen m it hunderten vo n sog. "gem ischten" Betr ie· 
ben, die anteiligt (auch mehrheitlich) dem lIongko nger oder 
japanischen Auslandskapital gehören und eine Art imperia. 
listischcn Kap italexport in das "Billiglohnland" China dar· 
stellen. Die chi nesische Regierung hat dem Auslandskapital 
d ie Rechte zur Leitung der Betriebe voll übertragen. Insge­
samt ist die Integration bestimmter Teile der chinesischen 
Wirtschaft in die kapitalistische Weltwirtschaft schon be­
sorgniserregend weit gediehen. Aber nicht nur darin liegt die 
Gefährlichkeit der Pekinger Führung. 
Sie trifft auch konkrete Vorberei tungen für einen zweiten 
Krieg gegen Viet nam. Sie fcst igt ihr Bündnis mit dem Impe­
rialismus besonders den USA, und stützt sic h dabei auf im­
mer einflußreichere Kräfte, die die SALT.II-Ratif izierung 
verhindern und eine neue Phase des WeUrüstens und des 
Kalten Krieges einlei ten wollen. 
US- Vizepräsident Mondalc besuchte China Anfang Septem. 
ber 19 79 und legte dabei eine politische Zeitbombe, die 
hochgehen kann, wenn die Wende zum Kalten Krieg mit 
aller Gewalt durchgesetzt werden soll. 9 Er erk lärte dort die 
Intl'Tessen der USA und Chinas - das sich immer noch als 
sozialistisch bezeichnet - a ls identisch und gab eine mili· 
tärische Beistandserklärung fUt China ab, wie sie Deng 
Xiaoping in den USA gefordert hatte. Die "c hinesische 
Karte" war gezückt. Mondale rechtfertigte auch nachträglich 
den Pekinger Vietnam·Feldzug. Wie Carter, Brzezinsk i und 
Mondale träum en auch d ie von Strauß repräsentierten 
Kräfte davon, mit Pekinger Hilfe das strategische Gleic hge. 
wicht zu ihren Gunsten zu vcrschieben und zurückliegende 
Niederlagen (Vietnam , Iran, d ie Nichtpaktgebundenen -
Konfercnz in Havanna usw.) auszugleichen. 

Was China angeht, so sind die Arbeiter und Bauern die 
letzten, die an solcherlei "Modernisierung" interessiert sind. 
Die geplagte Bevölkerung hat daher in den vergangenen 
Monaten häufig und unübersehbar ihre legitimen Rechte 
durch öffen tliche Aktionen vertreten und sich gegen den 
mao istischen Kurs zur Wehr gesetzt. Solche Proteste waren 
wohl gemeint, als der stellvertretende Part eivorsitzende Ye 
jianying davon sprach, in China gebe es "nur" 5% Klassen· 

feinde. Bei e iner gesc hätUen Bcvö lkerungszahl von 950 Mio 
sind das immer hin 47 Mio Menschen. l O 

Schon im januar 19 79 hatt en Tausende von Jugendlichen in 
• versc h.icdenen Städten, l:.B. S ian, gl-gen ihre Verschickung 

aufs Land prot estiert und das Recht auf Arbeit und Ausbil· 
dung gefo rdert. Das wiederholte sich in den darauffolgenden 
Monat en, z. B. auch in Shanghai. Im Oktober pro test ierten 
2. 000 Studenten und Professoren in Peking gegen die mili­
tär ische Reglementierung des Studiums. Bei vielen Demon· 
strationen gab es heftige Zusammenstöße mit der Polizei. 
Aber nicht nur jugendliche und Arbeits- und Ausbildungs­
platzsuchende wehrt en sich. Auch arme Bauern kamen 
wiederholt in die Städte und demonstrierten für d ie Aufbes­
serung ihrer ärmlichen Lebensverhältnisse. 
Die Pekinger Vietnam.Aggression rief ebenfalls Unruhe in 
Teilen d er Bevölkerung hervor. Es erschienen Wandzeitun· 
gen, die die "Strafakt ion" verurteilten, und im Zentralorgan 
Volkszeitung wurde vor Meinungsverschiedenheiten und 
Fraktionen in der Partei zu dieser Frage gewarnt. Offen· 
sichtlich war auch die Zahl der Deserteure in den nach 
Vietnam entsandten Verbänden relativ hoch. 
Keime einer organisiertcn und betont antimaoistischen Op­
position wurden offen sichtbar. Zahlreiche Klubs und Ge­
sellschaften wurden zu d iesem Zweck gegründet ("Gesell des 
Lichts", "Allianz dcr j ungen Arbeiter zum Kampf für Demo· 
kratie und Wohlstand" usw.) und halten den Mut , an d ie 
Öffentlichkeit zu tre ten. Ein "Offener Brief an Deng 
Xiaoping" im j anuar 1979 er innerte an die Erfolge des so· 
zialist isehen Aufbaus vor 1957 und kritisierte die Kontinui· 
tät des Mao ismus unter Hua und Deng. Inzwischen kursieren 
in China Dut zende von oppositionellen Zeitschriften in 
heklographil'Tter Form. Als sich der Protest auf weitere 
Städte (Kanton) und ganze Provinzen (Chekiang, Shantung, 
Heilungkia ng) ausdehnte, wurde öffentliche Kritik, vor 
a llem in schriftlicher Form, verboten und unter Strafe ge­
stellt . Der illegale antimaoist ische Rundfunksender "Erster 
August" meldete, in den Wochen nach diesem Verbot seien 
im ga nzen Land über 50.000 Perso nen verhaftet worden, 
darunter auch Führer d er antimaois t ischen Opposition. 
Der bisher prominenteste Fall ist d er des Opposit ionellen 
Wei J ingsheng, der vor kurzem zu 15 jahren Gefängnis ver· 
urteilt wurde. Er hatte in Wandzeitungen und opposit io nel. 
len Zeit schriften die "Modernisierung" scharf kritisiert, den 
niedrigen Lebensstandard und den Mangel an Demokratie 
angeprangcrt. Und er hatte unter Berufu ng auf Lenin eine 
Entw icklung der Wir tschaft im Interesse des Volkes und die 
Rückgabe der Macht an die Arbeiter und Bauern gefordert. 
Natürlich ist diese Opposition noch zu schwach, um den 
Maoismus als g".lnzes gefährden zu können. Abcr in~esamt 

wird auch hier eine Entwicklung sichtbar, die es zweifelhaft 
erscheinen läßt, ob die "Modernisicrung" dem Mao ismus die 
ersehnte Stabilität bringen kann. 

Anmerkungen; 
I) P~king Rundschau, Nr. 35·36/1977: diese Ausgabe emhält die 

Dokumente des XI. Parteitages. 
2) Zil. nach: China aktu~U, Nr. 4 f1979, S. 455 
3) Die Welt, 20.4.1979; Rheinischer Merkur, 16.3.19 79 
4) Frankfurter Allgemeine Zeitung, 5.7. 1979 und Bay~rnkUfier, 

9.3.1979 
5) Z.B. FAZ, 26.3. und 19.4.1979: Frankfurter Rundschau, 

24.4.1979; Rheinischer M~rkur, 1 6.3.1979 

6) Die Dokumente der 2. Tagung deI 5. NVK befind~n sich in 
Beij ing Rundschau, Nr. 27·29f I979 , ~gl. auch die Zeitschrift 
China aktuell, Hamburg, Juni,Juli und August 1979 

7) 1958 bzw. 1966-69: detaill iert siehe: AlB, Nr. 5f 1979 , S. 5 
8) International Herald Tribune, Zürich, 7.6.1979; The Economist, 

London, 23.6.19 79: Die Neue, 29.5. 1979; Der Spiegel, 8.10.1979 
9) Beijing·Rundschau, Nr. 36f1979; Deutsche Volk$zeitung, 
, 6.9.19 79 
10)Siehe: Unsere Zeit, 19.6.1979 
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Außenministerium der SR Vietnam 

Ungeachtet der deutlichen Brandmarkung und d es Pro testes 
durch da s vict namesisc he Volk und d ie fortschrittliche Welt­
öffentlichkei t sind die Herrsc henden in Pcking entschlossen, 
die Vorbereitungen fUT einen neuen Aggressionskrieg gegen 
die sozialist ische Republik Vietnam auf a llen Gebiet en vor­
anzutreiben. 
I . Die Beschleunigung der Kriegsvorbereitungen 
Starke bewarrnete Strei tkräfte wurden vom Inncm des Lan­
des tur Grenze verlegt und d ie Zahl der Divisionen, die sich 
an der Grenze befinden, wurde von 12 auf 15 erhö ht. Auch 
die in Mannschaft s- oder Zugstärke in den Enklaven entlang 
dcr Grenze postierten Truppen wurden auf Ko mpanie- oder 
Bata illonsstärke aufgestockt. 
Große Mengen an Art illerie m it großer Rei<::hweite, an Ra­
ket en, Panzern und anderen modernen Waffensystemen sind 
unter Einschluß von Berghöhen und strategischen Einfalls­
punkt en, die Hoanh mo (Quall8 minh), Huu nghi quan und 
Ba son (Lo ng so n) und anderen Gebieten gegenüberliegend 
in Schlüsselpositionen verlegt worden. 
Nachrichten- und Befehlszentren arbeiten ohne Unter­
brechung, um den Aufmarsch der Truppen und die Vertei­
lung des Kriegsmateriab zu überwachen. Der Transport von 
Truppen und von Kriegsmaterial zur Grenze wurde ge­
steigert. Stau des gewöhnlichen . Durchschnitts von ca. 
100 Lkw-Ladungen werden täglich 500 Lkw 's benutzt. In 
der Vorbereitung tiefer Vorstöße durch Gebirgseinheiten 
wird das Kriegsmaterial mit Maultieren auch in die abgelege­
nen Gebirgszonen geschafft. 
Wiederholt sind gemeinsame Obungen von Panzerverbänden, 
Artillerie und Luft waffe durchgefUhrt worden_ Zu Beginn 
dieses Monau (Oktober 1979; d. Red.) fand an der Grenze 
zwischen Quangninh und Longson auf e iner Länge von mehr 
als 100 km e ine Obung verschiedener Truppenverbände 
statt. 
China stifte t auch polit ischen Aufruhr innerhalb Vietnams 
an. Chinesische Agenten sind in die Gebirgszonen in 
Caobang, Hoanglienso n, Haw yen und Laichau eingedrun­
gen, um nationale Minderheiten zum Grenzübertritt nach 
China zu bewegen oder zu zwingen. Kleine Gruppen et h· 
nischer Minderheiten haben die Grenze nach Vietnam über­
schritten und versucht, die Saat für die Spaltung der Bevöl­
kerung auszustreuen und Stützpunkte fllr reaktionäre Akt i­
vitäten aufzubauen. Ant ivietnamesische )<' Iugblätter wurden 
verteilt. 
2. Die Verschärfung bewaffneter Provokationen, d ie die 
terri toriale Souveränitat Vietnams verletzen , verschlechte rn 
die Beziehungen zwischen China und Vietnam und be· 
drohen Vietnam s Sicherheit und den Frieden in SüdosWien . 
01) Auf dem Lande: Die Aktivitäten der bewaffneten chine­
sischen Streitkräfte haben häufiger und mit wachsender Ge­
rahrlichkeit stattgefunden. In wenicr als einem Monat ruhrte 
China mehT als 100 Artillerie-, Raketen- und Infa nterie­
angriffe auf d ie m eisten Distrikte der sechs vietnamesischen 
Grenzprovinzen einschließlich der Bevö!kerungszentren und 
der Grenzposten durch, wobei etwa 30 vietnamesische Zivi­
listen und Soldaten getötet und dutzend e verwundet wur· 
den. Feueriib t:rfa lle hielten ununterbrochen über mehrere 
Stunden an. Einzelne Gebiete wurden immer wieder ange­
griffen, und es gab Tage, an denen viele Gebiele gleichzeitig 
angegriffen wurden. Viele Angriffe wurden von der Infantr ie 
mit Feuerunter5lützung aus China unternommen. 
Eine Reihe typischer Fälle: 
Am 2.3. September d rang eine chinesische Ko mpanie unter· 
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Memorandum 

stützt von Milizeinheiten gegen 9.30 diesseits der Grenze I 
km tief in das Gebiet um Lung Thoang bei dem Dorf 
Ngock he im Tralinh-Distrikt der Caoball8'Proviru, ein. Die 
chinesischen Truppen eröffneten das Feuer auf die mit der 
Ernte beschäftigten Bauern. Herr Tran van Lu wurde ver· 
wu ndet und anschließend erstochen, viele andere Personen 
wurden verletzt . Die Angreifer schossen wie wild auf das 
Dörfchen. ( ... ) 
Am 1. , 2., 3. und 5. Oktober feuerte die chinesische Armee 
dutzende von schweren Geschützen und Maschinengewehr. 
salven auf d ie Dörfer Chica und Pavay (Hatuyen), das Dorf 
Caolau im Distr ikt Caoloc (Lang son) und auf die Dörfer 
Phalong und Tungschung im Muongkhuong-Distrikt 
(Hoanglienson) ab, wobei eine Reihe von Zivilisten getö tet . 
viele Häuser zerstört und bei den Feldfrüchten großer Scha· 
den verursacht wurde. (. _ .) 
Am 17. Oktober überschritt eine chinesische Kompanie mit 
Unterstützung der Artillerie die Grenze und griff eine vie t· 
namesische Einheit an e iner Stelle im Xinman-Distrikt 
(Hatuyen) an, die sic h mehr a ls I 'km auf vietnamesischem 
Territorium befindet. 
GefähTlicher waren die w iederholten übertritte chinesischer 
Spähtrupps in das Dorf Thuongphung im Mcovac Distrikt 
(Hatuyen). Chinesische Streitkräfte drangen in das Dorf e in, 
schouen auf Zivilisten und Grenzwachen und verursachten 
Zerstörungen an Häusern und Feldfrüchten. Auch die chi­
nesische Artillerie auf der anderen Seite der Grenze griff 
jenes und das naheliegende Dorf Xincanh über mehrere 
Stunden und auf einer Länge von 25 km an ; zwei Vietna­
mesen wurden getötet, viele andere verwundet, davon drei 
schwer. 

b) Auf dem Meer: Gemein$am m it den bewaffneten Aktivi­
tä ten auf dem Lande haben die chinesischen Behörden 
wiederholt eine große Zahl von Militärschiffcn und anderen 
Marineschiffen zu m Eindringen in die vietnamesischen Terri­
torialgewäuer benutzt und dabei ernsthaft die Sicherheit 
Vietnams in diesen Gebieten w ie auch in den Kiistengewä. 
sern bedro ht. Im September drangen chinesische Schiffe 
mehr a ls 600 mal in die vietnamesischen Tenitorialgewäuer 
ein. In den ersten beiden Tagen dieses Monats stieg die Zahl 
drastisch auf über 100 an. (. _. ) 
Die Aufmerksamkeit muß auch auf die Tatsache gerichtet 
werden, daß viele dieser Grenzverletzungen auf dem Meer 
von Akt ivi täten chinesischer Kampfflug-leuge begleitet 
waren. DIe chinesischen Behörden haben sich auch ange­
maßt, vier .. Gefahrenzonen·' über internationalen und viet­
namesischen Gewässern um das Hoangsa-Archipel zu schaf· 



fen. Dabei wurden alle Flüge über diesen Zonen in einer 
gewissen Hö he verboten. Das Verbot gilt unbegrenzt. Diea 
war eine dreiste Verletzung der territorialen Souveränität 
Vietnams und eine grobe Ubertretung des Völkerrechts. 
Erst kürzlich installierten sie zahlreiche militärische Einrich· 
tungen auf dem Hoangsa/Archipel, das sje sich 1974 von 
Vietnam widerrechtlich angeeignet nalte, All dies sind uno 
fehlbare Punkte der ra senden Kriegsvorbercitungen gegen 
Vietnam. 
e) In der Luft: China hat kÜn: lich. eine große Zah.l vo n Born· 
bern verschiedener Typen auf die Insel liainam verlegt. 
Chinesische Kampfflugzeuge haben in der Zwischenzeit 
zahlreiche Ubungen entlang der chinesisch·vietnamesischen 
Grenze ausgeruhrt, während Bomber auf Langstreckenflü­
gen, über der See und während der Nacht Angriffe übten. Im 
September flog die chinesische Luftwaffe durchschnittlich 
100 Feindeiruätze pro Tag. Erst kürzlich wurde diese Zahl 
auf fast 200 erhöht, vo n denen viele in vietnamesischem 
Luftraum stattfanden. 
Am 18. Oktober drangen chinesische Kampfflugzeuge mchr· 
fach in den Mcovac-Distrikt (tlatuyen) ca. 10 km dicsseits 
der Grenze ein. 
Am 19. Oktober flogen chinesische Kampfflugzeuge neun 
Einsätze über Bachlongvi, während bei zwei anderen Ein­
sätzen im Xinman-Distrikt (Ha tu yen) 10 km weit nach Viet­
nam eingedrungen wurde. 
Am 20. Oktober flogen chinesische Kampfflulr.teuge zwei 
Einsätze über dem Dinhlap-Distrikt (Langson), mehr als 10 
km hinter der Grenze. 
S. Wiederholte Kriegsdrohungen 
Seit Ende September haben einige chinesische Führer ohne 
Rücksicht auf das Vö lkerrecht und die UN-Charta nehmend 
und ungeachtet des öffentlichen Protests in der Welt wieda­
holt Hir sich das Recht in Anspruch genommen, mit einer 
Invasion "Vietnam eine zweite Lekt ion zu erteilen". 
Am 18. Oktober machten der chinesische Vizepremier Deng 
Xiaoping und der chinesisc he Außenminister tluang Hua 
von Peking und Paris aus dreiste Angriffe und grobe 
Drohungen gegen Vietnam laut, indem sie sagten, daß China 
tun würde, was es sagte und niemals seinen Standpunkt 
ändern würde. Diese Drohungen sind im Zusammennang mit 
den tatsächlichen Kriegsvorbereitungen darauf gerichtet, die 
Offentlichkeit auf neue militärische Abcnteuer gegen Viet· 
nam vorzubereiten. 
4 .. Psychologischer Krieg um das chinesische Volk und die 
Armee gesen Vietnam aufzupeitschen . 
Am 1. September befahl die Militärkomm inion des Zentra l· 
komitees der Kommunistischen Partei Chinas die "Ver­
leihung von Ehrentiteln" an die 143 Einheiten und an Per­
so nen, welche während der Inva~on in Vietnam im letzten 
Februar Verbrechen bepngen natten. ( ... ) 
Die chinesische Zeitschrift Hungtsi brachte in einer kürz..­
lichen Nummer einen Artikel des chinesischen Verteidi­
gungsministers, der die "Siege" der chinesischen Armee 
preist und sie sogar drängt, sich auf den nächsten Krieg 
vorzubereiten, der früher als erwartet ausbrechen könne. 
Die chinesischen Behörden benutzen jene chinesischen 
Truppen, die sc hwere Verbrechen an vietnamesischen Frau­
en, Kindern und alten Männ(:rn begingen auch dazu, das 
chinesische Vo lk und die Armee aufzuhetzen. Sie haben 
auch bestochene SchriftlleHer dazu veranlaßt billige Ge­
schichten und Dramen zu schreiben, um die Wahrheit zu 
verzerren, das Bikl über Vietnam anzuschwärzen und das 
chinesische Volk irrezuführen. 
Um ihre Kriegspläne und -nandlungen g(.'Ben Vietnam zu 
bemänteln und um die Weltöffentlichkeit, die auf ihre neu­
en Verbrechen achtet, abzulenken, verstärken die chinesi· 
.schen Behörden ihr geheimes betrügerisches Einvernehmen 
mit dem Imperialismus und anderen reaktionären Kräften, 

indem sie äußerst böswillige Verleumdungen gegen Vietnam 
hervorbringen, während sie einen ncuen Krieg gegen Viet· 
nam vorbereiten und Vietnam mit Krieg bedrohen. Sie be· 
zicht igen Vietnam, eine große Offensive in Kampuchea zu 
eröffnen, tnailändisches Gebiet zu beschießen und Thailands 
Souveränität zu verletzen, während sie selbst die bewaffne­
ten Provokationen, die die vietnamesische Souveränität zu 
Lande, auf dem Wasser und in der Luft verletzen, verschär­
fen. Sie bezichtigen Vietnam bewaffneter Provokationen 
entlang der chinesisc hen Grenze, während sie die 
Verhandlungen mit Vietnam in die Länge ziehen und unter· 
graben. 

Sie bezichtigen Vietnam, die Gespräche zu blockieren, 
während sie Vietnamesen zur Flucht ins Ausland anstiften 
und dieselben Leute, die sie durch Oberredung und Zwang 
nach China gelockt haben, reexportieren sie danll nach 
Hongkong und in aldostasiatischc Länder. Sie buichtigen 
Vietnam weiterhin seine Bürger zu vertreiben, während sie 
selbst und die Pol Pot/ leng Sary-Clique d ie Frage nach den 
Gründen d er Hungersnot in Kampuchea beantworten müß­
ten. Sie versuchen die Verantwortung auf Vietnam zu schie­
ben, während sie mit den befreundeten Imperialisten und 
anderen reaktionären Kräften gegen das kampucheanische 
Volk zusammenarbeiten. 
Das Volk und die Regierung der Sozialistischen Republik 
Vietnam brandmarken und verurteilen die verbrecherischen 
Aktionen der chinesischen Führer in der jüngllen Vergan­
genheit energisch und unnachgiebig. Wir fordern entschlos­
sen, daß China sofort die Kriegsvorbereitungen, alle provo­
katorischen Handlungen und alle Kricgscirohungen einstellt. 
( ... ) 
FaUs die chinesischen Behörden wiederum leichtfert ig einen 
Krieg gegen Vietnam beginnen sollten, werden sie sich selbst 
der Gefahr einer noch schwereren Niederlage aussetzen, 
(Quelle: Memorandum by the PreIS and Information Depar­
tement of the Ministry of Forcign Affairs of the Socia list 
Republic of Vietnam on the Chinese authorities' f.:verish 
preperations for war aga inst Vietnam, Hanoi, 28. 10.1979) 

.Angeklagt: Kurt Lischka 
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Kampuchea 

Interview mit Pen SOYan 

Seht, dieses Land lebt! 

Die k01LZcrtierten Versuche der USA und der VR China, 
ihre militiirischen Niederlagen gegenüber den Völkern btdo­
chinas auf der diplQmatischen und propagandistischen Ebe­
ne wettzumachen, konzentrierten sich Ende fetzten jahres 
auf die Ausschlachtung des kampucheanischen Fliichtfings­
elends einerseits und den Versuch, in der UNO in die Offen­
sive zu gelangen andererseits. Von den-Westmächten inspi­
riert, verabschiedete die UN- Vof{versamm{ung um 14. No­
vember 1979 mit einer Mehrheit von 91 Stimmen (bei 21 
Gegenstimmen und 29 Enthaltungen) eine vom neokolo­
nialis/ischen ASEAN-Block beantragte Resolution "zur Lage 
in Kampuchea". Darin wird unter Mißachtung des Selbstbe­
stimmungsrechts des kampucheanischen Volkes der sofor­
tige Abzug der vietnamesischen Truppen verlangt, die sich 
auf ausdrückliches Ersuchen des Revolutionären Volksrates 
als des einzig legitimen Vertreters des kampucheanischen 
Volkes im Lande befinden. 
Das ernsthafte Bemühen des Revolutionären Volksrates 
(dessen Vertret ern die Teilnahm e an der UNO-Debatte im 
Gegensatz zu den Repräsentanten der Pol-POl-Clique ver­
wehrt worden war), die Folgen des gestiirzten Völkermord­
regimes zu iiberwinden und die Lage auf der programmati­
schen Grundlage der Beschlüsse der Nationalen Einheits­
front Kampucheas /Ur Nationale Rettung (FUNKSN) zu 
konsolidieren (vgl. AlB, Nr_ 2/1979), verdeutlicht hingegen 
das Interview mit Pen Sovan, dem auf dem 11. FUNKSN­
Kongreß Anfang Oktober 1979 neugewählten Stellvertre­
tenden Vorsitzenden des Revolutionären Volksrates. Pen 
Sovan ist zugleich Minist er [ur Landesverteidigung und 
Oberkommandierender der Revolutionären Streitkräfte der 
Volksrepublik Kampuchea. 

FRAGE: Vor einiger Zeit erreichte uns die Nachricht, daß 
der Eisenbahnbetrieb in Kampuehea wieder aufgenommen 
wurde_ Wie kommen die revo lut ionären Kräfte bei der 
Normalisierung des Lebens voran? 
PEN SOVAN: Wir sind dabei, das Transportwesen und die . 
Wasserwirtschaft zu reorganisieren. Wenn wir in der Lage 
sind, das Leben wieder zu normalisieren, kann jeder ein­
zelne, wo im mer er sich auch befindet , dann sehen, d iese 
Staatsmacht hilft mit, sein Leben zu verbessern. 
Was die Eisenbahn und die Landwege betrifft, so mUssen wir 
dafÜT sorgen, daß die ganze Welt mit ihren Schiffen wieder 
den Hafen Kompong Som anlaufen kann und die Möglich­
keit des Weitertransports von Gütern besteht. Das wird der 
Welt verkünden: Seht, dieses Land lebt, hier könnt ihr ein­
tre ten! Gegenwärtig lau fen schon sowjet ische und vietna-
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Jooua: 197'): S;,:gesnactuich! der FUNKSN in der I'roviIl1 Kompong 0..". 

mesische Schiffe den Hafen von Kompong Som an. Das 
kampucheanische Volk weiß, daß d ie sozialistischen Länder 
kommen, um ihm zu helfen, daß Kampuchea zur sozialisti­
schen Welt gehört. Das ist unser Weg in die Zukunft, in der 
wir wieder mit der ganzen Welt in Verb indung stehen wer­
den. ( ... ) 

FRAGE: Kiirzl ich versammelten sich in Phnom Penh die 
Delegierten zum 2_ Kongreß der Nationalen Einheitsfront. 
Welche Prob leme wurden beraten, und zu welchen Ergebnis­
sen kamen die Delegierten? 
PEN SOVAN: Dieser Kongreß wurde seit August (19 79; d. 
Red.) von den gesellschaftlichen Organisationen unseres ' 
Landes vorbereitet. Gegenstand der Beratungen war z.B. da s 
folgende Problem: Wir müssen das kampucheanische Volk 
darüber aufklären, wer seine Feinde und wer seine wirk­
lichen Freunde sind, damit es die Verbrechen der Pekinger 
Clique und die Gefährlichkeit des US-Imperialismus be­
gre ift. Des weiteren haben wir das Volk aufgerufen, im gan­
zen Land gemeinsam fiir einen höheren Lebensstandard zu 
arbeiten. 
Drittens haben wir über die Notwendigkeit der Präsenz der 
Einheitsfront in allen Provinzen des Landes gesprochen. Wir 
haben erklärt, wie wichtig es ist, daß unser Volk die 
Solidarität untereinander verstärkt, besonders auch, weil am 
6. August dieses Jahres in Peking durch Angehörige des ge­
stÜTzt en Pol-Pot-Regimes eine sog. Patrio tische Nationa le 



Einheitsfront Kampucheas gegründet worden ist. Dieser 
Pekinger Front müssen wir unsere gestärkte Einheit entge· 
gensetzen, um die kampucheanische Revolut ion zu Ellde zu 
flihren. ' 
Wir müssen an der Seite der sozialist ischen Staaten in eine 
$Ozialist ische Zukunft für Kampuchea voranschreiten. 
Darum ist es auch w icht ig, die Kräfte der drei indochinesi· 
schen Länder zu vereinigen. 
FRAGE: Warum wurde das Zentralkom itee auf dem 
Kongreß erweitert? 
PEN SQVAN: Einmütig beschlossen alle Teilnehmer, das 
Zentralkomitee der Front um 35 Mitglieder zu erweitern, 
um mit größerer Kraft der Gruppe in Peking entgegentreten 
zu können und in den Provinzen die Arbeit zu intensivieren. 

2. Kongreß der Nationalen Einheitsfro nt 

Die Bevölkerung in den Provinzen muß erkennen : Die 
Clique Pol Pot / leng Sary hat die Intellektuellen und die 
budd histischen Würdenträger als "feinde" bekämpft. Die 
wahren Revolutionäre tun dies nicht, sondern sie verbünden 
sich mit ihnen. 
FRAGE: Erläutern Sie uns b itte den Inhalt des verabschie· 
deten 5·Punkte·Programms. 
PEN SOVAN: Der erste Punkt befaßt sich mit innenpoliti. 
schen und außenpolitischen fragen. In den Provinzen muß 
die Bevölkerung in solidarischer Einheit zusammenstehen, 
um die revolut ionären ETTungenschaften zu sichern. Nach 
außen is t es wichtig, d ie Freundschaft und d ie Solidarität 
zwischen Kampuchea, Victnam und Laos zu verstärken und 
sich mit der Sowjetunion und den anderen sozialistischen 
Staaten, und den anderen Ländern, die den Frieden lieben 
und für den sozialen Fortschritt eintreten, zu verbünden. 
r.lit dem zweiten Punk t stellen wir uns wirtschaftliche Auf· 
gaben. Nach reichlich drei J ahren Pol·Pot·Herrschaft ist die 
Ökonomie des Landes total zerstör t, So haben wir den 
Appell an das Volk gerichtet, alle eigenen Kräfte <t.u mobili· 
sieren und mit Hilfe der sozialistischen Länder und anderer 
Staaten den Lebensstandard allmählich zu erhöhen. Das 
heißt fUr uns, alle Seiten der Wirtschaft mit Leben <t.u erfUl· 
len : Landwirtschaft, Industr ie und Handwerk. Pu nkt drei 
befaßt sich m it der Entwicklung des Gesund heitswesens. Es 
is t dringend erforderlic h, a lle Krankenhäuser u nd medizini· 
schen Einrichtungen umgehend zu rekonst ruieren und zu 
reorganis ieren. Viertens müssen unbedingt größere An· 
strengungen unternommen werden, um den Unterricht in 
allen Schulen wieder aufzunehmen. nicht nur in Phnom 
Penh, sondern in allen Gegenden des Landes. Die J ungen 
und Mädchen müssen so schnell w ie möglich wieder Gele· 
genheit <t.um Lernen b ekommen. 
Der fün ft e Punkt endlich betont d ie Wichtigkei t der Ver­
dopplung der revolut ionären Wachsamkeit. Unsere Staats­
macht ist eine wahre Volksmacht , sie ist eine revo lut ionäre 
Macht für das Vo lk u nd vom Vo lk gewählt. Ihr Prinzip ist: 
Vert rauen gegen Vertrauen. Die Wachsamkeit jedoch darf 
nicht erlahmen, gerade heute nicnt, da sich die Pekinger 
Clique t hailändischen Territorismus bedient, um uns zu be· 
kämpfen. 
FRAGE: Auf dem Kongreß d er Einheitsfront wurden auch 
Maßna hmen zur Stärkung der Streitkräfte beschlossen, um 
d ie überreste der Pol-Pot·Armee zu vernic hten. Was können 
Sie zum Kampf gegen noch im Lande operierende Banden 
der gestürzten Clique sagen? 
PEN SOVAN: Lenin schrieb , das Hauptproblem der Revo· 
lut ion ist d ie Frage der Macht, und diese Macht muß vertei· 
digt werden, weil sie eine Macht des Volkes ist. Diejenigen, 
die heute in die Armee eint reten sind Söhne und Töchter 
des Volkes. 

Es ex istieren noch Res te der Pol·Pot·Armee. Sie bestehen 
aus etwa 22 000 Mann, haben aber keine Bevölkeru ng hinter 
sich. Sie haben sich in die Wälder und in d ie Gebirge zurück· 
gezogen und besitzen keine Möglichkeit, die Macht wied er 
an sich zu reißen. 
Sechs Monate nach der Befreiung des Land es Anfang dieses 
J ahres fü hrten w ir Operatio nen durch, um die Reste der 
Armee des gestürzten Regimes zu schlagen. Bevor ich nach 
Berlin abgereis t bin, habe ich aUe Vorbereitungen getroffen, 
damit unsere Armee zusammen mjt den Verbänden d er viet­
namesischen Armee die noch bestehenden Banden vernich· 
ten kann. 
FRAGE: Wie wurde in Ihrem Land die auf der XXX IV. 
UN.Vollversammlung getroffene Entscheidu ng beurteilt, 
den Vertretern der Pol.Pot·Clique den Verbleib in d er Orga· 
nisat ion der Vereinten Nationen zu gesta tten? 
PEN SOVAN: Obwohl es diese 71 St immen gibt, die uns 
unser legit imes Recht vorenthalten, werden wir unseren Weg 
weitergehen, indem wir uns auf unsere eigenen Kräfte 
nützen. Wir wissen, daß diejenigen. die Po l Pot anerkennen, 
auch tnit den Pekinger Führern sympathisieren. 
fRAGE: Wie werden in Kampuchea die Aktivitäten 
Siha nouks gewertet , der sich außer halb des Landes als Sach· 
walter der kampucheanischen Nation aufsp ielt? 
PEN SOVAN: Sihanouk ist von der Pekinger .' ührung a ls 
Kader für Kampuchea vorgesehen. Was ihn selbst betrifft, so 
interessiert sich in meiner Heimat keine mehr für ihn, das 
Volk glaubt seinen Worten nicht mehr. Es weiß, daß sich 
Sihanouk zum Lakaien des Imperialismus und derer macht, 
die in Pek ing die Macht haben. ( ... ) 
(Quelle: Horizont. Berlin, Nr. 4511979) 

IRAN oder 

Dos Ende von 1001 Nach 
Der erste authe ntische Be ri cht über 
den Verlauf der Revol ution im Iran 
von Dezember 78 bi s Februar 79 . Er 
zeigt , wie die Bevölkerung zum einen 
den Widerstand organis ierte und zu ­
gl eich die Versorgu ng mi t Lebens ­
mitteln, Brennstof f und Informat io­
nen in die eigenen Hände na hm. Be­
sonders die Rolle der Frauen wi rd 
dabei hervorgehoben. 
Außerdem : das erregende Tondokument 
mit der Geheimrede des Scha hs vor 
seinen Generälen kurz vor seiner 
Vertreibung, das man al len vorspie­
len soltte, die den Schah zum un ­
sc huld igen gejagten Emigta nten er­
klären wo ll en . 
deutsche Fassu ng 
16 mm - 87 Minuten 
Regie : Masud A. Rajai 
im Verl eih bei: 
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Korea 

Wolfgang Ritter Der Sturz des Park Chung Hee 
Am 26. Oktober J 979 wurde der siidkoreanische Staats­
präsident Park Chung Hce nach über 18jähriger bruta ler 
Diktatur 1 . vo n seinem eigenen Gehcimd ienJlchcf ersc hos­
sen. Rec ht reibungslos übernahm sein b isherigcr Stellvertre­
ter Choi Kyu Ha das Amt und erhielt auf der Beerdigung 
Parks von Außenministcr Vancc das Vertrauen der USA auto 
gesprochen. Allgemein wurde der Eindruck erweckt, als 
habe Kim aufgrund einiger Meinungsverschiedenheiten mit 
I)ark ausschließlich aus persönlichem Antrieb gehandelt. 
Daß dem nicht so war. beweist ein Blick auf die ak tue lle 
wirtschaftliche und poli t ische Situation in Süd korea. 

War man bislang gewohnt, ausschließlich imponierende 
Wachstum suhJen bei innenpolit ischer .,Stab ilitä t" als 
typisch für Südkorca angepriesen zu bekommen, so geriet 
dieses Bild seit einigen Mona ten ins Wank en. Zunächst war 
nicht mehr 2:U verheimlichen, daß das Park-Regime d en Auf­
schwung prakt isch auf Pump finanzierte und sich t ro tz a ller 
Or ientierung auf den Expon die Handelsbilanz defizitär ge­
staltete. So war Südkorea 1978 mit 9,14 Mrd Dollar im Aus­
land yeuchulde t. während gle ichzei t ig Güter des täglichen 
Bedarfs nicht zu erha lten waren, weil sie ausgeftihn wurden. 

Abbröckeln des süd koreanischen 
"Entwicklungswunders"? 

Darüber hinaus griff man zu dem einfachen Mittel der Ver­
mehrung des in Um lau f befindlichen Geldes - 1977 / 78 um 
b is zu 40%.. Dieses riskante Verfahren funk tioniert eigent­
lich nur so lange, w ie die Wachstumsraten selbst hoch sind. 
Tatsächlich sta nd Südkorea sc hon während der Krise 
1973/74 kurz vor d er allgemeinen Zahlungsunfähigkeit. 
Außerd em schuf man eine Inflationsrate, d ie o ffiz ie ll zwar 
nur bei 25%, nach Ansicht von Expert en aber über 40% 
beträgt. 
Die enorm ho hen Lebenshaltungskosten treffen die ärmsten 
Schichten der Bevölkerung besonders hart , erzeugen aber 
auch in d en Mitt elschichten Unmu t. Selbst Ärl.te, Richter 
usw. müssen an der Universität oftmals das Yielfac he eines 
Monatsgehaltes an au sschließlich Einschreibegebühren für 
ihre Sö hne entrichten. Nicht selten werden Töchter zur 
Prostitu t ion angehalten, um einem Sohn das Studium zu 
ermöglichen. 
Die in der Mehrzahl noch aus der Landbeyölkerung rekru· 
tier ten Industr iearbeiter leben nach e inem Report der Weh ­
bank im Elend. Um fur das Auslandskapita l weiter a ttraktiv 
zu bleiben, werden die Löhne in Südkorea bis zum absolu· 
ten Existenzm inimum gedrückt. Ein südkoreanischer Arbei· 
ter erhält knapp 1/ 10 dessen, was sein Ko llege in J apa n 
verd ient. Nach offiziellen Angaben liegt der Verdienst von 
ca. 50% der 13 Mio Werktätigen unter 200 DM im Monat. 
und das bei einem zehnstündigen Arbeitstag mit nur einem 
fr eien So nntag. 

Zynisch erklärt e in Industrie ller aus der BRD: "Um ein so l· 
ches Wachstum zu erre ichen, kan man eben nicht anders, als 
cut einmal drei Generat io nen von Arbeiter n zu yerheizen."J 
Daß dieses durchaus wörtlich gemeint ist, zeigt cin Beispiel 
aus der opt ischen Indusu ic, wo Mädchen nach e inem be· 
st immten Zeitraum auto mat isch entlassen und durch ncuc 
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Arbeitskräfte ersetzt werden, weil sie bis dahin aufgrund 
ihrer Tätigkeit erblinden. Eine Sozial· und Unfallyersiche­
rung ex ist iert nur in Ausnahm efällen. 
Das tro tt. a ller Exportorientieru ng chronische Außenhan­
deJsbilanzdefizit und die J agd auf Devisen ließen die Regie­
ru ng auf einen neuen Export schlager yerfallen: Menschen. 
Gepriesen als b ill ige und zuyerlässige Arbeit skräfte arbeiten 
Südkoreaner heute in aller Welt, darunt er allein 100.000 in 
Saudi Arabien ; in der BRD sind es etwa 9.000 südkoreani­
sche Krankensc hwestern und 1.000 Bergleute beschäft igt. 
Neueste Errungenschaft des SY5lems ist der Export vo n 
Babies in die USA, die dort nach Kata log bestellt und mit 
yielen Dollars bezahlt werden. 
Dieses sind e inige der sozia len Widersprüche, die die Basis 
bilden für die aufkommende Unzufriedenheit und d ie in den 
jüngsten Massenprotesten ihren Ausdruck fanden. 
Ziel dieser Pro teste war i/l erste Linie das Regime des Ex· 
präsidenten Park, der sich auf d ie direkte militärische Prä­
senz der USA , das ausländische und einheim isc he Groß-. 
k.ap ita l (d. h. die 0,3% der Bevölkerung, die 43% d es gesam­
ten Volk5Yermögens buitzen), die Armee und den Geheim­
dienst KCIA stützen konnte, der an ca. 300.000 Süd­
koreaner Gehälter zahlt. Park selbst legit imierte seine 
Machtausübung mit der 1972 unter .Kriegsrecht erlassenen 
"Vusin". Verfa ssung, d ie ihm prakt isch das Präsidentena mt 
auf Lebenszeit yer lieh, und Gesetzen wie d er " Nouta ndsyer­
ordnung Nr.9" von 1975, nach der Krit ik am Präsidenten 
mit der Todesstrafe geahndet wird. Gerechtfertigt wurde das 
alles unter dem Vorwa nd der "Gefahr aus dem Norden". Bis 
heut e gelten a lle opposit io ne llen Personen als Spione des 



Kommunismus. Erst im September d J . wurden 7 Mitglieder 
der Christlichen Akademie Koreas mit dieser Begründung 
nach Folter und Terrorprozessen zu langjährigen Haftstrafen 
verurteilt. 
Ei ne bürgerliche Opposit ionspartei, die Neue Demokratische 
Partei (N DP), w ird nur geduldet, Kl lange sie kontrolliert 
werden kann, d. h. ihre FühreT unter HaUsarTest stehen und 
die entscheidenden Gremien vom Geheimdienst unterwan­
dert sind. 

Dieses vo n Park errichtete System geriet im Frühja hr 1979 
gdährlich ins Wanken. Angesichts der wachsenden Unru he 
schlouen sich 15 bürgcrl ich.demo kra tische und kirchl iche 
Organisat ionen zur Nationalall ianz rur Demokra tie und 
I'IlI.t ionale Vereinigung zusammcn. In d er NDP war deut lich 
ein Radikalisierungsprozeß zu konstat ieren. Ende Mai wurde 
mit Untcrstützu ng des einst aus J apan entruhrten Opposi­
tionellen Kim Dae J ung ganz entgegen den Vorstellungen 
Parks Kim Vo ng Sam zu m Vorsitzenden dcr Pan ei gewählt. 
Als Park daraufhin Kim gericht lich von d iesem Posten und 
generell aus dem Par lament entfernen ließ, geschah etwas fllr 
Südkorea höchst Außergewöhnliches: Kim kündigte öffent· 
lich an, er "wo lle eine Volksbewcgung zum Sturz des Staats­
präsidenten und zur Wiederherste llung der Demokrat ie an­
fUhren".4 

Massenproteste seit Frühjahr 1979 

Die das südkoreanische Kleinbürgertum und die mittlere 
Bourgeoisie repräsentierend e NDP bezieht in deT Frage der 
öko nomischen Abhängigkeit vo n den USA, Japan und der 
BRD, der hohen Verschuldung und der stalTen ant ikom· 
munist ischen Doktr in andere Posit ionen a ls die herTSchen­
den Rcgil.:ru ngskreise. Im August 1979 ging man dann von 
allgemeinen Forderungen zu konkre ten Akt ionen über und 
unterstütz te den Sitzstreik vo n 300 frist los ent lassenen 
Frauen einer pleite gega ngenen Firma in der eigenen Partei­
zentrale. Waren es in der Vergangenheit vor a llem Studenten 
und Geistliche, die gegen das Kr iegsrechtsregime opponier­
ten, so stellen gegenwärtig auch die Arbeiter ihre Forderun­
gen immer energischer. Diese Entw icklung veranlaßte die 
Politik der NDP, sieh entschiedener für grund legende Rechte 
der Bevölkeru ng u nd gegen Parks HClTSehaftsmethoden aus­
zusprechen. Dadurch vt.Tbreiterte sie ihre SOl:iaJc Basis gaßl/: 
wesentlich. 
il.inen vorläufigen Höhepunkt erreichten die Aktionen gegen 
Park Miue Oktober 1979 mit Massendemonstrationen und 
Aufständen in Pusan, Tacgu und Masan, an d enen Studenten 
fli hrend beteiligt waren. Ihr Protest r icht ete sich vor a llem 
gt.,&en die dik tatorisc hen Maßnahmen Park,.5 
In dieser Situa t ion entschied sich Park fllr die Durchsetzung 
einer "harten" Linie, alKl fllr d ie brutale Unterdrückung d er 
Opposition. Das Hauptquart ier der NDP wurde von Po lizi­
sten überfallen, wobei eine Frau erschlagen und mehrere 
Parlamen tarier schwt.T vt.Tletzt wurden. In den genannten 
Städten wurde das Kriegsrecht verhängt , mit Panzcrn ausge­
rüstete Truppenverbände eingeset:t t, 4.200 Demo nstranten 
verhaf tet und fünf getötet. Dennoch gelang es Park nicht, 
die Situation untt.T Kontro lle zu bekommen. Mit Hinblick 
auf die demonstrat ive Un terstützung Parks d ureh den Be· 
such des US-Präsidenten Carter im J uni 1979 und das Fehl­
verhalten der US.Botschaft im Jr.Il1, die die Schwäche des 
Schah-Regimes nicht frü hzeit ig erkannte, erklärte daher Kim 
Yo ng Sam: " Ocr Iran war Amerikas sc hlim mstes d ip lomat i­
sches Desaster, ich möcht e vt.Thindern, daß die US· Botschaft 
hier den gleichen Weg verfolgL"6 

Spätcstens beim Stichwort Iran war man sich in den USA 
offenbar darüber im klaren, welch e in Sicherheitsr isiko Park 
fllr sie dars te ll te. Da er aufgrund seiner wenig flexiblen Hai-

tung gegenüber dem Norden auch den von Washington mit 
Unterstützung der VR China angestrebten " Wandel durch 
Annäherung" nicht erreicht hatte und an der konsequenten 
Posit ion der Korea nischen Vo lkKiemokrat ischen Repub lik 
gesc heitert war, wurden sehr schnell d ie Konsequenzen ge­
zogen. Bevor der Volkszorn gegen Park das gesamte System 
in 'Cefahr bringen konnt e, w urde er selbst beseit igt. 
Mit Kim J ae Kiu war sehr ba ld die zur Au sftihrung d er Tat 
geeignete Person gefunden, hatt e der Geheimdienstchef 
eineneiu als e ine von wenigen Personen steten Kontakt zu 
Park und sollte andererseits im Zuge der Durchsetl:ung e iner 
.. har ten" Linie ent lassen werden, weil er eher für integra­
t ionistische Maßnahmen pläd iert han e. Soweit heute er­
kennbar ist , lief die gesamte Ak tio n fa ktisch unter Aufsicht 
des in den USA ausgeb ildeten und m it Waffen versorgten 
hö heren Offizierskorps ab . Der jetzige Kriegsrtthtsverwa her 
und mächtigste Mann in Südkorea , General Chung Seung 
Hwa, war während des Attentats keine 50 m vo m Schau­
platz entfer nt u nd fu hr anschließend mit dem Attentäter ins 
Hauptq uart ier des Heeres. Von hier aus rief man d ie ameri­
kanischen Freunde an und bat um Rat. 7 

Man ka m zu dem Entschluß, Kim Jae Kiu fest nehmen zu 
lassen, damit die weiße Weste des Militärs in dieser Ange­
legenheit gewahrt blieb und der Abschied von Park, den 
man l:Ur Stabilisierung der Lage a ls toten Mann noch wür· 
digte, nicht zu abrupt erfolgte. Um ihren "Herr im Haus"· 
Standpunkt zu unterst reichen, schickten d ie USA zahlreiche 
Flonenvcrbände nach Südkorea und warnten Iro nischer· 
weise zugleich vor einer "ausländ ischen Einm ischu ng". 
Am Charakter des Systems hat sich bislang nichts geänder!. 
Das Kriegsrecht wurde ausgerufen und ein Verbot jeglicher 
"polit ischer Agita t ion" erlassen. Innerhalb der herrschenden 
Kreise ist der Einfluß der Armee noc h gewachsen. Sie muß 
heute a ls der unumstrittene Machtfaktor in Südkorea ange­
sehen werden. Vo n ihr hängt es auch letzt lich ab , welche 
politische Frakt ion sich durchsetzen w ird. Dabei dom iniert 
noch d ie ,,alte Garde" der Generä.le, die schon in Vietnam 
fllr die USA gekämpft haben u nd mit ihnen fest verbu nden 
sind. 
Nach Meinung des NATO-M ilitiirexperten A. Weinstein gibt 
es aber ei ne wei tere wichtige Gruppe von jungen Offizieren : 
" Sie sind selbslbewußt. Sie sind kr itisch - und na t ionali­
st isch. Ein Nasser könnte eines Tages aus ihren Reihen ko m­
men. Von zwanzig Divisionskommandeuren muß d ie Hälfte 
d ieser aufbegehrenden Generat ion l:ugerechnet werden. "a 

Nicht außer Ac ht gelassen werd en dürfen jedoch die 40.000 
in Südkorea stat ioniert en US-Soktaten, d ie außer zur Be:­
dro hung des soz ia listischen Nord ens wo hl auch a ls Gara ntie 
rur d ie Erhaltung des b isherigen Invest itionsklimas e inge· 
setzt werden. 
Trotz dieser Mac htmittel ist aber nicht zu übersehen, daß 
d ie USA im Verbund m it der e inheimischen Führungscl;que 
das po litisc he Leben nicht mehr so beherrschen kö nnen w ie 
in den J ahren zuvor. Und selbst wenn man sich l:U einer 
begrenzten "Liberalisierung" käme, so wären dam it d ie 
grundlegenden Widersprüche keineswegs behoben. 

Anmerkungen: 
I) Vgl. AlB. Nr. 2 und 7·8/1976 
2) M.Kin::hmann, Südkorea . Legende und Wirk.lichkeit, in: Blltter 

für deutsche und internu ionale Poli tik, Nr. 11(1979, S. 129~-
129. 

'J Neue Berliner iUustrierte, Berlin, Nr . .57(1979 
4) Süddeutsche Zeitung, 11.9.1979 
5) Insbesondere die Entfernung Kim Yong Sams aus dem Parlament 

w..,r aktueller Anlaß für die allgemeine Empörung. Siehe 
Pyongyang Times, 20.10.1979 

6) International Herald Tribune, Zürich, 17.9.1979 
7) Dies bestätigt die offensichtlich au, Geheimdienstquellen cut ver· 

Klrgle FTlInkfuner Allgemeine Zeitung. t 2.1 1.1 979 
8) Ebenda 
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Türkei 

FIDEF Der Machtantritt Demirels 

In den Teilwa hlen zum Senat und Zwischenwah len zum Par­
lament, d ie am 14. 10. 1979 in der Türkei stattfanden, erlitt 
d ie Regierungspartei des Premierminis ters B. Ecevit, d ie 
Repub likanische Volkspartei (eHP). m it 29,3% (1977: 
40 ,7%) eine verheerende Niederlage. Die Gerechtigkeitspar­
tei unter S. Dcmircl hingegen CITa ng 47,8% ( 1977: 36,8%) 
der Stimmen. Dieses Ergebnis besiegelte das Scheitern der 
Eccvit-Regicrung. Bei der Bildung seiner neuen Minderheits­
regierung ha t Dcmircl verm ieden, durch ihren Recht sdrang 
exponierte Namen in sein Kabinett aufzunehmen. Dieses 
T,auschungsmanövcr wurde jedoch spätestens mit der Be­
kanntgabe der Regierungserk lärung vö ll ig ent larvt. In seiner 
Regierungserklärung, die im allgemeinen als ein Ccncralan­
griff auf die ohnehin eingeschränkten demokralischen Rech­
te kommentiert wurde, formulierte Demirel folgende 
"dringende po litische Ziele": 
Der Kriegsrechtszustand wird bis zur eindeutigen Wiederher­
stellung d L7 öffent lichen Ordnung und Sicherheit fortge­
setzt. Um dieses Ziel zu erreichen, werden Notstandsgesetze 
vorbereit et und in kün:ester Zeit verabschiedet. Die Regie· 
rung wird von Notstandsmaßnahmen Gebrauch machen. Ein 
Gesetzentwurf zur Einrichtung von Staatssicherheitsgerich­
ten wird vorberei tet. Die Gewerkschafts- und Vereinsgesetze 
werden in wesentlichen Punkten geändert. Diese Orga nisa­
tionen werd en "keine Aktivitäten entfalten dürfen, die d ie 
Gesc hlossenheit des Staates und der Nat io n, ~wie die nat io­
na le SichL'fheit, öffentliche Ordnung u nd a llgemeine Sillen 
gefährden. Das Gesetz über Versammlungs- und Demonstra· 
t ionsrecht wird umgestaltet. Es wird verhinder t , daß der Ge­
brauc h des Versammlungs- und Demonstratio nsrechts d ie 
öffent liche Ordnung gefährdet oder verletzt". 
Bei dL'f wirtschaft lichen Entwicklung soll das ausländische 
Kapita l stärker als b isher zur Hilfe gezogen, d er 4. Fünfjahr­
plan abgeändert und die Beziehungen zur EG und ähnlichen 
Institutionen neu gestah et werden. DemireIs Regierungser­
klärung spricht, vor allem was sein innenpoli tisches Vorha· 
ben betr ifft, eine deutliche Sprache: Es geht ihm darum, die 
Meinungs-, Presse-, Versammlungs· und Koalitionsfrcihcit 
grundlegend einzuengen und d ie ohnehin e ingeschränkten 
Rechte weiter abzubauen. 

Ecevits Scheitern 

Vor den letzten allgemeinen Watden hatte Ecevit d ie zentra­
len Forderungen und Hoffnungen der bre iten Massen in sei· 
nen programmat ischen Erklärungen immer wiL'<ier aufgegrif­
fen und sich schließlich zueigen gemacht. Er entwickelt e 
som it eine Wahlplattform, die sich a ls eine Alternat ive zu 
den reak t ionär-faschist ischen Regierungen der Nat ionalisti­
schen Front DemireIs darstellen ließ. So bekam er auch von 
breiten Teilen der Arbeiterbewegung und den ant ifa· 
schistisch·ant iimperialistisch eingestellten Schic hten massive 
Unters tützung. Es ging dabei vor a llem um das Herbeiftihren 
einer günstigeren po lit ischen Atmosphäre für die dr inglich­
sten Forderungen: 
• Sofort ige Untcrbindung des fasc his t ischen Terrors und 
Zurückdrängung der dro henden fasc histischen Gefahr. 
• ErwcitL'fung der demokratisc hen Grundrechte und Frei· 
hei ten, w ie Abschaffung der berüchtigten Paragraphen 
141·142 des türkischen Strafgesetzbuc hes, die, vom Musso· 
Hni-Ita lien wortwörtlich übL-rnommen, immer noch d ie 
größte Barriere bei der VL'fwirklichung dL'f Meinungs- und 
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Organisat ionsfre iheit der Arbeiterk lasse darstellen. 
• Erweiterung der gewerkschaft lichen Rechte und der 
Koalitio nsfre ihei t , Aufhebung des Verbots der KP der 
Tl.irkei. 
• Kampf gegen den Druck des US- Impcr ialismus: für eine 
neutrale Außenpo litik. 
• Zurückdrängung des Einflusscs der in- und ausländischen 
Monopole und der Großgrundbesi tzer. 
• Für eine demokrat ische Bodenreform im Interesse der 
breiten Bauernmassen. 
Keine dieser so wicht igen Forderungen wurde jedoch 
während der 22-monatigen Regierungszeil Ecevits ernsthaft 
in Angriff genommen. Ecev it war nicht b ereit, die Wurzeln 
der tiefgreifenden wirtschaft lichen und polit ischen Krise zu 
bekämpfen, obwohl selbst seine Minister sogar häufig den 
Wunsch äußerten, die Probleme gründlicher anzugehen. 
Wie selbst zuständige Minister zugaben, so z.B. der Finanz· 
miniSler Müczzinoglu vor dem Senat, hatte die Abhängigkeit 
der türkischen Wirtschaft vom Imperialismus einen unver­
tretbaren Stand erreicht. 1 Es kam natürlich nun darauf an, 
d iese Abhängigkeit zu brechen, und nicht etwa, wie der 
Finanzminister meinte, sie auf das "notwend ige Maß" zu 
TL'<iuzieren. 
Gerade in diesem Punkt scheiterte die Ecevit-Regierung 
kläglich. Sie wählte den Weg, ihre Po litik den Interessen des 
Imperialismus zu unterwerfen. So wurde zum Beispiel die 
Best immung der Richtl inien zur Wirtschafts- und Final12-
po lit ik vollends dem Internat iona len Währungsfonds (IMF) 
überlassen. Die vergeb lichen Versuche der Ecevit-Regierung 
jedoc h, vom IMF und anderen internationalen Finanzorgani. 
sationen Unterstützung:w bekommen, in dem sie sich ihrem 
Diktat unterwarf, halfen lediglich die im mense Staatsver­
schuldung aufrechtzuer halten, die jede tolerierbare Grenze 
überschritten hatte. Somit scheiterten d ie rechten e HP­
Kreise bei ihren Operationen, die Gunst der in- und auslän­
d ischen Großkonzerne durch Wohlwollen zu ergattern. 
Mit der schweren Last dL7 Militärausgaben trägt das Land 
zugleich ein erhebliches S icherheitsrisiko. In ganz Anatolien 
liegen amerikanische Militärbasen, Atomwaffenstützpunkt e 
und Luftwaffendepots. Sie alle sind gegen die Sowjetunion, 
gegen die benachbarten, antiimperialist ischen arabischen 
Länder und gegen den Iran gerichtet. Den Wert des analol i­
schen Pulverfasses schätzt die US-Zeitschrift Fortune im 
September 1979 folgendermaßen ein: "Beim Transpor t 
einer spez iellen 100.000 Soldaten umfassenden Armee für 
den Schutz der ölfelder im Nahen Osten, wird die Türkei a ls 
Basis verwendet." 

MHP: Zentrum des Terrors 

Der CHP-Regierung unter Eccvit wurde aber vor a llem zur 
Last gelegt , daß sie zu keinem Zeitpunkt energische Schritte 
unternahm, d ie auf ein VL'fbot der neo faschistischen Partei 
der Nat ionalen Bewegung (J\UIP) und ihrer Nebenorganisa­
tio nen abzielten, obwo hl e ine Fülle von Beweismaterial und 
Zeugenaussagen nicht den geringsten Zweifel an der Urhe­
bL'f' und Komp lizenschaft des MHP-Jugendverbandes, Graue 
Wölfe (vgl. AlB, Nr. 6/1979: d. Red.), an dem organisierten 
Terror ließen. 
Diese zwiespält ige Zurück.haltung ermöglichte den faschi­
st isch-reaktionären Kräften, ihre Pläne mit Mord- und 
Bombenattentaten d urchzusetzen. Das von ihnen bejubelte 
Kriegsrec ht sow ie die offiziöse Haltung der CHP, "sowohl 
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gegen rechte wie linke Strömungen außerhalb der CI·fP" 
Stellung ·w beziehen, hatten in der Regierungspolitik die 
eindeutige Praxis zur Folge gehabt , die Unt erdrückung der 
fort schritt lichen Organisationen weiter zu verschärfen. 
So wurden eine Reihe von legitimen Streiks von der Regie­
rung "aufges<:hoben", die Demo nstratio nen zum 1. Mai wur­
den in a llen vom Kriegsrecht beherrschten Provinzen ver­
boten. Mehrere GewerkschafufUhrer wurden mit fadensche i­
nigen Begriindungen verhaftet. Oie Aktivit äten der fort­
schrittlichen Organisationen wie des Progressiven Frauenver­
handes (IKD) und des Progressiven jugendverbandes (fGD), 
wurden untersagt. Zahlre iche demokratische Presscorgane 
(Savas Vo lu, Oron, Roja Welat, Gene Öncü u.a.) wurden 
verboten. Die Kriegsrechukommandanten in Ankara und 
Istanbul verboten sogar das Vort ragen von Gedichten 
Bertolt Brechts und Nazim I-likmeu. 
Der gC'.tieltcn Eskalation der faschis t ischen Angriffe vor d en 
Teilwahlen am 14. Oktober 1979 folgte ei ne Period e der 
relativen Unsicher heit in den Reihen der MI-IP. In den Som­
mermonaten war es gelungen, eine Reihe vo n Gewalttätern 
festzunehmen, die an Mord- und Bombenanschlägen betei­
ligt gewesen waren. 

Auch wurd e der gesamte Vorstand der MHP-Organisat ion 
Ko nföderation Nationalis t ischer Arbeiter (M ISK) wegen 
Gründung einer bewaffneten, krimine llen Vereinigung ver· 
haftet, spä ter jedoch wieder entlassen. Bei der Durch­
suchung der Räume dieser Konföderation wurd en Belege 
über Anzahlungen von 600.000 Türkischen Liras an Tl.Trori­
sten sichergestellt. Zahlreiche Morde, die den MUP-Mitglie­
dern nachgewiesen werden konnt en, erzeugten eine Panik· 
st im mung unter den ,.Grauen WöJren". Daraufhin wurden 
zunächst die "VCTTäter" in den e igenen Reihen gesucht und 
getreu dem Türkes-Spruch " Schlagt die Umkehret to t! Wenn 
ic h umkehren sollte, schlagt auc h m it tot!" nach und nach 
umgebracht. So z. B. Cebl Cilvan, der ehemalige MUP-Kreis­
vorsill/:cnde der Provinz Kars, der am 24. 7. 1979 ermordet 
wurde. "Die Po lizei fand bei ihm sein Rücktr illgesuch an die 
MHP, datiert vom 29. 3.", meldete die Tageszeitung MilIiyet 
am 25.7. 1979. Selbst in Strafanstalten wurde diese "Säu­
berung" fortgesetzt. Der siebenfache Mörder Veli Can 
Oduncer, ebenfa lls ein "Grauer Wolf", beging seinen achten 
Mord im Gefängnis an seinem Komplizen, mit dem l.T zuvor 
ein wegen ,.Iinker Akt ivitäten" verhafte tes Mitglied der Me­
taUarbeitergewerkschaft Maden- lI, ermordet batte. Durch 
diese Strafaktionen. sowie aufgrund eines Schreibens der 
MHP an alle verhafteten "Grauen Wölfe", in dem "ihnen 
spätestens 1981 e ine Amnestie" g".I.r,lIlt iert wird . leiteten die 
MHP-Strategen die neue TCTTorwelle ein. Während der Wahl-

kampagne heuerte ihr Führer Turkes seine "Grauen Wö lfe" 
klgar mit e iner Amnestie sofort nach den Teilwahlen an: 
" Nach dem Regierungswechsel am 14.10. werd en wir 
selbstverständlich auch den Gewalttätern Amnestie ge­
währen, denn wir betrachten sie auch a ls Opfer der Eccvit­
Po litik." 2 

Herausragende Merkm ale d es MHP-Terrors sind: 
• Alle rur d en Aufstieg der MtlP gefahrlichen Kräfte, Arbei­
ter, Gewerkschaft . Lehrer. Wissenschaftler oder Rechtsan­
wälte, werden systematisch "ausgeschaltet". 
• Attentate und Bombenanschläge auf Cafes und Gasts tä t­
ten, in denen der MH P nic ht genehme Leute verkehren, neh­
men zu. Die Anschläge werden teilweise am hellichten Tag 
ausgeübt_ 
• Mehrere der gefaßten Mörder sind jugendliche im Alter 
von I 5- 16 jahren, die sich alle a ls "Grauer Wolf" b ezeich­
nen und mit einer relativen Strafmilderung rechnen kö nnen. 
• Die MHP verfllgt über unerschöpniche finanzielle Quellen, 
denn allein die bisher sichcrgestelh en Waffen haben e inen 
Gesamtwert von 2 Mrd Ttirkischen Lira (ca. 660 Mio DM ). 
wobei sie nur die Spitze d es Eisberges darstellen dürft en. In 
diesem Zusammenhang w ird in türkischen Zeitungen auf die 
Kont en flihrender MHP·Funktionäre hingew iesen. auf d enen 
sich mehrere Mio DM befinden so Uen. Allein der Kaufwert 
der MlIP·Filia le in Ulm wird auf I Mio DM angegeben. 

Die eigentlichen Macher des 
Reg;erungsprogramms 

Noch bC\'or Dem ircl sei ne Regierung gebildet hatte, schrie­
ben die eigentlichen ~·Iachthaber in der Türk ei ihm in a ller 
Offc:ntlichkcit vor, welche Punkte sein Programm umfassen 
sollte. Der IMF sowie mehrere prominente Vertretc:r großer 
US.Konzerne, die sich zu .. Beratungsgesprächen" in der 
Ttirkei aufhielten, veröffent lichten in d en großen Zeitungen 
ihre Bedingungen an die neue Regierung. Drei Tage vor der 
Beka nntg".I.be der neuen Demire1-Regierung trat diesmal der 
türkische Arbeitgeberdach\'erband (TISK) mit seinem For­
dcrungskatalog an die öffentlichkeit. 
Wie sich einige Tage später herausnellte, war damit die Re­
gierungserklärung vorweggenommen. Denn mehrere Passa· 
gen nahm Demirel fast Won rur Wort in sein Programm auf. 
Er erklärte diesen Umstand später mit seinen angeblich um­
fangreichen Vorbereitungen, bei denen er selbstverständlich 
auch Ratschläge d er Industriellen und Großfirmen eingeholt 
habe. Demgegenüber meld ete die \'o n der Metallarbeiterge· 
werkschaft Maden·Js herausgegebene Tageszeitung Politika 
diese Nachricht unter der Oberschrift: "Die Forderungen 
der Monopo le wurden a ls Regierungsprogramm im Parla· 
ment verlesen." 

In einem Kommentar stellte Politika am 21.11.1979 fest: 
.. Diese Demirel. Regierung stellt eine große Gefahr dar, weil 
sie dem Faschismus den Weg ebnet. Sie befindet sich bereiu 
im Angriff auf a lle demokratischen Kräfte. Alle gemäßigten 
Beamte und Angestellte in den staat lichen Behörden werd en 
wcggesäubcrl. Oie proamerikanische. kricg$l'echl hörige Oe­
mirel.Regierling pflanzt die fasc histisch-reakt ionären Kräfle 
in staa t lichen Stellen. in Schulen. Universitäten und anderen 
wichtigen Stellen ein. Sie erklärt oHen, daß sie die Gewa lt­
taten der faschistischen Mörder und dcr sog. Kontcrguerilla 
unverfo lgt lassen will. 
Desha lb sagt unser Vo lk 'Nein!' zur Demirel-Regicrung! Des­
halb ist jede St imme. d ie d ie Regierungserklärung Dcmirel 
beja ht , eine Stimme für den fa schiSlenführer TÜrkes. Des­
halb müssen alle e HP-Abgeordneten. deren Parteiführung 
eine ·wohlwollende· Opposition angekündigt hat. gC\,'arnt 
werden." 

(Quelle: Autorisier ter Beitrag der Föd cration der Türkischen 
Arbeitervereine in der BRD e. V. (F IDEF), Düsscldorf, 
1.12.1979) 

Anmerkungen: 
I ) Milliyet,lstanbul. 18.5.t 978 
2) Volitika,ls tanbul, 6.9.1 979 
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Tunesien 

Lothar A. Heinrich Bourguiba hält das Spiel 

(;c ... talolrCit """" 26. I . 1978 in Tunu : Opfer d<r l'oIizciao<itzc 

Wer von einem ereignisreic hen J ahr spricht , erzeugt leicht 
d ie Vorstellung, es müsse sich eille Menge geändert haben in 
dieser Zeit. Das Jahr 19 79 war in Tunesien zweifellos ein 
po litisch ereignisreic hes J ahr: Vom 4.·8. September führte 
die regierende Sozia list ische Dcstur Partei (PSD) ihren 
10. Parteitag durch. Am 12. Sept ember wurde Vertcidi­
gungsministcr Abdallah Farhat ühcrraschendcrweisc durch 
den bis da hin kaum bekannten Rachid SraT ersetzt. Am 4. 
November fanden Parlamentswahlen ,statt, und am 7. No­
vember wurde die Regierung umgebildet. 
All diese Ereignisse standen unter der von Ministerpräsident 
Hede Nouira auf der Sitzu ng des PSD-Zentralko mit ccs vom 
2. /3. März 1979 angekünd igte po litische öffnu ng, d ie sich in 
den folgenden Monat en durch die bedingte Haftentlassung 
des nach dem Generalstreik vom 26. januar 1978 inha fti er­
tcn Generalsekretärs des lunesischen Gewerkschaftsver­
bandes UGTT, Hahib Achour, am 24.5.1979 und durch die 
Freilassung ei nes Teils der im vergangenen j ahr verurteilten 
Cewerkschah er sowie von 10 Mitgliedern der marxistisch­
leninistischen Gruppe EI Amal Tounsi scheinbar konkreti­
sierte. 

Formales Zeichen dieser öffnung, bei der es - so Minister­
präsident Nouira - darum gehe, die größtmögliche Zahl 
"Gutwilliger" am politischen Prozeß teilnehmen zu lassen 
und mit a llen einen Dialog zu führen, "die über die lang­
fr istigen Ziele übereinstimmen und sic h um die Gru ndprin­
zipien scharen", war die am 3 1. Juli 1979 beschlossene 
Wahlrechuändcrung. Diese Wahlrechtsänderung sah vor, daß 
bei den diesjährigen Wahlen am 4. November erstmalig in 
jedem Wahlkreis zwei Kandidaten aufgestell t werden sollten. 
zu d enen außer PSD-Migliedern auch andere ,,gutw ill ige 
Persönlichkeit en" gehören könnten. Die Pariser Abendzei­
tung Le Monde sc hloß daraus. daß sich nun bislang noc h 
nicht offiziell zugelassc ne aber to lerierte Oppositio nsgrup­
pen, wie die Bewegung demokrat ischer Sozia listen des 
Ahmed Mestiri und die Bewegung der Volkseinheit (MUP) 
des ehemaligen Wirtschaftsministers Ahmed Ben Sala h an 
diesen Wa hlen beteiligen könnten. 
Die linkssozialdemokratische MUP wandte sich jedoc h in 
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einem o ffene n Schreiben an Le Monde umgehend gegen 
diese Vorstellung. Sie schrieb: "Die MUP ist weit davon 
entfer nt, to leriert zu werden_ Wenn auc h alle unsere t';enos­
sen in Tunesien im vergangenen September bedingt freige las­
sen worden sind, ko nnten doch die meis ten vo n ihnen nicht 
wieder ihren Arbeitsplatz einnehmen und sind ständig 
Schikanen seitens der Behörden ausgesetz t , während diej eni­
gen, die im Ausland leben, immer noch nicht in ihr Land 
zurückkehren dürfen. Darüber hinaus hat der fo rmelle An­
trag einiger Genossen im vergangenen jahr, d ie Zeitung AI 
Qua hda (Die Einhei t ) herau sgeben lU dürfen, eine kategori­
sche Ablehnung seitens der zustä ndigen Behörd en untl'T 
Mißachtung der Verfassung des Landes gefunden. Daß die 
MUP die Möglichkeit habe, an den nächsten Wahlen teilzu­
nehmen, entspr icht daher keineswegs der Realität". 
Da es sich unter diesen Umständen bei den "gutw illigen 
Persönlichkeiten" o hnehin nur um Kandidat en hand eln 
kann, die entweder die Destur-Part ei im Zuge der permanent 
stattfi ndenden Clan- und Fraktionskämpfe einmal verlassen 
haben od er eher technokratisc h als im engeren Sinn poli­
t isc h interessier t sind, die aber auf jeden Fall d ie politische 
Linie des Regimes in keiner Weise in Frage stellen, hat sich 
sowo hl die MUP ab auch die liberale Bewegung demokra­
tischer Soz ialisten (sie darf zwar d ie Zeitungen Er-Rai und 
Democratie herausgeben, wurde aber nicht als Partei legali­
siert ) für einen Boykott d er November-Wahlen ausge­
sprochen, Die Vielza hl anderer konsequent oppositio neller 
Part eien u.nd Gruppen, angefangen von der Tunesischen KP 
über d ie Revo lutionäre Partei des Tunesisc hen Volkes 
(PRPT) und die youssefis t ische Nationalbewegung waren als 
sei t J ahren verfo lgte, t ief illegale Organisationen o hnehin in 
diesem Zusammenhang nicht im Gespräch. 
Diese sog. "öffnung" war also von Anfa ng an nicht nur 
äußerst begrenzt , sondern gleichzeit ig auch von e iner unge­
brochenen Repression gegen di e wirkliche Opposition im 
Land e begleitet. In diesem Zusammenhang sind die polit i­
schen Prozesse in diesem Sommer 19 79 gegen Mitglieder der 
PRPT. der Nationalbewegung und der Gruppe Ash-Shaab zu 
erwähnen_ Diese Gruppe, a ngeb lich einer ML-Organisatio n 
namens Ash-Shoola verbunden, hat nach dem Verbot der 
UGTT-Zeitung Ash-Shaab (Das Volk) eine illegale Zeitung 
gle ichen Namens veröffentlicht, die für d ie So lidarität mit 
den verhafteten VGST-Kadern und d ie Aktivierung der ge­
werkschaftlichen 8asis gegen die von der PSD eingesetzte 
neue Führung um Tijani Ab id e intritt. 

Destur.Parte itag: 
Zufriedenheit mit dem Erreichten 

Obwo hl d ie von Minis terpräsident Nouira eingeleitete "Poli­
tik der öffnung" im wesent lichen der Versuch ist, das Image 
des La nd es im Ausland aufzupolieren und die Basis d es Re­
gimes durch die Integration bisher nicht zugunsten des Re­
gim es aktiver bürgerlicher Schicht en zu verbreit e.rn. ist diese 
Politik innerha lb des Parteiestablishments keineswegs ohne 
Wid erspruch geblieben. 
Das wurde exemplarisch während des 10. Parte itages der 
PSD deutlich. Soweit d ie Darste llung der offiz iellen Po litik 



der Partei, die "liberale" Sozial- und Wirtschaftspolitik mit 
dem Ziel der Schaffung einer nebulösen "intermediären Ge­
sellschaft" (d.h. einer klassenlosen Mitl ehtandsgesellschafl) 
gemeint ist, herrschle bei den Rcdnt:rn - in vorderster 
t-ront Ministerpräsidenl Nouaa - offizielle Zufriedenheit 
mit dem Erreichten und unerschüllcr licher Optimismus für 
die Zukunft. 
Die t:reigniue des 26. J anuar 1978 (siehe AlB, Nr. 4/1978; 
d. Red.) wurden wie bisher als Ergebnis der Verschwörung 
einer Minderheit von Vaterlandsverrätern darges tellt und die 
Grenzen der "öffnung" wurden von Hedi Nouira so deut­
lich gemacht, daß auch diejenigen, die sich bis dahin unbe­
gründeter lliusionen hingegeben lutten, sie nun nicht mehr 
übersehen konnten_ Inso fern konnte sich der "Bunker" der 
Parte i um den Parteidirektor Mohamed Sayah über das Er­
gebnis nicht beschweren. wenn es ihm und seinen Anhän­
gern auch offensic htlich unangenehm aufstieß, Leut e wie 
den früheren Innenminister, Taher Belkhodja, den ehema· 
ligen Gesundheitsm inister. Mongi Koolo. und den seinerzeit 
ftir die Verbindung zum Parlamcnt zuständigen Minstcr 
Moncef Bclhajamor a ls gewählt e Delegierte auf dem KOIl­
greß vorzufinden. Sie waren als Repräsentanten des liberalen 
Flügels der PSD Ende 1977 von ihren Ä.mtern zurückgetre­
ten. da sie sich mit ihrer Tendenz zu einer intcgrat iven Poli­
tik angesic ht s der immer militanteren Arbeiterbewegu ng ge­
genüber denjenigen. die Olm 26. J anuar 1978 dann den Gene­
ralstreik b lutig niederschlugen, nicht durchsetzen konnten. 
Der Grund zur Zufriedenheit kam jedoch nach den .Wahlen 
10um 80 Mitglieder umfassenden ZK d er PSD abhanden. 
Mohamcd Sayah, dessen Part eimilizen einen wesentlichen 
Anteil an der Niederschlagu ng des Generalstreiks hatten, er­
reichte gerade noch den 80. Plat:t. während mehrere seiner 
politischen Freunde zugu nsten von als "Technokraten" gel­
tenden Delegierten ganz durchrielell. Andererseits hatte al­
lerding Verte idigungsminisler Abdallah ferhat, der bei der 
EntKheidung für die gewaluame ZerKhlagung der UGlT 
eine bedeutende Rolle gespielt hatte. scheinbar seine Macht 
gdestigt. Er hatte die Vorbereitung des Parteitages gemacht 
und dessen Ab lauf mit Hilfe von Leuten aus seinem Mini· 
sterium geleitet. Abdallah ferhat, der 8 J ahre lang Direktor 
des Kabinetts \'on Präsident Bourgu iba war. galt als einer 
sei ner engsten Vertrauten. Umso größer war die Oberra· . 
schung als Präsident Bo urgu iba am 12.9. 1979 m it Racllid 
Sfar einen neuen Verteidigungsminsiter einsetzte und 
Abdallah ferhat ohne MinisterpoSlen :t.urüekblieb. 

Parlamentswahlen 1979 - ein Plus rür Bourguiba 

So haben denn schließlich auch die Wahlen vom 4. Novem­
ber und vor a llem die Regicrungsumbi ldung vom 7. Novem­
ber 19 79 die Po sition Nouiras, der noch nie durch eigenstän­
dige Positionen gegenüber Präsid ent ßourguiba aufgefa llen 
in , weiter ventärkt. 
Die Wahlen, die sich immerhin durch eine mit 81.1 % flir 
tunetisc he Verhältnisse niedrige Wah lbeteiligu ng auszeichne· 
ten (in Tunis enthielten sich sogar 3 1,5 % der Wähler der 
Stimme), haben das Parlament zu 2/3 erneuert und einige 
besonders unpopuläre Kandidaten. wie den Sozialminister 
Mohamed Jomaa und zwei Mitglieder der von der Regierung 
cingesetl.len UGTf-Führung, zu Fa ll gebracht. Insgesamt ist 
eine sicher nicht unbeträchtliche Zahl VOn neuen Kandida­
tcn in das Parlament eingezogen, auf die die Bezeichnung 
"Technokrat en" angewa ndt wird. Die Regierungsumbildung 
schließlich hat einen weiteren Verbündeten Mohame<! 
Sayahs, den Innenminister Dhaoui Uannablia, sein Amt ge­
kostet. 
Da der staaukapitalinische PSD-flügel um Ben Salah seit 
nunmehr 10 Jahren aus der Partei entfernt ist, steht Mini-

sterpräsident Hcdi Nouira nunmehr mit einer auf figur ge­
arbeiteten Regierung mehr den je der Weg frei, seiner Utopie 
der "mediären Gesellschaft" zu folgen, jedenfalls solange 
Präsid ent Bourguiba noch die verschiedenen - bürgerlichen 
- Fraktionen der Partei untereinander auszuspielen vermag. 
Es ist offensichtlich, daß die neokoloniale Polit ik der o ffe­
nen Türe zwar verstärkt wieder auf da s Interesse des Aus­
landskapita ls stößt, da s im vorigenjahr zunächst beunruhigt 
war. Es ist aber ebenso offensichtlich, da ß sie die sozialen 
und wirtschaftlichen Ur,achen der Explosion Olm "Sehwar· 
zen Donnerstag" (26. 1.1 978) nicht erfolgreich anzugehen 
vermag. So kann die Anhebung der Mindestlöhne Olm I. Mai 
1979 um 8 '" nicht einmal die Inflation auffangen, :t.umal 
Olm 2. Mai bereits die Preise für Grundnahrungsm ittel wie 01, 
Brot und Gries zwischen 6 % und 25 % angehoben wurden. 
Die Außenorienticrung der lunesischen Wir tschaft bringt es 
auch mit sich, daß d ie bevorstehende Südausweitung der 
Europä ischen Gemeinschaft (EG) den tunesischen Agrarex­
port d eut lic h in Mitleidenschaft z iehen wird und die Situa­
tion sich entgegen der off iz ie llen Siegesmeldungen eher vet­
sch lec htern wird, \'erKhlechtern a llerding, das darf nicht 
außer Acht gelassen werden, auf einer Basis eines für ein 
Entwicklungsland relativ hohen Entwick lungsstandes. 

Der neokoloniale Kurs verbaut alle Chancen 

Es wäre fal sch zu behaupten, die aktuelle wirtschaftliche 
Situation dcs Landes sei vergleichsweise besonders schlecht. 
Da s Problem besteht vielmehr darin, daß die seit tO j ahren 
offen eingeK hlagene neokoloniale Strategie der Regierung, 
dem Land die Chancen verbaut, d ic Untcrentwicklung in 
einem umfassenden Sinn :t.u überwinden. 
Diese Aufgabe kann zweifellos auch nicht mehr vom Destur­
Regime a ls einem Bündnis .so gut wic a ller bürgerlichen 
Schichten erfüllt werden. Da. ist vielmehr eine historische 
Aufgabe der proletarischen Organisationen des Landes. 
Diese haben zwar einerseits durch ihr beträchtliches intellek­
tuelles Niveau gute Voraussetzungen dafür, sind auf der an­
deren Seite jedoch offensichtlich zu schwach in der werktä­
t igen Bevölkerung verankert und daher in eine Vielzahl von 
Parteien und Gruppen gespalten. 
Ein wesentlicher Grund dafür sc hei nt der zu sein, daß es den 
marxistischen Organisationen nur schwer möglich ist, den 
Klassenkampf in Tunesicn mit einem ant iimperiali5tischen 
nationalen Kampf zu verbinden. 
Es ist nämlich die regierende De'lur-Partei, die als klasscn­
umfassende nationale Befreiungsbewegung die Unabhängig. 
keit des Landes erkämpft hat und die von daher keineJ'o'>'egs 
mit dcn vielen von der Kolonialmacht eingesetzten Regimes 
in Afrika zu begleichen ist. Aus der Zeit des anti ko lonialen 
Kampfes verfügt d ie PSD darüber hinaus über ein das ge,am­
te Land übeT:t.iehendes engmasc higes Organi,ationsnet:t.. 
Das Verbot a ller opposi t ionellen I'arteien und die teilweise 
physische Liquidierung von Oppositionellen macht es sehr 
schwer, eine auch nur annähernd.so funktionstüchtige Orga­
nisation in Tunesien aufzubauen. Es wird daher vermutl ich 
zumindcst bis zum Tode Bourguibas und den nachfolgenden 
innerparteilichen Machtkämpfe dauern, bis das tunesische 
Proletariat und die eine oder andere seiner Organi,ationen 
ihr soz iales Gewicht wieder politisch werden nutzen kön­
nen. 

Adressenänderungen 
bitte rechtzeitig bei der Redaktion 
nicht bei der Post, bekanntgeben! 
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Mittelamerika 

Interview mit Omar C. Garcia und R. Valladares Atf l "tllc~U 

Mittelamerika nach dem 
nikaraguanischen Sieg 

Mit dem Siegeszug der Befreiungskiim pfer Nikoroguas und 
anderen sehenswerten Erfolgen der anliimperi(J.ljstisch~ 

demokratischen Kralle Lateinamerikas (Grenada, Bolivien, 
EI Saluador, Mexiko 1.1.0.) ist im Jahr 1979 Bewegung in die 
Szenerie des l-ftdbkQntinents gekommen. Unverkennbar er­
fuhr insbesondere die Region ZentrahJmerikas und der Km-i· 
bik bedeutende Veränderungen, die in AlB 1/1980 ein­
gehender untersu cht werden sollen. Anfang November 1979 
fand das AlB Gelegenheit zu einem Gespräch mit den bei­
den Repriisentanten der honduranischen Linken, O.C. 
Garcio. und R. Vaflo.dares, vorrangig zur aktuelle'l Lage auf 
der zenlra /amerikanischen Landbrücke. Omar C. Garein hal 
bis zu seiner Ausreise aus Honduras im Sommer 1979 eine 
fohrende Rolle in der Studentenbewegung und der Sofidari· 
tälsarbeit mit den Sandinistas gespielt. R. Valladares ist Re­
dakteur der Wochenzeitung Patria und der Zeitschrift 
Trabajo _ In AlB 1/1980 folgt ein Gespräch mit guyanischen 
Journalisten Moses Nagamootoo , das sich speziell mit den 
Verä'lderungen in der Karibik beschäftigen wird_ 

FRAGE: Gemeinhin wird Lateinamerika als "Hinterhof der 
USA" bezeichnet. Trifft dies nicht in besonderem Maße für 
den mittelamerikanischen Raum zu? 
R. VALLADARESjO.C. GARCIA: Seit Ende de$ 19. Jahr­
hunderts $tellen unsere Länder eines d er wic htigsten Ziele 
des US-Imperialismus dar. In der m ittela merikanischen Re· 
gio n is t die Dichte d er US-Dirckt investi tionen im Au sland 
eine der höchsten: auf sie entfallen in Zentra lamerika 90 % 
der gesa mten ausländischen Investit ionen. Dic Monopo le der 
US kontro llieren die Ausbeutung der Rohstoffen, der Mine­
ralien, die Hauptzweige der Produktion, das Transport­
wesen, den Handel, d ie Banken usw. 
Die militärisch-strategischen Int eressen der USA rühren in 
der Haupt sac he von der für sie lebenswichtigen Bedeutung 
der Verkehrswege in der karibischen Zo ne, vor allem des 
Panamakanals her. Dieses Gebiet wird in der Globalstrategie 
der USA als das für d ie Beherrschung Südamerikas notwen­
dige Sprungbrett begriffen. 
FRAGE: Spielen hier nicht auch aktuelle Otint cressen 
hinein? 
R. VALLADAR ESjO.C. GARCIA: Oh ja. Ein Beispiel hier­
fliT lieferten kürz lich die Pläne der USA, im zentra lamerika­
nischen Isthmu s zwischen den Küsten des pazifischen und 
des atlantischen Ozea ns eine Pipeline zu bauen, um das Erd­
öl, das man bei großen Projekten in Alaska gewinnen wird, 
an die Ostküste der USA zu bringen. Das Problem der Ener­
gicversorgung war der Anlaß für CartefS letzte Reise nach 
Mexiko (im Februar 1·979, d. Red.) und für die KOIl$ultati· 
onen auf Regierungsebene zwischen Mexiko und seinem 
nördl ichen Nachbarn. 
Aus demselben Grund wurde der Konflikt zwischen Guate­
mala und Bclize vo n den nordamerikanischen petfoehe-
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mischen Mo nopolen. die in Belize reiche Erdölvorkommen 
vermuten, angeheizt, 

FRAGE: Aus ähnlichen Gründ en können die USA wo hl 
auch seit der Formulierung der Monroe-Doktrin 1832, in 
dt'f sie Lateinamerika zum "US-amerikanischen Interessens­
gebiet" dek lar ierten, auf eine "sto lze" Interventionsbilanz 
zurückblicken, .. 
R. VALLADARES/O.C. GARCIA: In der Tat. Die USA 
haben im mer eine Po litik dcr Komroll e über d ie Regierun­
gen dieses Gebiets angewandt, um da s Fortbestehen von 
Mario nettenregimes zu sichern. Zw ischen 182 1 und 1939 
haben sie 25 direk te militärische Interventionen in Panama, 
Honduras, Guatemala, EI Salvador und Nikaragua vorge­
nommen. Nach der US-Sö ldnerinvasion 196 1 in Kuba 
marschiert e die US·Marineinfanterie J 965 in die Dominika­
nisc he Republ ik ein. Auf dem ganzen Kontinent installier­
ten die USA repressive Regierungen und Militärd iktaturen. 
Nach der kuba nischen Revolut io n 1959 wandte Washington 
eine Po litik der Reformen, der wirtschaftlichen Entwicklung 
und der regionalen Integratio n a n. Sie wurde aber aufgrund 
der starken inneren Widersprüche des Systems des abhängi­
gen Kapitalismus, d er zur Zeit eine tiefe strukturelle Krise 
durchmacht, "/,.Um Mißerfo lg.1 

"Stolze" US-I nterventionsbilanz in Zentral amerika 

FRAGE: Ist eine Rückkehr der US-Administration zur tra­
ditionellen Interventionspolitik vorst ellbar ? Man denke an 
dio j üngsten Konflikte mit Kuba oder Panama ... 
R. VALLADARES/O.C. GARCIA: Die sog. "Mini· Kuba­
Krise" im letzten September hatte folgende Ziele: SAL T 11 
zu torpedieren, d ie kubanische Regierung angesichts d es VI. 
Gipfeltreffens der Bewegung der Niehtpak tgebu ndenen zu 
diffamieren, und schließlich stand dahinter die Absicht, die 
Pläne Washingtons. die J\'lilitärpräsenz der USA im karib i­
schen Meer zu verstärken, hinter einem Nebclvorhang ver­
schw inden zu lassen. 

In diesem Kontext ist auch die Landung von US-Truppen 
auf Guantanamo am 17. Oktober dJ . zu sehen, die als eine 
,Machtdemo nstration seitens d es Imperial ismus zu verstehen 
ist. Die militärischen Manö\'tT der USA in der Karibik 
wurden von Franeisco Pena GomC"l, dem Generalsekretär 
der Regierungspartei der Do minika nischen Republik, von 
Raul CaStrO, dem kubanischen Verteidigungsminister. und 
von d tT Delegat ion aus Grenada vor der !etllen Vollver­
sammlu ng der Organisa t ion Lateinamerikanischer Staaten 
(DAS) als e ine Bedrohung für Lateinamerika verurteilt, 
Ähnlich in Panama. Hier begann zwar am I. Oktober 1979 
nach einem langen Kampf um die souveränen Recht e des 
panamaisehen Vo lkes mit der Unterstützung seiner progres-



siven Regierung unler Präsident Aristides Royo der Prozeß 
der Dekolonisierung der Kanalzone. Die Carter.Torrijos. 
Verträge 2 sind ei n Sieg im Kampf um die Befreiung, aber 
sie enthalten einige Einschränkungen: Der panamaische 
Staat wird ein Einkommen vo n etwa 80 Mio Dollar jährlich 
aus dem Gebrauch des Kanals haben und erlangt die Souve­
ränität über ein Gebiet wieder, da s sich durch eine sehr gute 
InfrastruklUr. Bauten und Häfen von e inem auf mehrer Mrd 
Dollar geschätz ten Wert auszeichnet , jedoch werden die 
USA ihre Präsenz bis zum Jahre 2000 aufrechterhalten. Sie 
haben die sog. Neut..ra litätsklausel des Kanals in d en Vertrag 
aufgenommen und behalten sich das Recht vor, "zum 
Schutze" des Kanals mil itärisch zu inlervenieren. 
Die Carter-Regierung befürchtete, daß in den USA die Ver-

träge Ende September 1979 nicht ratifizier t werden würden 
und das panamaisehe Vo lk am 1. Oktober 1979 den Kanal 
mit oder ohne US-Ratifizierung in Besitz nehmen würde. 
Deshalb mobilisierte sie militärische Einheiten der "Ran· 
gers", um notfalls das panamaische Vo lk zu unterdrücken. 
Dies rief auf d em ganzen Kont inent Protest hervor. Von 
a llen Staaten, sogar von d er Sandinistischen Fro nt für die 
Nat iona le Befreiung Nikaraguas (FSLN), erfolgten sofortige 
Erk lärungen, der Regierung des Präsidenten Ro yo j egliche 
Art von Unterstützung zukommen zu lassen. 
FRAGE : Nach dem Sturz des Somoza-Regimes in Nikaragua 
hob Fidel Castro die historische Bedeutung d er nikara· 
guanisc hen Revo lution hervor. Er sprach auc h von der Be· 
deutu ng der Tatsache, daß sich in d er So lidarität m it Nikara· 
gua in Lateinamerika eine "ant iintcrvcntionistische Fro nt" 
form iert habe. Ist Ihrer Meinung nach eine derartige Ein­
sc hätzung berechtigt? 
R. VALLADARES/O.C. GARCIA: Der Sieg der Revo lut ion 
in Nikaragua stellt für unsere Völker, so meinen wir. das 
wichtigste historische Ereignis seit dem kuba nischen Befr ei­
ungskampf dar. Die sandinist ische Sache ist e in großart iges 
Beispiel. das die demokratischen und revolutionären Sek­
toren Lateinamcrikas anspornt. 
Zudem haben sich alle demokratischen, progressiven und 
revo lutionären Persönlichkeiten und Organisationen des 
Subkontinents in der praktischen Solidarität m it Nikaragua 
zusammengetan. Diese antidiktatorische und die Unabhän­
gigkeit ver teidigende Bewegung zeigt sich auf verschiedenen 
Ebenen: Im karibischen Raum gibt es große Fort schritte bei 
der Beseitigung der kolonialen Abhängigkeitsverhältnisse 
und es entstanden junge Staaten, d ie eine ,antiimperia­
listisc he Richtung eingeschlagen haben, in Grenada, St. 

Lucia und Dominika. Puerto Rico. eine Kolonie der USA, 
und Bclize, eine Kolonie Großbritanniens, kämpfen um ihre 
Unabhängigkeit. Die Militärdiktaturen im Norden Zentral­
amerikas leiden Unlet dem Ansturm des Vo lkes und ihre 
Situation ist sehr prekär geworden. 
Die nichtdiktatorischen Regierungen in Kostarika und der 
Dominikanischen Republik sehen sich angesichts der For­
derungen des Volkes gezwungen, immer mehr Konzessionen 
zu machen und die demokratisehen Freiheiten zu respektie­
ren. Mexiko und Venezuela verfo lgen eine würdige und na­
tionalistische Poli t ik gegenüber den Forderungen der USA 
bezüglich ihres größten Reichtums, des Erdöls. In diesen 
beiden Ländern haben die linken Einheitskräfte wichtige 
Siege bei den Wahlen im Laufe des Jahres 1979 errungen. 3 

Unter diesen Umständen haben viele kommunistische Par­
te ien und andere demokratisch-revolutionäre Kräfte die Le­
galität errungen und Einheitsfront en mit anderen progres­
siven Kräften geschlossen, $0 in Panama, Ko starika, Mexiko 
und Venezuela. 
Dieser Trend der Vereinheitlichung der progressiven Kräfte 
läßt sich auch regiona l feststellen : Im August 1979 fand in 
Guyana ein Beratungstreffen der kommunistischen, pro leta­
rischen und d emokratisch·revo lutionären Orga nisationen 
und Part eien aus 10 Ländern des karibischen Raums statt. 
Nach einer Analyse der Lage in diesem Raum kam man 
überein, die Zusammenarbeit zwischen diesen Parteien und 
Organ isat ionen im Intt'Tesse des antiimperia list ischen Kamp­
fes zu verstärken. 

Aufschwung der 
demokratisch-revolutionären Bewegung 

FRAGE: Würden Sie auch die vom 10.-12. Oktober 1979 in 
Oaxaea (Mexiko) abgellaltene Konferenz lateinamerika ni­
scher Parteien, an der 22 Parteien aus 16 Ländern teilnah­
men, hier einordnen? Kann man in den Ergebnissen dieser 
Konferenz eine amiimperialistisc he Grundhaltung feststel­
len? 
R. VALLADARES/O.C. GARCIA: In der Erk lärung von 
Oaxaca drückt die Konferenz aus, daß sie die wirtschaftli­
che, po litische und kulturelle Dekolonisierung Lateinameri­
kas anstrebt und für demokratische Systeme kämpft, "für 
allgemeine Abrüstung, für eine atom freie Zone und gegen 
ausländische Militärbasen. Sie unterstützt d ie demokrat i­
schen Kräfte in Chile, Argentinien und Uruguay. Sie sicht in 
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der Freiheit Nikaraguas und der übergabe des Panamakanals 
Ausgangspunkte für eine Zukunft der Unabhängigkeit und 
Entwick lung des Kontinents.4 

In Anbetracht alldenen können wir von ei ner breiten Bewe­
gung für die wirkliche Unabhängigkeit unserer Völker spre­
chen, der verschiedene Regierungen und viele politische Or· 
Ir.misat ionen angehören. 

FRAGE: In den USA wurde nach dem Nikaragua-Debakel 
intensiv über eine Neuorientierung der US·Po litik in Mittei­
amerika diskutiert. Wohin zielt sie? 
R. VALLADARES/O.C. GARCIA: Beispielsweise präsen­
tier te im S(!ptember 1979 der stellvertretende Sekretär für 
interamerikanische Angelegenheiten der USA, V. P. Vaky. 
der Kommission für Auswärtige Angelegenheiten des Kon­
gresses einen Bericht mit dem Titel "Amerika am Scheide. 
weg". In diesem Beri<:ht nennt V.P. Vaky die po litischen. 
wirtschaftlichen und sozialen Spannungen in umeren Län­
d(:rn das Resultat eines "ungleichcn und ungerechten Wirt­
schaftswachstum s. einer nationalen Armut u nd einer u nan· 
gemes5Cnen Verteilung des Einkommens"; andere1'5eits er· 
wähnt V. P. Vaky, daß "die politischen Institutionen in der 
Vergangenheit eine Tendenz zum AUlOritären sowie einen 
Widerstand gegen jedwede Veränderungen gezeigt haben". 

Nach V.P. Vaky entstehe daraus unweigerlich ein Druck zur 
Veränderung der Vcrhältnisse, der durch d ie RL'Vo lution in 
Nikaragua noch unters tütz t worden sei. Angesichu dessen 
sieht er für die USA d ie Notwendigkeit. poli t ische und so· 
ziale Reform en durchzuführen. dabei aber "die individuellen 
RL'Chte und demokratischen Werte" in dicscr Region zu er· 
halten 
FRAGE: Geht nicht auch der Stun; des salvadorianischen 
Dikta tors Romero mit auf diesc veränderte Haltung der 
USA zurück? 
R. VALLADARES/O.C. GA RCIA: Der Prot est des salva· 
dorianischen Volkes gegen die Romcro· Diktatur halte Züge 
angenommen. die für e inen revolutionären Verlauf t ypisch 
sind. Die Diktatur versuchte. sich mit dem gescheiterten 
"Nationalen Dialog" 7.U retten , und die USA präsentierten 
im September 1979 einen Plan zur Lösung der explosiven 
Situat ion in EI Salvador. 
Dieser vom damaligen Sonderbot schafter und jetzigen Staat. 
sekretär für Lateina merika der USA. W. Bowdlcr, vorgelegte 
Plan enthielt folgende Punkte: I. Vorgezogene Präsident. 
scha ftswahlen. 2. politische Amnestie und Rückkehr der im 
Exil Lebenden. 3. wirtschaftliche und soziale ReroTlnen. 
W. Bowd ler hatte sehon in Nikaragua versucht, einen ähnli. 
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chen Plan durchzusetzen, und gel'lau wie dort der Somoza· 
Clan 50 widersetzte sich auch in EI Salvador die Oligarchie 
diesen Maßnahmen. 
Mit Zust immung der USA wurde am 15. Oktobcr 1979 
Romero durch eine Regierungsjuma ersetzt , die sich aus d en 
Obersten Mejano und Abdu l Gutierrez sowie den Zivilisten 
Mario Andino, einem Vertreter du Privatwirtschaft , dem 
Sozialdemokraten Guillermo Manuel Ungo und dem Rektor 
der Universidad Privada, Roman Mayorga Quiroz, der die 
christdemokratische Tendenz vertril!, zusammellsetzt. Oie 
neue Rl'gicrung weis t innere Wid ersprüche auf. In ihr sind 
einerseits junge Offiziere mit progn!ssiven, pa triot ischen 
Auffassungen und einige Personen m it engen Verbindungen 
zur revolutionären Bewegung vert reten. andererseiu aber 
auch reakt io näre Elemente, die die Großgrundbesitzer ver­
treten. 

FRAGE: Könnte man d ie salvadorianische J unta demnach 
alles in allem ab Regierung bezeichnen, die demokrat ische 
Züge trägt? 
R. VALLADARES/O.C. GARCIA: Die Grundtendenz der 
neuen Regierung ist reformistisch, und die Carter·Admini· 
stration will mit ihrer Hilfe besc hränkte Reformen und eine 
gewisse demokratische Off nung durchfUhren, um den revo­
lutionären Sturt des Regimes und damit die Abschaffung 
des Systems des abhängigen Kapitalismus zu verhindern. 
D.h. der Plan der USA besteht im Ergreifen vo n Vorsicht .. 
maßna hmen. Aber die Situation in EI Sa lvador ist immu 
noch (Stand Anfang November 1979; d. Red.) gespannt und 
es gibt noch bewaffnete Auseinand ersetzungen. 
Die Regierungsju nta hat zwar eine Amnestie, wirtschaft liche 
und soziale Reformen und d ie Säuberung des Staatsapparats 
und der Stre itkräfte von a llen fa schistoiden Elementen und 
Anhängern des besiegIen Diktators Romero angekü ndigt. 
aber gegenwärtig ist noc h kei ne d ieser Versprechungen in 
die Praxis umgesetzt worden (zur Haltung der demokrati­
schen Opposition siehe Kas ten; d. Red.). Die salvadoriani· 
sche Wirklichkeit verlangt nach unaufsc hiebbaren Verände. 
rungen, und die von den demokratischen und revolutionären 
Kräften erlangte Macht kann einen Prozeß der radikalen ge· 
sellscha ft lichen Veränderungen in Gang setzen. Hier fUr ist es 
aber auch nae h dem Sturz der Diktatur wichtig, daß diese 
Kräfte zusammenarbeiten. 

Einheitsfronten auch in Guatemala, Honduras 

FRAGE: Welche Auswirkungen haben die Revolutionsereig. 
nisse in Nikaragua auf die anderen Nachbarländer Guatema· 
la u nd Honduras gezeitigt? Hat man aus dem dortigen Er· 
folg der antidiktator ischen Einheitsfront irgendwekhe prak­
tischen Konsequenzen gezogen? 
R. VALLADARES/O.C. GARCIA ; In Guatemala führte die 
Ma ssenbewegu ng Ende Oktober 1979 die bisher größte 



EI Salvador: HaHung der Linken zur Junta 
Die Ankündigung begrcnttcr Refonncn 5CitclU der Junta hat inner­
halb der dcmoknttischcn Op!)Osilion zu einer Neuorientkrung ~ 
führt. 
Setzte der Revolutionäre Valksblock (DPIl) nach der Machtüber­
nahme der Junta :wnkhst seinen Kampf gegen die Junta fort, 10 

K hloß cr Anfang November 1979 ein Abkommen mit der Junta, 
das bedeutende Zugeständnisse an den BPR beinhaltet. Neben der 
Reduzierung der PTei"", r.,ir MaSSotnkolUumgiitcr, der Erhöhung dcr 
Löhne für Arbeiter, der Freilu$Ung a ller politischer Gdango:ner 
sagte die Junta Informationen über da , S<:hicksal Hunderte.- Ver­
schwundene!" zu. Während der Verhandlungen libcr das Abkommen 
dcmonsuiertcn zur Unterstreichung der Fordcrung.:n des BPR 
30.000 Mcnll<:hcn vor dem Arbriu· und Wirllchafuministcrium. 
Die IksctzufI( dieser Ministeriell wurde unter dem Vorbehalt der 
Erfüllung dei Abkommens zunächll aufgehoben. Mü!teT und Ange­
hörige von Gefangenen und Verschwundenen ttaten in Hunger­
Itreik. ein.. 
Die Kommuni~tische Partei EI Salvado .. (PCES) macht die Unter­
nUt:r.ung der Junta von der Vuwirkl;chun, ihrer Versprechen ab­
hingig. Sie orientiert auf eine:n Zunmmenschluß alle r revolu­
tioniren und dc:moktatischen Kräfte im Land, um über die ange­
kiindigten Reformen hinaus eine: radik.a.le Sliulx-rung de5 St.u.tll3P­
paraU:1 von Fuchisten und Romero-Anhingem :r.u c:rrc:ichen. Gene­
raltckretir J orge Qafic Jandal nannte die Aunösung der Tenoror­
pnisOltion ORDEN ein "ermutigende. Anzeichen fiir Veränderun­
gen", doch habe die Junta nichl eindeutig mit der Vergangenheit 
gebrochen. Wenn die Junta nicht berc;t se i, dies zu tun, müßten 
sich zivile und demoktatlsche Kreise, die die Regierung unter­
s!litzen ~urüc:k~iehen und zum Mittel dCI Kampfe. gre ifen. 
All Bui. für eine:n ZusammeNChluß der Oppo.itionlkräfte könnte 
die Nationale Union der Opponion (UNO) dienen, die schon im 
Wahlprogramm 1977 eine längst flliige Agnlm:form, ein<: Demo­
krati.ierung des öffentlichen Lcbellll, und die Beendigung der Kor-

Mobilisierung unta dem Motto ,.Nieda mit da Diktatur" 

und "Die Revo lution an die Macht" durch. An diesen Mas­

sendemonstrationen nahm die Demokratische Front gegen 

die Unlerdrikkung leil, der miukTWeile 250 Arbeiter-, Bau­

ern, Studenten- und andere Organisationen angehören. 5 Die 

Guatemaltekische Partei der Arbeit (PGT) meint, daß dt'f 

bewarfnete Kampf, der auch Ausdruc k d es ß ewußtseinsstan­

d es und Organisationsgrades der Musen iSl, als Mittel eingt .. 

set1;I werden muß, um den Sturz der Diktatur und den revo­
lutionären Pro1;eß voran1;utreiben. 

Wie fIou' Guatemala so sehen wir auch flir Ho ndUlölS die wich­

tigste Lehre aus dem Kampf d es niluraguanischen Volkes 

und der FSLN in ihrer Bündnispolitik über ideologiKhe 

Difrerenzen hinweg. Dieses Vorbild hat o hne Zweifel in der 
Bildung der Naüonalen Patriotischen Front in Honduras sei­

nen Niederschlag gefunden. Ihr gehören die Christdemokra­

tie, die Partei für Erneuerung und Einhei t (P INU), die Revo· 

lu t ionäre Parlei 501;ialdemokral iseher O rient ierung, die So-
1;ialisten, die Kommunisten und viele andt'l"e gesellschaft li­

che Organi5ationcn wie 1;.B. die stärkste Arbeitt'forganisa. 

tion A llgemeine Arbeiterz.entrale (CGT), die Nat ionale 

Union der Bauern (UNC) und die Schüler- und Studenlen­

föderation (FEUH und FESE) an.6 

Das PTogramm der Patrioti.schen Front b einhaltet die For­

derungen nach Freiheit flir die politischen Gefangenen und 

nac h Legalisierung der opposilonellen politischen Parteien. 
Es beinhaltet den Kampf gegen den Wahlbetrug sowie gegen 

die Unlt'rdrückung und das Komplizelltum mit der somo­

zistischen Konterrevo lution. Gt'fade von l'lo nduras aus ope­
rieren z. B. Som01;a PortoC:lrrero, Sohn des Ex-Diktatuors 

Somoza, und die somozistischen Agenten Sanc hcz, Lanuse 
und Bravo. 

Eine wichtige Lehre flir unsere Völker 51ellt der Aufbau 

einer neuen Gesellschaft dar , d e n wir m it zahlreichen So li-

SoJ"lIdorianiodI< Junla. MitJlie<kt (0. t. 11 . •• ) : Andin<>. Oberst J. AbeI .. ! G"t~."' .. U""" 
Obe,.., AdoIl" Mo""". MoY"'p 

""plion forderte sowie g"",," die ArmL"C ab SCSIltzungsmachl im 
eigenen Land aufttat. Sie ist jedoch seil dem Eintriu zweier Mit · 
glicdJorganisalionen, dc:r Nationalen Rn·olulioniren Bew""""" 
(MNR) und der ChrUtdemoknti..::hen Partei (POC), in die Re· 
gierung gachwicht. Das Interesse der POC besteht laut Aunage 
ihres FUhrers Napoleon Duane darin, durch eillC "demok.tatische 
RC'YOlution ein zweites Nikatagwl in Minelamerika abzuwenden". 
Die Einheitliche Vollr.taktion (F MU) lehnt einen Dialog mit der 
Regierung ab. Sie kündigte an, ihren Kampf für die Befreiung d" 
pnun Land" fortzuset1;en und häll die Besetzung von Kirchen 
weiler aufrecht. Ebenso wollen die Krähe für Nationakn Wider_ 
...and (FARN) ihren Kampf fortmhren "bis eine volksdemokra· 
tische und revolutionäre Regierung eingesetzt ist, die'den Weg zum 
Sozialismus und zu einer wahren VolksV(!rtretung geebnet hat". 
Die Revolutionil'e Vollr...arm"", (ERP) und die: Vollr.sliga 28. fe­
bruar haben den bewaffneten Kampf eingateUt. 

daritätsaktionen unterstützen, e int.'f Gt'5ellschaft von ant iim · 

pt'fialistischer, antioligarchischer, demokratischer und volk .. 

naht,.T Prägung, in der eine Landrcform sowie Alphabctisit .. 

rungs- und Gesundhcitskampagnen durc hgefUhrt werden , in 

der die Banken und nationalen Reichtümer vt'rstaat!icht 

werden und eine wirk lic h souveräne Außenpo litik b etrieben 

wird. 

AOInerkungen der Redaktion : 
I) Ausdruck dieser Reformpoli lik war die 1961 von Kenncdy ins 

Leben gerufene "Allianz für den Fortschritt", die mincl. eines 
fOziaireformUt.ischen Programms (Invati tioruhöhe rund 20 Mrd 
Dollar) einer Wiederholung des kubanischen RC'YOlut iollllClIem­
pet. auf dem IaleiIJ3merikanischen Subkontinent vorbeugen fOU­
te. Siehe AlB, Nr. 6( 1976, S. 22 ff. 

2) Die Vertragsunterzeichnung fand am 7.9.1977 stall. Zum wei· 
teren Fortgang der bilateralen Verhandlungcn und der Panama· 
kanal·Debatte im Kongreß bzw. Senat in Washington siehe Al B, 
Nr. 1 und 6/ 1978, und 11· 12( 1979 

'1 In Venauela konnte die erstmali wlcder ve reint kandid ierende 
Linke (Bewegung :turn So1;ialismus- MAS, Kommunistische Pat­
tei. MIR und Volkswahlbewegung- MEP) bei den Gemeindewah­
len im Juni 1979 ihren St;mmellantcil auf IB,5'" hochschraubc:n 
(Parlamentswahl 1978 ca. I~ :tuJ.ilmmengaechne:t). Die ttadi · 
tiondle Zwc:iparteienhC'I'TSChdt von Olristlichso1;ialen (COPEI) 
und der sozwdemoluat;,chcn Dcmokl1ltischen Aktion (AO) 
konnte damit aufgebrochen werden. In Muiko errangen die V(!r· 
einteil drei Linksparteien (MKP, Authentische und Sozialistische 
Volkspartei) im Juli 1979 eineIl ähnlich spektakulären Erfolg mit 
12% der Stimmen. 
Siehc zu den beiden Ländern AI B, Nr. ~ und IO{l979 

4) Teltt der Erklärung der Konfercra latcinamerilutniseher ParteieIl 
in: La Republica, Muiko, Nr. 404(Oktober 1979, S. 38-41 

!:t) Wortlaut des GroncIsalzdokumellLS der Dc:molmll ischen Fronl ge­
gen die Unterdrüdtung in: AlB. Nr. 11 - 12( 1979 

6) Siehe Honduras-Analyse in: cbcnda 
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Nikaragua 

Peter Jacobs Sandino lebt! 
Beobachtungen im 
neuen Nikaragua (1. Teil) 

Petv Jo.cob, für AIB-L~s". durch seine Reportage übe,. das 
be/reite Süduietnam "Die Racheengel 1I0n Saigon" (A lB, 
Nr. l 011975) ein Begriff. bereiste nun in Begleitung des 
Fo tographen Thomos Billhardt das befreite Nikaragua. 
P. Jacobs Reisereportage stellt in eindrucksvollen Sze,ten­
ausschnitten das Nikaragua von gestern dem des revolu­
tjonären Wiederaufbaus gegeniibeT. Der Situationsbeschrej· 
bultg des 1. Teils der Reportage werden in den nächsten 
Helten solche zur Lage der Zudcerarbeiter und zur Agrar. 
reform jolgen. 

Nikaragua heute: Die Erben des "Generals der fre ien Män­
ner" haben die Macht ergr iffen. Man braucht nicht mehr in 
Urwaldverstecken nach ihnen zu suchen. Die älteste latein­
amerikanische Diktatur is t zerbrochen. Und Sandino, vor 35 
J ahren auf Befehl von Anastasio Somoza I. ermordet, lebt 
weiter ... Sandino vive" erinnern die verblassenden Mauerin­
schriften aus der Kampfzeit. 
"Sandino presente" rufen die Leute auf Demonstrationen. 
In den Barrios der Städte und auf den Dörfern werden San­
dinist isehe Verteidigungskomitees gebi ldet. Der e h.emalige 
Hafen Puerto Somoza. heißt nun Puerto Sandino, und auch 
der Flugplatz der Hauptstadt Managua trägt den Namcn des 
großen Vorkämpfen der Freiheit Nikaraguas. Auf diese 
Weise erhält ein Sat:.r; aus der AIZ vom September 1928 neu e 
Gültigkeit: " Sandino ist überall." Bcim Vergleich der Jo"o tos 
von damals mit den Hinterlassenschaften der Somoza-Dikta­
tur tut sich cine beklemmende Parallele auf. Damals die 
zerbombten Straßenzüge vo n Ch.inadega, heut e die zerschos­
senen Stadtzentren von Masaya, Eucli, Leon ... Wie sich die 
Bilder gleichen! 
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Das Wüten amerikanischer Marincinfanterie vor funf jahr­
zehnten ist noch übertroffen worden von der Raserei der 
Nationalgarde Anastasio SomO'la! 11., der sein geis t iges 
Rüstzcug an der amerikanischen Militärakademie Wcstpoint 
erworben hat. Die Regierung des Nat iona len Wicderaufuaus 
sc hätzt die Za h.l der Toten auf 40.000, auf mehr als zehn mal 
soviel, ab General Sandino einst bewaffnete f..li tkämprer 
halte. jeden Tag erscheinen in Nikaragua Zeitungssciten mit 
den Fotos Verschwundener und Verm ißter. j eden Tag wer­
den neue Gräber gefunden. Die Leichen sind kaum noch zu 
identifizieren. 
Indessen bestimmen nicht Trauer und Schmerz die Gefü hle 
des nikaraguanisc hen Volkes. sondern Triumph und n orf­
nung. Die Barrikaden sind abgebaut, das Straßenpna$ler i.st 
wieder am alten Platz. Die Felder werden wieder bestellt, 
nachdem in weiten Teilen des I..andes eine ganze Ernte aus­
gefallen ist. Die wenigen intakt gebliebenen Fabriken _ aus­
nahmslos Leicht- und Lebensmittelindustrie - kommen w ie­
der in Gang. 
Von Normalisierung des Lebens iSI die Rede, womit die 
Frage aufgeworfen wird: Was ist eigent lich "normal" nach 
43 j ahren Diktatur und jahrelangem erbitterten Kampf? 
Somons Luftwaffe hat 5 Minuten vor 12.00 fast drei Dut­
zend Jo'abriken der einzigen IndustriC'lOne des Landes ent­
lang der Carrelera Notte zwischen dem Zentrum Managuas 
und dem Flughafen in Schutt und Asche gelegl und nur 
solche ausgelassen. die Insignien von Firmen wie Coca Cola 
oder Siemens lragen. Sorgfaltige Schonung von Auslands" 
kap ita l - eine kontCJTcvolUllonäre Spekulal ion auf morgen 
und übermorgen. Die Märkte beleben sich wieder. Nicht nur 



mit dem, wa s die Bauern den Städtern zu biet en haben, 
sondern auch mit Gestohlenem und Schieberware. Restau· 
rants eröffnen neu, auch die teuren. Als d ie Regierung des 
Nat ionalen Wiederaufbaus die: Banknoten im Werte von 500 
und 1000 Cordoba für ungültig erklärte, sie e inziehen und 
auf Konten gutschreiben ließ - eine Maßnahme, die sich 
von selbst ergab, weil der Somoza-Clan vor der Flucht nicht 
venäumt hatte, die Tresore der Banken auszuräumen - , bil­
deten sich vor d en Bankfilialen erstaunlich lange Schlangen. 
Woher kam plötzlich das viele Geld in dem ausgeplündert cn 
Land? Offensichtlich hatte so mancher Somoz ist, der mit 
Auto und Bargeld in e ine der asylgewährenden lateinameri­
kanischen Botschaft en geflüchtet ist und noch auf die Aus­
reise wartet, Mitt elsmänner gefunden, die sich gegen gut e 
Betc:i1igung seiner plötzlichen Geldsorgen annahmen. Noch 
ist in Managua nicht Zeit gewesen, eine Verfassung für das 
neue Nikaragua auszuarbeiten. Die Regierung des Nationa­
len Wiederaufbaus stützt sich auf Dekrete. Der gesamte Be­
sitz des Somoza-Cla ns und seiner geflüchteten Anhänger ist 
nationalisiert worden und biklet einen guten Grundfonds für 
einen staatlichen Sektor in d er Industr ie und für die Bod en­
reform. 
Der Außenhandel ist weitgehend dem staatlichen Institut flir 
Export und Imporl übertr,agen worden. Das läßt hoffen, daß 
die vom Diktaturrc:gime hinterlaS5ene Ausland sverschuldung 
- a llein im laufenden Finanzjahr sind 800 ~fio Dollar abzu-

tragen - in Grenzen geha lt en werden kann. Die wichtigsten 
Kliniken sind in Staa tsbesitz übernommen word en. In verlas­
iCnen Luxusvillen sollen Schulen und Kindergärten einge­
richtet werd en. Zum eruenmal werden Richter flir Zivilge­
richte ernannt. Neue Zeitungen und Rundfunkstationen 
werdrn zugelassen mit e iner einzigen Auflage: Sie dürfen 
keine Somozapropaganda treiben. 
Vieles, was j etzt in Nikaragua ge~rochen und getan wird, ist 
noch von Emotionen über lagert und manchmal auc h mit 
Illusionen belastet, die sich in den Träumen während der 
Kampfpausen aufgebaut haben. In d er Hymne der Nationa: 
len Sandinistischen Befreiungsfront aus der Zeit des 
Kampfes heißt es, daß eines Tages eine neue Sonne das Land 
beleuchten werde, e ine So nne, "die uns die Helden und 
Märtyrer mit reic hen Strömen von Milch und I-Io nig hinter­
lassen haben". 
Doch unter den Siegern des 19. j uli wächst die Erkenntnis, 
daß die neuen Realit äten neue schwere Aufgaben steUen 
und ebensogroße Anstrengungen erfordern wie der Kampf. 
"Nachdem wir unser Blut für die Revolution geopfert ha­
ben", ermahnte Commandante Oaniel Ortega, eines der fünf 

Mitglieder des Regierungsrates, eine b egeisterte j\·lenge, 
.. müssen wir nun unseren Schweiß dem Wiederaufbau des 
Landes geben." 
Die Grenzstat ion I'enas Blancu Iln der Panamericana (große 
Autostraße, die Late in- und Nordamerika verbindet : d. 
Red.), früher Stützpunkt der Nat iona lgarde, wird vo n j ungen 
So ldaten der Sandinistischen Vo lksarmee bewacht. Einige 
haben in dieser Gegend gekämpft und Flüchtlingen über die 
Grenze (nac h Kostarika; d. Red. ) geholfen. Nun hocken sie 
plaudernd und rauchend b ei d en Rückkehrern. Man tauscht 
Erinneru ngen aus, und es herrscht die famili äre Atmosphäre 
eines Partisanenlagers nach dem Sieg. 

Tränen des Wiedersehens 

Samuel Morazan, 24 jahre alt, kurze Zeit Student in Mana­
gua, dann wegen Geldmangel Bürogehilfe bei einer Versie he­
rung und schließlich Guerillero im Süden, hat nach l1 
Monaten Trennung seine Mutter wiedergefunden. Mit ihrem 
scchsjährigen Enkel Edgar ist sie aus Panama zurückgekehrt. 
Die Tränrn des WiederiChens sind keine Freudentränen. Der 
Vater, Amaro, herzkrank, ist an den Strapazen der Flucht 
gestorben. Samucls Schwester, Pe tro nila, ist in Panamt ge­
blieben. Sie hat dort eine Anst ellung als Hausmädchen ge­
fund en. 
l': ndlich kommt der Bus, der die Leute in d ie 19 km entfern­
te Stadt bringt. Dort residiert das Sandinistische Verteidi­
gungskomitee, ein Organ der lolui len Selbstverwaltung. 
Uberall in Nikaragua sind solche Kom itees entsta nden. Sie 
befassen sich mit den dringendsten Problemen am Ort: auch 
mit d em Wiederaufbau zerstörter Wohnhäuser, mit der Was­
serversorgung, mit der Beschaffung von Arbeitsplätzen, mit 
d em Schutz vor versprengten Banditen der somozistischen 
Nationa lgarde. 
In Penas Blancas ist das Komit ee zugleich Meldestelle für 
Rückkehrer, Sanitäustützpunkt und Zentrum für Lebens­
mittelverteilung. Die Rückk ehrer werdrn registriert und ge· 
impft. Für die Kinder gibt es Keks und Büchsenmilch. 
Von Rh'as aus müssen sich die Rückkehrer allein weit erhel­
fe n. Samuel ha t Glück. An der T exaco-Tan kstelle trifft er 
auf den Fahrer eines Kleintransporters, der die Familie mit­
nimmt. Zw ischen Mango s, Melonen und Pitayafrüchten 
sitzend, fahren d ie Morazans Managua entgegen. Linkerhand 
Zuckcrrohrfe lder, rcchterhand Viehweiden, Savannengc­
strüpp und manchmal ein Schimmer d es Nikaraguuees, des­
iCn jeniCitiges Ufer im Dunst der Ferne nicht zu erkennen 
ist. 
.. Ocr Natur e igener Traum wurde Wirklichkeit in Nikara· 
gua", liest Samuel aus ei nem alt en Werbepro spekt vor, den 
er an der Tank stelle mitgenommen hat. "Hier finden roman­
tische Naturen a lles, was sie ,'on drn Tropen erwarten: Pal­
mensträ nde und Bergdschungel, j aguare und Süßwasserhaie, 
Ila hnenkämpfe, indianische Folklore und e in Volk mit 
freundlichen Willkom mensgcsichtern. " 
Eine "erlogene Id ylle. Samuel läßt den Prospekt im Fahrt· 
wind davonflallern. Denn er weiß es bcsser. Die (Hlfte sei­
nes Volkes war arbeitslos, zwei vo n drei Nikaraguanern sind 
Ana lphabeten geblieben, auf den Haciendas herrschte mit­
telalterliche Ausbeutung, Zehntausende "o n Kleinstbauern 
arbeiten noch mit dem Holzpflug, und es gibt so gut wie 
keine Industrie. Nikaragua is t ein unterentwick eltes Agrar­
land geblieben, e ines der rückständigsten in ganz Lateiname­
rika. 
Davo n steht nichts in dem Prospekt. Denn Texaco, von 
Somoza ausgestattet mit d em Henzi nmonopo l, hat von Ni­
karaguas Rückständigkeit kräftig mitprofitiert . Andere 
USA· Unternehmen kontrollieren 90 ~ der Er.dörderung -
Kupfer, Go ld und Silber - , fast die gesamte Ho lz industrie 
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und den größten Teil des fisch- und fle ischexportcs_ Agrar­
ko nzerne wic d ie Standard Frui! spe-,dalisi!.Tten die nikara­
guanische Landwirt schaft ohne Rücksicht auf die Bedürfnis­
se der Bevölkerung zu einer Plantagenwirtschaft ftir den Ex­
port in die USA. Baumwolle, Zuckerrohr, Kaffee und Ba· 
nanen verdrängte Mais, Vuca und K hwarze Bohnen. So 
wurd e Nikaragua eine der mittelamerikanischen "Bananen­
rq>ubliken" und mußte trotz zweier Ernten im jahr Lebens· 
mittel einfUhren. Auch aus den USA. 
Den Somozas war es recht. Als größte Grundbesitzer profi. 
tiertcn sie vo m e inen wie vom anderen. Sie waren größten· 
teils an US-amerikanischen Co lleges oder ~'Iilitär schulen CT­

zogen und setzten ein dunkles Kapitel nikaraguanischCT Ge­
schkhte willfährig for t. 

Die Plage aus dem Norden 

Seit mehr als 100 J ahren haben Profit jäger aus den USA ihre 
Blicke auf Nikaragua ger ichtet. Einer dt.T ersten is t William 
Walker gewesen, ein verkracht er MedizinLT, AbenteurCT aus 
Nashville, d!.T 1855 mit 65 Banditen an der Atlant ikküste 
lande te. Er nut zte Stre it igkeiten zwischen d em liberalen 
Bürgert um von Leu n und der ko nsenoat iven Pflanzerari5l0-
kratie vo n Granada, plünderte, erpreßte, betrog, kollabo­
riCTte, und t.Tna nnll: sich schließlic h zum Präsidenten von 
eigenen Gnaden. 
Walkt.Ts Ualldilenht.Trschafl ging allerd ings zu Ende, a ls er 
versuchte, einen mächt igeren Landsman n zu sc hröpfen. 
Corneliu5 Vandabilt, ein Roekefcller des vorigen j ahrhun· 
derts, befördertc damals. als es noch keinen sicheren land­
weg durch deli Wilden Westen d er USA gab, Goldsucher 
über Nikaragua nach Kaliforni eIl . Der Glücksrittertransit war 
ein einträgl iches Gesc häft, an dem Walker gern teilgehabt 
hä tte. Aber du litt Vanderbilt nicht. Er ließ den Desperado 
aus Nashville einfangen und nach Honduras verschleppen, 
wo Walk t.'T wegen verschiedener anderer Untaten hinger ich­
tet wurd e. 
Doch Nikaragua wurde die Plage aus dem Norden nicht 
mehr los. In WashingIOn war d ie Idee aufgetaucht. auf der 
Vanderbilt- Ro ute ei nen Kanal zu bauen - den San·j uan­
Flu ß hinauf durch den Nikaraguasee und mit einem Durch· 
stich von Rivas nach dem Pazifik. Zwar gab man zu nächst 
dem Panamakana l den Vorzug. aber kaum war dieser 19 11 
fertiggcste ll l, befand man ih n scho n für zu kle in. Nikaraguas 
Ist hmus blieb im Blickfeld. und 1912 nahm amerikanische 
Marineinfanterie Wa lkers Sputen auf. Eut Anfang der 30er 
j ahre, bedrängt vo n dcr Befreiungsbewegung des Generals 
Sandino, zogen die Led ernacken wieder ab. 
Sie hallen vorgesorgt und ei ne einheimische PutllCh isten­
t ruppe aufgebaut . die sog. Nationalgarde. An die Spitze hal ­
ten sie den ehemaligen KaffeepfianzCT und Falschmünzer 
Anastasio Somoza gesetzt, der 1934 Sandino ermordete und 
J 936 sei ne Familiend ik tatur t.Trichtete. Er wat d er Vater 
von Anastasio So moza 11., der nun der Befreiu ngsbewegu ng 
mit knapper Not nac h Miami ent kommen ist. 
Erst am 19. Juli 1979, als die Frente Sandinista in Managua 
die Macht übernahm, hat Nikaragua s Geschichte aufgehört , 
ein RäubL'fToman zu sei n. 
.. Es war ein ~Iit isc hes t-:rdbeben", sagte der Kämpfer 
Samue!. .. Das Terremoto 79 ha t die a lt en Strukturen so 
gründlich zerschlagen, daß sie nicht wieder zusa mmengenigt 
werd en kön nen. Wir werden nie wieder abhängig sein. Wir 
werden Nikaragua von Grund auf neu errichlen. Und wenn 
es cines Tages einen Nikaraguaka nal geben sollte, dann wird 
er dem Volk gehören." 
Spätnac hmittags erreichen d ie drei Morazans Managua. in 
der östlichen Vorstadt. in ihrem ärmlic hen IJarr io, das wie 
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zum Ho hn d en Namen Ed en trägt, suchen sie ihre Hütte 
vergeblich. Nichts is t davon übriggeblieben nach den 
Straßenkämpfen Anfang j uli ( 1979; d. Red.). Deshalb 
bringt Samuel seine Mutter und seinen Neffen Edgar in die 
Obhut dcs Komitees der Sandinist isc hen Verteidigung. Dort 
erhalten sie fürs erste Asyl; in da Vil la eines geflohenen 
$Omozistischen Advokaten. Sie soll später, wenn ftir die Ob­
dachlosen neue Hütten gebaut sind, in einen Kindergarten 
umgewandel t werden. 
Sam uel verabschiedet sic h. Er muß zurück nach Peruu 
Blancas auf seinen Posten. Langen Schrittes begibt er sich 
hinüber zur Carretera None. Ba ld findet er einen Lastwagen. 
fahrer, der ihn mitnimmt. Sie panieren das a lte Stadtzen­
trum. Es ist nach dem schreck lichen Erdbeben im Dezember 
1972 eingeebnet worde n. Nur d er Nationa lpa last und zwei 
Bankhochhäuser, in denen jetzt d ie Regierung des Nationa· 
len Wiederaufbaus arbei tet, das Theater Ruben Daril. und 
ein paar Halbruinen sind ste hengeblieben. Kilometerwei t 
ilChadhaflc Aspha ltbänder und grüne Steppe. Nichts wurde 
wiederaufgebaut. Der So moza-Clan ha t mehr ab I Mrd Do l­
lar Auslandsspenden auf $Cine Privatko nten gerafft. 
j e tzt sollen auf diesem Gelände Spiel. und Sportplätze ange­
legt werden. h,1I Samuel in der Zeitung La Barricada gelesen. 
Ein Provisor ium, aber ein Anfang. Es mußte erst das T erre­
molO 79 geschehen, damit Managua vo n den Wunden des 
Terremoto 72 geheilt werden ka nn, denkt er. als die letzten 
Lichter der Stadt hint er ihm zurückb le iben. 

(Quelle : Neuc Berliner Illustr ierte, Berlin, Nr. 38 und 
43 / 1979) 

Hinweis an unsere Leser: 
Anfang Januar 1980 erschei n I: 

AlB-Sonderheit 1180 

"F. J. Strauß 
und die 

Wehpolitik 
der CDU/CSU" 

Das Sonderhd l bringt Beiträge zu fo lgenden Themen: 

• Reinhard Kühn l: Konzeption und Funktion des .' . 
J. Slrauß 

• Rai ner .' alk: Wellpolilik und Entwick lungspolitik 
von CDU/ CSU 

• Jürgen Oslrowsky: Kontinuitäl im perialer Afrika· 
politik 

• Jose Solo: Das Verhältnis der CDU/ CSU zum chi­
lenischen Faschismus 

• Jürgen Reusch: Ausreizen der "chinesischen Karle" 
• J ulla vo n Freyberg: Vielnam.Flüchtlingskampagne 

und CDU/ CSU 
• FlDEF: Zusammena rbeit mit lürkischen .' aschisten 
• Außerdem: Dokumentarisches zu r Weltpolitik des 

F. J. Strauß und zur Politik der CDU/CSU in Afri­
ka, Asien und Lateinamerika 

Das Sondrrheft umfallt u. 40 ~itt' n und twstt'1 2,- DM . Bei Inlt'r­
t'SSt' bf'null.tn SIt' billt' d it ReSlfUhrte in du Millt' des "dts! 



Südafrika 

Jürgen Ostrowsky Multis in Südafrika 
Mit dem Ziel, die Rolle der internationa len Konzerne in 
Südafrika zu erörtern und einen Beitrag für d ie Stärkung der 
Boykottbcwcgung gegen das Rassislcnrcgime in Südafrika zu 
le isten, fa nd vo m 2.-3. November 1979 in London ein inter­
nationa les Seminar stall, organisiert von der britischen 
Anti.Apanhcid-Bewegung in Zusammenarbeit mit dem UN­
Sondcrausschuß g~en Apartheid. Etwa 100 Teilnehmer 
fo lgten unter dem Vorsitz des algerischen Botschafters in 
Frankreich, Mohamed Sa hnoun, den Eröffnungserklärun. 
gen, Beiträgen und Wor tmeldu ngen, darunter die Vertreter 
der Befreiungsbewegungen Afrikanischer Nationalkongreß 
Südafrikas (ANC) . Südwestafri kanische Vo lksorganisat ion 
(SWAPO) und Patrio t ische )<' ront Zimbabwes, B. Akporod e 
Clark, der Vorsitzende des UN-So nderausschusses, Reprä­
scntanten der Bewegung der Nkhtpaktgebundenen, der Or· 
ganisation für Afrikanische Einheit (OAU), der Frontstaaten 
des Südlkhen Afrika, internationa ler Organisat ionen wie des 
Weltfr iedensrates, natio naler Komitees sowie eine Anzahl 
von renomm ierten Experten. 

Orientierung aur eine Boykottkampagne gegen 
Südafrika 

Zu Themenbereichen wie "Ro lle d er in ternationalen Kon­
zerne in der Apartheid-Wirtschaft", "Finanzierung der 
Apartheid", "Südafrikas militärische und nukleare Aufrü­
stung", "Die internationale Kampagne gegen d ie Zusammen­
arbeit der internat io nalen Konzerne mit Südafrika" wurden 
umfangreiche Analysen, Dok umentationen und Vorschläge 
unterbreitet. Umfassende Darstellu ngen wie "Neue Ent­
wicklungen in der Po litik der internat ionalen Konzerne" 
von Christabcl Gurney standen neben spe-.liellen Fallstudien, 
etwa zur Rolle des Shell-Konzcrns in Südafrika. Die Auswir­
kungen auf das Apartheidsystem u nd seine Festigung wur­
den ebenso untersucht wie die sozialen Folgen der Po litik 
der internat ionalen Konzerne für die afrikanischen Arbeiter, 
dt:ren Posit ion d urch John Gaetsewe, den Generalsekretär 
des südafrikanischen Gewerkschaftsverbandes SACTU, ver­
treten wurde. 

Aus den zahlreichen Beiträgen ergab sich eine Fülle von 
Informationen, wichtigen Analysen und interessanten De­
tails , die ei nen Ansatzpunkt für weitere Arbeit en liefern. In 
der Abschlußt:r klärung des Sem inars wurde die Rolle der 
internationalen Konzerne eindeutig verurtei lt. Entschieden 
wurde auch die These zurückgew iesen, die in Südafr ika ope­
r ierenden Firmen leisteten einen Beitrag zur überwindung 
des Systems der rassistischen Ausbeutung und Unter­
drückung in Südafrika - eine Legende, derer sich vor a llem 
auch d ie Bundesrepub lik bedient, um das Engagement west­
deutscher ,"'irmen in Südafrika zu It.'gitimieren. 

Einen beso nderen Akzent erhielt das Thema der Ko nferenz 
durch d ie kurz zuvor durch die Weltpresse gegangene Nach· 
richt von einem wahrsc heinlichen südafrikanischen Atom­
bombenvt..'Tsuch. "Das Seminar", so heißt es in dt..'T Ab­
schlußerklärung, "ant..Tkannte die Notwendigkeit - insbe­
sondere a ngesichts der aggressiven Haltung des südafrikani­
schen Regimes und der nuklearen Bedro hu ng - einer d rin­
genden Kampagne für umfassende Sankt ionen gegen Südaf­
rika. Weder begrenzter Druck noch vt..'Tzöger te Maßnahmen, 

d ie es dem rassistischen Regime ermöglichen, Gegenmaß­
nahmen zu ergreifen, sind angebracht. Es müssen bindende 
Sankt ionen gemäß Abschnitt VII der Char ta der Verein ten 
Natio nen vom Sicherheit srat beschlossen werden, und sie 
müssen weltwei t angewandt und effektiv kont rolliert wer· 
den." 
In d iesem Zusammenha ng begrüßten die Seminar teilnehmer 
die Init iative des UN-Sonderausschusses - unterstützt von 
der OAU und der Gipfelkonferenz der nichtpaktgebundenen 
Staaten in Havanna (d ie durch den kubanischen Bo tschafter 
vertreten wurden) - 1980 eine int ernat ionale UNO/OA U­
Konferenz über Sank t ionen gegen Südafrika durchzuführen. 
Für koordinierte internat ionale w ie für nat ionale Kam­
pagnen gab das Seminar wichtige Ansatzpunkte, Ideen und 
Impulse. So ging die Abschlußerklärung noch einmal auf die 
verschiedenen Bereiche ein, in denen Sanktionen gegen 
Südafrika ergriffen werden müssen und Kampagnen durch­
geführt werden können : den Bereich der m il itär ischen und 
nuklearen Unterstützung, die trotz des UN-Sicherheitsrats­
beschlusses von 1977 keineswegs beendet wurde; dic Olver­
sorgung Südafr ikas; die Finanz ieru ng der Apartheid durch 
Kredite und Anlcihegeschäfte. 
Im nat ionalen wie im internat iona len Ra hmen können Ziele 
von Boykottkampagnen eine Anzahl besonders in tensiv in 
verschiedenen Bereichen in Südafrika engagierten Unterneh· 
men darstellen. Die Er klärung lis tete neben anderen auch 
BRD-Konzerne auf: Steag, Linde, S iemens, Metaligesell­
schaft, Volkswagen , Hoechst , Bayer, Klöckner und die 
Deutsche Bank. Den Sem inarteilnehmern ging überdies d ie 
Bitte der OAU zu, Informationen über die Tätigkei t inter­
nat ionaler Firmen in Südafrika dem OAU-Generalsekretar iat 
sowie dem OAU-Sank t ionsausschuß zukommen zu lassen. 
Im Rahmen der Organisierung e iner interna tionalen Kam­
pagne flir einen Boykott Südafrikas ste ll t das Lo ndoncr 
Seminar einen wichtigen Schritt dar. Zur Bedeut ung eines 
solchen von der internat ionalen So lidaritätsbewegung zu er­
zwingenden Boyko t ts nahm im abschließenden Beitrag der 
Sprecher des ANC, Yeyeda "Cap" Zungu, Stellung; " Die 
Erfo lge, welche die in ternat iona le Solidaritätsbewegung er­
zielt hat und erzielcn w ird, können die schließliehe Zer· 
störung des Apartheidsystems nur näher bringen. Diese wird 
a llein durch den revolut ionären Kampf unseres eigenen Vol­
kes vollendet werden. Deshalb rufen wir zur größtmöglichen 
Unterstützung für und Solklarität mit dem Afrikanischen 
Nationa lkongreß auf, der Speerspitze der nat ionalen Befrei­
ungsbewegung in unserem Lande." 

IRAN-SOLIDARITAT 
Die US·lnterventionsdrohungcn gegen die iranische R .. volut ion 
sind eine H~rausford .. rung rur al le demokratischen Kräfte, eine 
Herausforderung Zur Solidarität. Die AlB· Redaktion unterst üt~ t 

den Appell des Sprechers des bundesdeutschen Iran·Solidari täts. 
komitees und AIB·Autors, Michael Opperskalski, ~ur polit ischen 
und materiellen Solidarität mit den antiimperialistischen Kräften 
und der demokratischen Massenhewegung im Iran. 
Wenden Sie sich bitte an: 
Iran·SolidarilälSkomitee, c/o, M. Opperskalski, Niehierstraße 101, 
5000 Köln 60; Tel.: 0221·769935 
Spendenkonto: M.Danesch, lran-Solidaritätskomitee, Konto Nr. 
9506-627/01, Dresdner Bank, Köln 
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Zimbabwe 
A 1.1./ der LOlldoner KOllferenz zu Zirnbabwe (siehe auch AIB·AIt. tuelt in AlB, NT. J 1.12//979) scheint über die grundsätzlichen 
Positionen zwischen den VerhandJungstcilnehmern Großbritannien, der Patriotischen Front und dem SmithlAfuzorewa.Regime 
nach dem Abschluß der Diskussion über den Waffenst illstand A nfang Dezember 1979 Einigung erzielt worden zu sein. Die 
Durchsetzung der daraus resultierenden Ergebnisse steht jedoch noch aus. 
Entgegen der A bsicht Großbritarmiens erfuhr der Konflikt in limbabwe im Oktober/November 1979 allerdings erneut eine 
Tendenz zur Internationalisierung, Das Vo rdringen größerer Guerillaverbände, insbesondere der Afrikanischen Vo lksunion uon 
Zimbabwe (lA PU), seit September 1979 veranlaßte das rhodesisehe Regime mit aktiver Unterstützung Südafrikas seine An­
grIffe auf Sambia und Mocambique zu intensivieren. Die Zerstörung der empfindsamen Transpo rtverbindungen Sambias mit der 
Küste und die TUlchfolgende Block ierung der erst kürzlich von Sambia wiedereröffneten Eisenbahnlinie nach Südafrika brachte 
dieses Land an den Rand des wirtschaftlichen Zusammenbruchs und füh rte zu einer Generalmobilmachung. Laut sambianischen 
Berichten befinden sich Mch wie vor rhodesische und südafrikanische Truppen auf dem Territorium dieses Frontstaates. 
In einer Sondersitzung des UN·Sicherheitsrats Ende November 1979 wurden diese Aggressioruakte einhellig verurteilt und 
Großbritannien aufgefordert, weitere Angriffe sofort und wirksam zu unterbinden . Die britische Regierung hat dieser A ufforde. 
rung bislang nicht Folge geleistet. Wäh renddessen trifft die südafrikanische Regierung Botha - wie aus der regierungsnahen 
südafrikanischen Zeitschrift To the Point hervorgeht - erste Vorbereitungen, um ihre Drohung einer großangelegten militäri­
schen InterIJention in Zimbabwe und den angrenzenden Fron/staaten wahrzumachen. Dieser vorläufig letzte Versuch der 
Rassisten und ihrer schwarzen Kollaborateure, jedwede Lösung des Rhodesienkonjlikts, die ihre Interessen IJerletZI, zu verhin· 
dern, war von einer Lockerung der 1965 von Großbritannicn verhängtcn IVjrtschaftssanktioncn begleitet. Nachdem sich die 
USA bislang nicht zu dicser Maßnahme entschließen konnten und offensichtlich momentan noch eine vorsichtigere Haltung im 
RhQdesienkonjlikt einneh men, laufen auch dort Vorbereitungen zu r Aufhebung der Sanktionen. 
Der Druck auf die Patriotische Front, noch vor Weihnachten der von London antizipierten Verhandlungslösung zuzustimmen, 
hatte damit stark zugenommen. Dies wird auch aus den zahlreichen die Konferenz begleitenden Gespriichen mit den Frontstaa­
ten, [uhrenden Vertretern des Commonwealth oder an der Reise des sambischen Präsidenten K. Kau nda zu A nfang November 
1979 nach London ersichtlich. 
1m folgenden dokumentieren wir Auszüge einer Erk lärung des Direk tors für politische Angelegenheiten der ZAPU und Mitglied 
der PF- Verha ndlungsdelegation auf der Londoner Konferenz, Inos Malandu, die dieser auf einer Pressekonferenz des Anti­
imperialistischen Solidaritätskomitees am 20. November 1979 vortrug. Sie gibt über die Grundhaltung der Patriotischen Front 
zu den Verhandlungen und ihren einzelnen Aspektcn Aufschluß. 

Inos Malandu 

Grundsatzposition 
der Patriotischen Front 
zur Londoner Konferenz 

J""" Mabndu (1.) und I. Ny""'. (SWAPO) 

( ... ) Unser Kampf i5t in Wahrheit ein sehr langer Kampf, obwohl es 
vielen Leuten $0 erschdnt als ob das Volk von Zimbabwe erst in den 
letzten paar J ah ren d ncn Kampf auf Leben und Tod begonnen 
habe. Tatsächlich haben wir e ine Kolonialgeschichte, die mehr ab 
80 Jahre zurückreicll t und aus diesem Grund meinen wir, daß es 
kOrTekt ist , daß wir der Tatsache RC<;hnung tragen, daß unser Kampf 
im Verlauf der Jahre unterschiedl iche f ormen angenommen hat. Das 
Ziel war immer den Kolonialismus zU ~ljagcn und in Zimbabwe 
neue Verhäh nisse zU schaffen, besser gesagt e ine neue $Ozialökono' 
mische Ordnung. 

Pake t vo n .3 Stre itfrage n 

Wir haben dabei verschiedene Wege des Kampfes eingeschlagen. Erst 
in den le tzten Jahren haben wir festgestell t , daß, um den von um 
bekämpften Feind zu besiegen, die Intensivierung des revolutionären 
bewaffne ten Kampfes geeigne t i5l, und aus diesem Grund haben wir 
uns in den letz ten 6 oder 7 J ahren auf einen sehr intensiv gefühnen 
revolu tionären bcwaffneten Kampf eingelasscn. In der Zwischenzei t 
hat natürl ich das Problem von ZimbabWl: von interna tionaler Seite 
eine starke Unterstützung gefunden. ( ... ) 

Ich muß sagen, daß wir von der Pa triot ischen Front (PF) den bewaff. 
neten Kampf immer und nach wie vor ab den Scllliissel für die Befrei· 
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ung Zimbabwes angesehen haben. Wir haben jedoch die Tatsache 
begrüßt, daß die Commonwealth-Konferenz (vom August 1979 in 
Lusaka; d. Red. ) d ie Initiat ive :tUT Einberufung einer Konfere nz er­
griffen hat, d ie im Augenblick in London stattfindet, obwohl wir 
natürlich baweifcl t haben, ob die Konferem. Großbritannien das 
Mandat üben ragen hatte, zu versuchen der PF gegen den Willen des 
Volkes von Zimbabwe seine Posit ionen aufzu:tw ingen. Wir waren von 
dieser britischen Herangehensweise natürlich nicht überrascht, weil 
Großbritannien berei ts vor de r Commonweal th·Konfe renz offen zu­
gunsten des rhodesischen Regimes aufge treten ist. 
Nichtsdestoweniger begrüßten wir die Gelegenhei t des Gesprächs, 
weil wir diese Gesprächsrunde in London als eine f onsc tzung uno 
seres Kampfes angesehen haben. Es gibt diesbezüglich überhaupt 
keine Trennung. Wi r haben diesen Kampf nicht als eine einfache 
Übung angesehen, als eine Abkürzung auf dem Weg zur Macht. Wir 
haben die Sache nicht so betrachte t. Wir baben darin ein Mittel 
ße$f:hen unseren Feind bloßzustellen und - falls möglich - ein Mi ttel 
zU verhandeln, um eine cchte Oekolonisierung zU e rTeichen. ( ... ) 
Als wir am 10. September 1979 in London ankamen, machten wir, 
als die Briten am 2. Tag ihre Verfassungsvorschlägc vorlegten, $Ofon 
deutlich, daß wir nicht hauptsächlich nach London gekommen 
waren, um ein Abkommen über die Verfassung zu diskutieren. Wir 
haben in London, um eine Reihe YO n Strei tfragen aw;ugehen, die zU 
einem dauerhaften Frieden und schließlich zu einer cehlen Unab-



hängigkeit Zimbabwe! führen könnten. Wir machten augenblicklich 
unsere Absichten bekannt und sagten, daS es uns, an~taU die rhodni-
9Che Verfas~ung zu beleuchten, geeigne t eT$(he iru: n würde, eine 
Tagewrdnung für die Diskussion aufzustellen. 
Wir hoben einige Streitfngen hervor, auf deren Basis ein Oberein­
kommen erzieh werden könnte . Wir wiesen" Punkte aus: der erste 
war die Unabhängigkeitsverfassung, de r zweite war die Oberg:mgsver­
wallung und der drine war da~ Wafferutills tandsabkommen. 
Was uns betraf, w war es gleich, welcher de r Punkte auf der Tages­
ordnung zuerst d iskut iert werden würde. Dagegen war es wichtig, daß 
nach der Diskussion jedes einzelnen Punkte! kein Abkommen getrof­
fen werden konnte. Es konnte sich nur um eine übereinstimmung in 
den jeweiligen spezin~hen Punkt handeln. Ein Abkommen könnte 
nur ah Ergebnis eines Pakets, also als e in übereinkommen über ein 
Paket, das di~ " erwähnten Streitfragen beinhal tete, en:ielt werden. 
( ... ) 

Die U n abhä ngigkei tsver faS5 ung 

Es gab einige Punkte inru:rhalb der vorgeschlagenen Unabhängigkei ts< 
verfassung, 50 etwa die Grundrechte, die Fnge de! Eigentums und 
Punk te wie ein exekut ives oder ein konstitutionelles Staatwber­
haupt, mi t deru:n wir um auseinandergesetzt hatten. Es gab auch 
andere Punkte bei denen wi r meinten, daß sie innerhalb der Oberein­
kunft zur Unabhängigkeitsverfassung nich t endgült ig diskUl iert wer· 
den könnten: die Armee, die Polizei, d ie J ustiz und der öffent liche 
Dienst. Wir äußerten, daß diese Punkte nur bei de r Behandlung der 
Obergangsregelungen bestimmt werden könnten. 
In d iesem sehr frühen Stadium sagten wi r, weil Großbritannien 
!ICheinbar die Rolle eines voreingenommenen Verhandlungsführers 
spielte, konnte es nicht mit de r Funktion einer "Dritten Kraft" im 
I>ekolonisierungsprozeß betraut werden. Wir machten unmiuelbar 
deutl ich, daß wir e ine Anwesenheit der UNO in Zimbabwe woll ten, 
die hauptsächlich auf S Gebieten eingesetzt werden so ll te: Im Be· 
reich der Armee, um den Waffenstillstand zu überwachen, im Bereich 
der Pol izei um sichen:uSleilen, daß während der Wahlen Rech t und 
Ordnung aufreehterhaltcn bleiben, und auch für den Wahlvorgang 
selbst wollten wir eine UNO-Präseriz. Wie Sie wissen wurde dies in 
Beobachter des Commonwealth oder eine Commonwealth-T ruppe 
modifiz ien. 
a) zur Rolle der Europäer: 
Es stellt sich so dar, daß die 20 Weißen (die in einem unabhängigen 
Zimbabwe im Parlament vertreten sein sollen; d. Red.) keine Gesetz· 
gebung blockieren können, noch können sie Gesetzgebung zusam­
men mit irgend welchen anderen Parteien blockieren. Sie sind nur da 
um ihre Interessen zu repräsent ieren, nicht mehr. Wenn es zur Verab­
!lChiedung von GesetZen kommt, so dür fen sie nicht blockie ren oder 
mit der Minderheiupartei eine Regierung bilden. Sie können jedoch 
- es ist ihnen verfassungsmäßig erlaubl _ zusammen mit der Mehr­
heilspartei abstimmen. Sie können die Mehrheitspartei im Parlament 
un terstützen, aber nicht die Minderhe itspartei. ( . . . ) 
b) zur Landfrage: 
Nach unserer ideologischen Oben:eugung waren wir der Ansicht, daß 
die neue Regierung von Zimbabwe das Land kontroll ieren müßte. 
Wir benutZten nicht das Wort Nationalisierung, aber wi r I-iIgten, daß 
wir das Land für die Nutzung durch das Volk streng kontrollieren 
wollten. 
Viele aus unserem Volk waren von d iesem Land vertrieben worden. 
Wir meinten, daß falls es eine neue vom Volk gewählte Regierung 
geben sollte und falls diese Regierung von der PF gestellt werden 
würde, würde diese Regierung nich t lange Bestand haben, wenn sie 
nicht die Landfrage lösen könnte. Wir mußten sie wfort lösen, um in 
der Lage zu sein, das Land entsprechend der Pvlitik, für die wir 
gekämpft haben, entwickeln zu können. Nach mehreren Diskus· 
sionen wurde darin Obereinstimmung erzielt, daß ein internationaler 
Fonds eingerich te t werden muß, der bei de r übergabe jener Leute, 
die das Land verlassen wollen, hilft. Wir würden dem nicht zustim­
men. falls dieser Fonds ~on uns kontrolliert und finanz iert werden 
müßte, wie im Kiss ingcr·Plan (von 1976, vgl. AlB, Nr. 10/1976; 
d. Red.) vOIgCliehen. Wir meinten, daß diese r in ternational ve rfügbar 
gemacht und von außerhalb bezahlt werden muß. ( . .. ) 

Die Obergangsregclung 

Was die Obergangsregelung betrifft, so haben wi r darin den Haupt­
aspekt für UlUeren Befreiungskampf gesehen. Sie SIcht gleich an zwei­
ter Stelle hinter dem WaffelUt illstandsabkommen, das wir für noch 
wichtiger erach ten ah die Obergangsregelung. ( ... ) 
Wir sagten, es wäre, selbst wenn wir die Wahlen gewännen, sehr 

schwierig eine Regierung zu bilden, solange die Armee eine be rei ts 
bestochene Armee wäre, solange der öffentliche Dienst gegen uns 
wäre, solange alle Institutionen in diesem Land gegen die nationale 
Befreiungsbewegung eingClitell t sind. Wi r verdeutlichten, daß substan­
tielle Veränderungen stattfinden müßten, insbesondere in den Sicher· 
heitskräften. Auch bezüglich der Zeit verdeu tlich ten wir, daß 
2 Monate für die Durchrührung der Wahlen n ich t ausreichend sein 
würden. Wir wollten eine Zeitbeschränkung von einem Minimum von 
ca. 6 Monaten ... Momentan hat man diese Position auf ca. 3-4 
Monate abgewandelt , die jedoch die Zeit rur den Waffenstillstand 
nicht einschl ielkn. 
Es gab auch andere Details inru:rhalb der Obergangsregelung, die wir 
angingen. Zur Frage der Wahlen meinten wir, falls d ie UNO einbezo­
gen werden soll te, müßten wir nichtsdestoweniger an de r zu schaffen­
den Wahlkommission bete il igt werden. Wir müßten in e inem Regie· 
rungsrat, der d ie Obergangsadministration be treibt, be te il igt werden. 
Es stö rt uns nich t, wenn d ie Briten 2 Personen zur Verfügung stellen 
und wir 4 und Muzorewa dann weite re 2. Wir haben auf eine 
50:50-Repräscntation hingearbeiteL Wir haben die gleichen Vor­
schläge für den Regierungsra t gemacht. Wi r haben dieselben Vor­
schläge für den Verteidigungsrat gemacht. 

Der Waffe ll$tiUstand 

Wie bei jedem anderen WaffenstiUnandsabkommen müssen wir auf 
die zenlralen Grundsätze, die davon betroffen sind, schauen. Beide 
Seiten, die an den Kämpfen be teiligt waren, müssen zusammenkom­
men und eine Vereinbarung treffen ... Eine Vereinbarung m uß von 
beiden Seiten gleichzeitig getroffen werden. Es muß auch ein wei­
teres Abkommen geben, das die d ritte Kraft, d ie Commonwealth­
Kraft, bindet, die als Beobach te r in das Land kommen wird . Werden 
diese Bedingungen nicht erfüll t, gibt es keinen Waffenstillstand. 
Großbritannien kann nicht so tun, als ob es die Gründe des Krieges 
und wie diese r Krieg über J ahre geführt wurde, n ich t kennen würde, 
und dann ein Papier verfassen, um zu sagen, wir müßten dem zustim­
men. 
Eines de r wesent lichsten in dem brit ischen Dokument fe hlenden 
Elemente ist beispielsweise die Position Siidafrikas, das die Invasion 
Zimbabwes beabsich tigt, wllte die Patriot ische Front siegreich her· 
vorgehen. Während wir über den Waffenstillstand sprachen, haben 
wir gesagt, daß wir unter allen Umständen sicherste llen müssen, daß 
Südafrika direk t in die Beobach tung des Waffenstillstands miteinbe­
zogen wird , sei es du rch direk te Bezugnahme oder du rch irgend· 
welche andere Mittel, weil Südafrika eine Invasion unse res Landes 
intendien. ( ... ) 
Wir haben hier einige Grundsätze ausgesprochen. Unter diesen sind: 
unsere Streitkräfte müssen gle ichrangig mit den Streitkräften des 
Regimes behanddt werden. Einige unerwünschte Elemente innerhalb 
des rhodesischen Regimes müssen entfernt werden. Wi r würden den 
Oberbefehl über unsere Armeen nicht abgeben. ( ... ) Das Waffenst ilI · 
standsabkommen muß unseres Erachtens für einen Zeitraum von 2 
Monaten andauern. 
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Guinea - Bissau 

Heiner Blasenbrei No Pintcha­
Reiseeindrücke (2. Teil) 

Für die Entwick lung der Industrie Cuinca-BisS3uS gilt der 
gleiche polilischc: Grundsatz wie: flir a lk übrigen geselhc hah­
lichen Bereiche. der während d es antiko lo nialinischen Krie­
gu ausgearbeitct wurde", " Damals lautete die Lo sung: Mit 
der Befreiung im Dorf b eginnen ! Jet zt heiß t die Losung: Mit 
der Entw icklung im Dorf beginnen! Der Kurs vo n Par tei und 
Regierung in abo: Deze nt ralisation und harmo nisc he: Ent­
wick lung. Keine große Kluft zw isc hen Stadt und Land zu lu· 
sen, um eine Landflu cht der BC:"ölkttung zu vermeiden -
das ist die Aufgabe. Damit möchte die: Führung dcr Re­
publik die Bauern - die in der Ko lonia lpcriode am mc:iucn 
ilUsgebeut etc Schicht und d ie HaupIkraft im Befr eiu ngs­
k:lmpf _ entschädigen." 4 
Zwar si nd die Bemühungen zur praktisc hen Umsetzung die­
ses Grundsatzes unverkennbar. doc h ist die Kluft zwischen 
den Städten - ga nz besonders der Hauputadt - und den 
abgelegenen Dörfern nach wie \'or ungeheuer groß. Während 
das Warenangebot in Bis$au sehr vie ltaltig war, gab es im 
Armazens do I'ovo (Vo lksladen) während eines mehr tägigen 
Aufenthalts in Bulla - ca. 100 km südöstli l;h von Bissau -
nichts außer Baumwo llswff und Reis. Troue re lativ günst iger 
Wiuerungsverhältnisse waren wir zur Überwindung dieser 
100 km zunäc hst im zwei Landrover fassenden Landungs­
boOl den Rio Geba hinauf und da nn im Landro\'er. der bei 
der Landung bis über die Türen im Schlick versank, ca. 6 
Stu nden unt erwegs. 
Die e inzige mehr oder weniger regelmäßige Verkehrverbin· 
dung wird hier durch ein ho lländisc hes Entwicklungshilfe· 
Projek t aufrechu~rhahen. Bei der Rückfa hrt werden wir am 
Geba von dreimal so vielen Leut en erwart et w ie das Bool zu 
fassen vermag, die alle mit nach ßissau wo llen. um ihre Wa· 
ren auf den Markt zu sc haffen. Als das 800t beden kliche 
Schlagseite bekommt und zu kenter n droht. müssen nach 
halbstündiger hit ·tiger, aber friedlicher Diskussion mehrere 
Reisend e sa mt ihren quiekenden Schweinen, Hühnern und 
einigen Säcken Reis und Mais wieder von Bord. 

Desolate Ges undheitsversorgung 

Die Engpässe bei m Transport sind 'tweifdlos die Hauptur. 
5-;1che für die Ver.sorgungsschw icrigkeiten. jedoch ist das viel· 
fach unkontolticrt c Wirk en der vielen Privat hä ndler ein wei· 
terer Grund. Trotz des staatlichen Monopols auf den Import 
von Massenbedarhgütern und d em Vorrang des weitver· 
zweigten Systems der Volksläden werden die I'ri\'atcn von 
der Regieru ng un terstützt, um ein Gleichgewicht zw ischen 
staatlichem und pr ivatem llandel aufrec htzuerha lten. Die 
" rivat händler verfügen oft über gut e Ko ntakt e zum Senega l 
und sichern ihren Warennachschub über die grüne Grenze; 
oder sie haben einen Günst ling im Hafen und anderen staat · 
lic hen Einrichtungen, worüber offen gesprochen wird. Die 
Fo lge ist ein besseres Warenangebot, speku lative Pre ise _ 
tro tz der staa tlichen Preiskontolle - und die Kon:.o:entrat ion 
vieler Waren in den Städ ten. wo d ie Verm .. rktungsbed ingu n. 

gen profitabler sind. Die o ffe ne Sabotage durch den pr ivaten 
llandel unm ittelbar nach d er endgültigen Berreiung ist 
jedoch überwu nden. 5 

Die elementarsten Probleme im Rereieh der Gesundheitsfür· 
sorge und Hygiene erfahren wir bereits in den ersten Tagen 
am eigenen Leib . Die ständig schweißnassen Kleid er sind nur 
mit Mühe wieder einigermaßen trocken zu beko mmen. Klei· 
dungsstücke aus Leder versc himmeln, trotz aller Prophylaxe 
werden wir der Insektenplage nicht ~I err. Verfllgt die e inhei· 
mische Bevö lkerung auch über mehr Erfahrung. Geschick· 
lichkeit u nd Geduld in d er Bewä lt igung d er Unb ill der Tro· 
pen, so ist es sc hlicht leic hts innig. anzunehmen, die Einge. 
borenen seien von Natur aus res istent er a ls wir Europäer. 
Selbst wer die Malaria und die vielen anderen I nfektio n~ 

krankheiten im Säuglingsalter überwunden hat, is t keines­
wegs zeit lebens gefeit. Die meisten Infektionskra nkheiten 
werden über das Trinkwasser übertragen. Im ga nzen Land 
gibt es keine Trinkwasserversorgu ng, d ie kontinuier lich 
hygienisch e inwandfrei wäre. Selbst in der Hauptstadt g ib t 
es weder eine mechanische. geschweige denn ei ne chemische 
Trinkwasseraufbt.'reitung. Besonders während d er Regenzei t 
dringen mit dem versickernden Regenwasser Fäka lien ins 
Grundwasser oder in und ichte Rohrleitungssysteme ei n. Ei· 
nes der I-Iauptaufgabengebiete des Staatsminista iums " Re· 
cursos naturais" (na türliche Hilfsque llen) ist deshalb die 
Schaffung vo n Trinkwasserversorgungssystemen im ga nzen 
Land. 

Beachtl iche 8 ildungsanst rengungen 

Nl"ben dem Ausbau und der Renovierung vorhandener Ver· 
sorgungss)'steme in den Städten liegt der Schwerpunkt auf 
der Ver.sorgung der Dörfe r. In Buba arbeitet ein vorbi ldli· 
ches Proj ekt der holländisc hen Entw icklungshilfe an diesem 
Problem. Eine studentische Solidaritätsgruppe an ho lländi· 
schen Universit:iten war der Keim d ieser Einrichtung. Nach 
langen Kämpfen gela ng es, die Finanzierung durch die hol· 
ländische Regierung zu erreichen. Mit einfachsten Mitteln 
werden in der ganzen Region Brunnen gebaut und manuelle 
Pumpen installier t : Drei Tage in der Woche praktische Ar· 
bei t in den Dörfer n, zwei Tage theoretische und praktische 
Ausbildung für d ie Helfer aus den Dörfern, die später d ie 
Un terha llUng und den weiteren Ausbau der Brunnen 
gewährleisten sollen. 
lIeute werde n die ei ngeborenen lIe1fer noch aus Projektgd­
dern bezahlt. Angestrebt wird. daß die Dörfer Wassergenos­
seoschaft ell bilden. die dann die Brunnenbautruppe fina n· 
zieren werd en. Zum Unterr icht sprogramm gehören Geo lo· 
gie, Hydra ulik, Rec hnen. Mec hanik, Hyg iene und prak ti . 
scher Unterricht im Grundbau , Betonbau und der '\,' eta llver· 
arbeitung. Unter der Herrsc haft der Portugiesen gab es nur 
in der Uaupu tadt ein einziges Krankenhaus und in der gan· 
zen Stadt nur zwei Zivilärzte, die nach Abzug der Kolonia l· 
truppen überhaupt d ie einzigen waren, währcnd es in den 



befreiten Gebieten mehr Ärzte g'db als bei den Port ugiesen. 
Heute gibt es in den größeren Bairros (Stadtvierteln) und 
Dörrern Stützpunkte, die von medizinischen fachkräften 
betTcut werden, die entweder in soz ialistischen Ländern 
oder mit Hilfe \'on f achkräft en aus Kuba, der Sowjetunion 
und J ugoslawien ausgebiklet wurden. Lehrgänge zur Ausbil· 
dung von mittlerem medizinischem Persona l werden organi. 
siert und das Ziel ist, in jedem Bezirk Krankenhäuser zu 
errichten. 

Der Mangel an rinanziellen Mittc:ln und a n ausgebikleten 
Kadern in nir die ruche Entw icklung d er GesundheitsfUr­
sorge wie flir das Bildungswesen die größte Schwierigkeit. So 
konnte z. B. d ie Regierung 3 ~Ionate lang ihren Angestc:llten 
keine Gehälter bezahlen und in viden Dörrern ist weder die 
materielle Grundlage noch das Bewußtsein vorhanden, um 
ei nen Lehrer über die Dorfgemeinsehaft zu finanzieren. Un­
abhängig von der Bildungsarbeit d er Afrikanischen Partei für 
die Unabhängigkeit von Guinea·Bissau und den Kapverden 
(PAIGC) schon in den befreiten Gebieten und sporadischen 
Einsätzen von jugendlichen Grundschulabsolventen gibt ts 

noch keine systematische, die ga nze Gese llschaft erfassende 
Alphabetisierungskampagne, w ie da s z.B. aus Kuba bekannt 
ist. Außerdem wird noch diskutiert, in welcher Sprac he, 
portugiesisch oder kreo lisch - selbst französisch stand 
schon zur Diskussion _ u nd mit wc:lchen Methoden eine 
solche groß angelegte Kampagne durchzuführen sei. 
Ungeachtet der beschriebenen I'robleme sind die Leistungen 
in diesem Sektor. gemessen an dem, was die Portugiesen 
hinterlassen hatten, beachtlich. Amikar Cabral sagte dazu: 
"Hier müsse n wir unseren Stand zu Beginn des Kampfes 
vergegenwärtigen: 99 % Analphabeten und im ganzen Land 
nur etwa e in Dutzend an port ugiesischen Universitäten aus­
gebildete Kader_ Wir haben also große Schwierigkeiten. 
Eines der Probleme im Kampf ist für uns - und für die 
Völker in der gleichen Situa t ion - das Problem der Kad er. 
Aber wir müssen sie schmieden, deshalb darf man in jeder 
Phase d es Kampfes nicht mehr vo n ihnen verlangen als sie 
leisten können. Morgen werden sie mehr leist en als heute. 
Das ist unser Prinzip." 6 Daß diese Voraussage heute Wirk. 
Iichkeit geworden ist, spürt man in der Stadt wie im 
entlegensten Dorf. 
Durch die Part eisc hule der l'AlGC in Co nakry während des 
Befreiungskampfes, die Err ichtung von Schulen in den be­
fre ite n Gebieten, die Bildungsarbeit in den Vo lksbefreiungs­
Streit kräften und durch Stipendien an Hochschulen soz iali· 
st ischer Länder wurden die Voraussetzungen geschaffen, 
daß heut e die von der PAIGC programmatisch verkündete 
"Entwicklung vo n hö herer und technischer Bildung, Ermög· 
lichung akad emischer Bildung und Schaffung wissenschaft­
licher und t«hnischer Inst itute" in die Tat umgesetzt wer· 

• 

den kann. NahC'l.u 100.000 Kinder erhalten heute e ine 
Grund· und Oberschulb ildung, in drei Bez irken gibt es Ober· 
schulen, d ie Stipend ien an ausländischen Fach- und Hoch­
schulen nehm en zu u nd die Lehrer, die in den befreiten 
Gebieten tätig waren, erhalten e ine f ortbildung. Im Sil­
dungswesen wurde eine enge Zusam menarbeit mit Kuba ent­
wickelt. 
Selbstverständ lich wurden die kümmerlichen Relikte des 
porlugiesischen Bildungssystems auch inhahlich gTund­
legend reformiert, was hin und wieder durch die Reiselek­
türe der mehreren Dutzend Anhaher dokum entiert wird, die 
an jeder Kreuzung und in jedem Dorf aur Milfahrgelegenhei­
ten warten. Die häufigste n Autoren im einzigen Buchladen 
der Hauptstadt sind Marl( , Engels. Lenin, Makarenko, Dimi­
tro ff, Allende, Castro, Cabral. Sekou Tour/!, Bloch und Sar· 
tre. Neben No Pintcha sind die sowjetische Zeitschrif't Neue 
Welt, die kubanisch Granma und Avante, die Zeitung der 
portugiesischen KP, regelmäßig zu erhahen. Die internat io­
nalen Beziehungen Guinea-Bissaus haben nach d er Befreiung 
des Landes eine neue Dim ensio n erha lt en. Während des 
Krieges gehörten zu den befreundeten Nationen des 
guineischen Vo lkes - von wenigen Ausnahmen abgesehen -
nur sozialistisc he Länder, während die meis ten NATO­
Länder den Krieg der Portugiesen ökonom isch, polit isch 
und militärisch unterstützten. 

Bissau - nicht mehr das "Saigo n von Afrika" 

Amikar Cabra l erklärte dazu im Oktober 1965 auf der zwei­
ten Konferenz der Naüona len Org-dnisat io nen der Port ugiesi­
schen Ko lo nien (CONCP) in Daressalam : "Wir haben in den 
sozialistischen Ländern sichere Verbündete. Wie a lle wissen, 
daß die afrikanischen Vö lker unsere Brüder sind. Unser 
Kampf ist auch ihr Kam pf. Jeder Blutstropfen. d er auf un­
seren Boden fä ll t, kommt gleic hermaßen aus d em Körper 
und d em Herzen unserer afrikanischen Brüder. Aber wir wis­
sen auch, daß seit der soz ialistischen Revolution und m it 
den Ereignissen d es Zweiten Weltkrieges die Welt endgült ig 
ihr Angesicht verändert hat. Es entstand das sozialistische 
Lager. Das hat die Kräfteverhähnisse von Grund auf ver­
ändert, und das sozia list ische Lager hat gezeigt , daß es sich 
seiner int ernationalen Pflichten bewußt ist, his torischer, 
nicht mora lisc her Pflichte n. Denn die Völk er der sozia list i­
schen Länder haben niemals Vö lker in d en Kolonien ausge· 
beutet. Sie sind sich ihrer Verpflichtungen bewußt und des­
ha lb ist es mir eine Ehre, Euch hier offen zu sagen, daß wir 
wesentl iche und wirksa me Unterstüt zung von Seit en dieser 
Länder erhalten, die die Unterstützung unserer afrikanischen 
Brüder verstärk t. Wenn es Leute gibt, die dies nicht gern 
hören, dann so llen sie nur kommen und uns auch in unse­
rem Kampf unterstützen. Aber sie können sicher sein, daß 
wir sto lz sind auf unsere Souveränität ... 
Wir nehmen die Hilfe der sozialist ischen Länder an, weil sie 
den Weg anzeigen, der dem Menschen dient, den Weg der 
Gerecht igkeit." 7 

nereits 1974 wurd e Cui nea· Bissau vo n über 80 Staaten der 
ga nze n Weh an(.Tkannt. f-:ine Rei he westlichcr I.ändcr _ \'Or 
<!lIem Schweden - hatt en schon früh erka nnt, daß die Zelt 
des portugiesischen Ko lonialismus bald abgelaufen sein 
würde und stcllten si( h auf die:Lu erwartenden neu en Rea li­
t~it(n ein, um ~.unächst dureh rdativ gToßlügige Enlwkk­
lungshilf !.' ihre langfr isti,lo:e n politischl'n und wirtschaftlichen 
Int eressl'n cinzuhr i n~en . Cuinea-Bissa u ist d r ingend <!ur die 
finanziel le I lilfe gerade der wcstlifhen I.ändcr angewiesen, 
d ie auch von jedem a ng(nommen wird. der nicht eigen· 
nÜlzigc Bed ingungen daran knüpft. B(steh\ die Hilfede r ka· 
pitalistisc hen J.ändcr hauptsächlich aus Finam, ierungen, So 
diejenige .I US den sozia listischen Ländern - die sclllSt l\-lan· 
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gel an Devisen habe n - vorwiegend aus Warenlieferungen 
und Bereiu te llung vo n Ausbildungskapazitäten und hoch· 
qual ifizierten Wissenscnaftlern, Ingenieuren und T ech· 
n ikern. 
Zwei fellos hahen Olur.:h heute d ie Beziehunge n zu sozialist i· 
schen Ländern in polit is{,her Hinsich t Vorrang, während die 
auraktive Finanzkraft der kapital istischen l.änder bei Teilen 
des Klei nbürger tum s innerhalb der PAIGC und dem StaalS' 
apparat ihre politischen Ausw irkungen nat. E.s wäre vermes­
sen Olnzunehrnen, di e PAIGe wäre eine Avantgarde- oder 
Arbeiter·Partei, die unbeirrbar den Aulbau des Soz ia lismus 
anstreben könnte; die l'AIGe ist eine brei te J\lassenpart ei , in 
der a ll e Sehkh ten des Volkes repräsen tier t sind, und nur so 
konnte sie den E.rford ernissen des nationalen Befreiungs­
kampfes gere!;: ht werdell. 

Entsprechend ihrer Rolle in d iesem Kampf ist die Klein· 
bourgeoisie auch heute in der PA IGC vertreten und der Pro· 
zeß ist noch nic ht abgeschlo ssen, den Arnilear Cabra l fo lgen. 
dermaßen charakt er is ierte: "Das revolutionäre Kleinbürger. 
turn ist aufricht ig. ])as bedeutet, daß es sich t rotz aller 
fei nd seligen Bedingungen mit den fu nda mentalen Int eressen 
der Masse identifiziert. Das mag Selbstmord bedeuten, aber 
er wird nicht umsonst gew{'sen sein . Indem es sich selbst 
opfer t, kann es wieder zum Lehen zurückkehren. aber in 
Gestalt von Arbeitern und Bauern." 8 SichthOlr wird die 
politische Heterogenität dann in Schaufenstern vo n Bissau , 
wo die Porträts von Luis COlhra!, Eanes und Lenin in trauter 
Eintr;,tcht nebenei nand er prangen, oder in dem bunten Kino­
prO)..'fa mm "on Alll011ionis "I:ahrisky I'o int" üher einen Agi· 
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tationsfiJ m der SWAPO zu Werner Herzogs "Aguirre. der 
Zorn Goltcs" und "Sandoan", oder den b eid en Jugendli. 
ehen . Arm in Arm auf dem FußbaUfeld, d er eine mit einem 
T·Shirt, auf dem d ie Marionette Mobutu und sein Regime in 
Z"ire glorifhr.ier t werden, und der andere mit e inem FDJ . 
Hemd bekleide t. 
T rotz aller ungelöst en I'robleme und Widersprüche steht 
fes t : Wie 1·lavannJ nicht mehr d JS Paradies amerikaniseher 
Millionäre ist und Saigo n heute Ho·Chi·Minh·Stadt heißt, so 
ist Bissau nicht mehr das "Sa igon von Afrika ", wie es einst 
von ko lonialist ischen Abenteurern getauft wurde. "Wir wer· 
d en eine neue Gesellschaft aufbauen. E ine solche Gesell· 
schaft. wo" -wie der Vorsitzende des Staatsrats, Luis 
Cabra!, unlängst sagt e - "unser Volk weder durch Weiß e 
noch durch Schwarze ausgebeute t werden wird, denn die 
Ausbeutung hat keine [-'arbe, und wir wissen, daß es auch 
Sehwaru g ibt, die gern an d ie Stelle d er Portugiesen treten 
möchten. Wir wollen einen starken und fOTl schrit t liehen 
Staat, eine starke Volkswirtschaft schaffen, wir wollen, daß 
unser Volk zum I-I errn seines eigenen Landes wird. "9 
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Rückblick 

Ende des Biafrakrieges vor 10 Jahren 
IXr am 11 . Januar 1970 durch die Kapitulation de r Armee "Biafns" 
ocendelc Bürgerkrieg in Nigeria reiht sich cin ;11 die Scrie jener Kon­
fli k te in der jüngeren Geschichte Afrikas, in denen imperialis tische 
Intcn:ssc:n sich die Prob leme de r kolonialen Defo rmat ionen Afrikas 
zunutze machten. 
Das regionale Enlwicklungsgerallc im Bundess tallt Nigeria, die dami t 
.'c. bundenen gesel lsc:hartlichen Strukturuntcfschicde und politischen 
Differenzen, ethnische und religiöse Gegensät'K <'.wisc:hen den Groß­
regionen Nord, Südwest und Südost rowic zwischen den in ihnen 
dominierenden Volksgruppen der Haussa bzw. Yoruba und Ibo, die 
!;CparJ.lisl ischen Teodenu:n im Siidoslen - alt dies sind Fak toren, die 
in diesem kompliz ierten Prozeß eine Rolle gespiel t, die das Bild des 
Konnikts milgcprägt haben. Dennoch verocbeln Deutungen, die sich 
hierauf beschränken (oder gar einen Befreiungskrieg des "forlSchrill­
lichen" Südens gegen den feudalist isch·reaktionären Norden unter­
stellen), die entscheidende Dimension des Konflikts. 
Schon vor der Unabhängigkeit Nigerias am I. Okto ber 1960 prägten 
Konflikte zwischen dem von den Briten .-.iels trebig If'ntwickdten 
("christlichen") Süden und dem muslimischen Norden (in dem je· 
doch d ie Bcvölkerungsmehrheit lebt) die Entwicklung de! Landes. 
Ihre zahlenmäßige überlegenheit sicherte den Haussa des Nordens 
die führenden politischen Positionen, während vor allem im Südosten 
bedeutende Rohstoffvorkommen entdeckt wurden, da run te r 1965 
grolk Ölreserven, Strei tigkeiten über die Vlf'rteilung de r hier .. us ge­
wonrv:nen Einnahmen bilde ten zusammen mi t Kämpfen um die poli· 
tische Macht zwischen den Bevölkerungsgruppcn den Hintergrund für 
die Staatsstreiche des J ahres 1966, auS dencn mit General Gowon ein 
"Kompromißkandidat" ab Regierungschcf hervorging. Der Strei t um 
d ie Auf teilung der Abgaben de r ö lkonzerne ging indesscn weiter. 
Der Befehlshaber der Ostregion, Oberstleu tnant Ojukwu, Sohn eines 
der reichsten Männer Nigerias, fo rcierte sdt Oktober 1966 die Auf­
rüstung seiner Einheiten zur stärksten schwanen Armee JÜd lich der 
Sahara. Obwohl Gener.tl Gowon mit eiocr regionalen Neugliederung 
des Landes (stall 4 Regionen nunmchr 12 Provinun) einen Versuch 
unternahm, die bestehenden Ungleiehgewichte zu beseitigen, prokla· 
mierte Ojukwu am 30. Mai 1967 die Loslösung und Unabhängigkeit 
der Ostregion unter dem Namen "Biafra" (nach dem Osttdl des 
Golfes von Benin, an dem Nigeria liegt). Nur wenige Wochen später 
- die mil itärische Auseinandersetzung halte noch nich t begonnen -
überwiesen die Ölkonzem e SheU und British Petrokum (BP) ihre 
Abgaben an die separa tis tischc Regierung ! tatt an die Zentral· 
regic.'TUng in Lagos. 
"Im Zentrum der Auseinandersetzung steh t natürl ich das Erdöl", 
schrieb die britische Financial Times am 3 1. Mai 1967. Die Hilfe der 
Konzerne und wes tlicher Regierungen für "Biafra" war es, die den 
Krieg zweieinhalb J ahre dauern und große Opfer kosten ließ. Sie war 
das RemItat r ivalisierender Interessen. 
Das nigcrianische Erdöl wurde vor allem von BP und Shell gefördert; 
beide Finnen bchcrnchten e twa 85,. der Ausbeutung. 10% förderte 
die amerikanische Gulf Oil, 5% blieben fr .. nz.ösischen Interesscn (vor 
allem ELFfERAP·Aquitainc). Weitere amerikanische Konzerne und 
die italienische ENI ve rsuchten ebenfalls ins lukrative Geschäft zu 
kommen, wobei sich die US-interessen weitgehend m it den 
britischen arrangierten. Franlc.reich blieb dagegen in seiner schwachen 
Posi tion; die Zent ral regierung bevonugte die britischen (und in se­
wi:l5em Maße auch die amerikanischen) F innen. Fr .. nkreichs Rivalität 
zu Großbritannien gab den Ausschlag daflir, daß die fr .. nzösischen 
Ölgesellschaften ELF und CFP sowie die fl'al'lllösische Regierung den 
Separatstaat unterstützten, der den Finnen dafür Bohrrecltte ver· 
sprach. 
in geringerem Maße unterstüt.-.ten Italien und die USA offen Ojuk­
wus Staatsgebilde, obwohl die Inte ressen der USA ebenfall~ auf die 
Verdrängung Großbritanniens gerichte t waren, d ie Erdölinteressen 
jedoch noch nicht dominierten. 
Die Regierung Gowon stieß bei den Weltmächten mit ihren Billen 
um Waffenhilfe gegen die zunächs t übermächtige Armee Ojukwus auf 
taube Ohren.. Sie wandte sich dahe r an die sozial istischen Staaten, die 
das ilCpar .. t istische Abenteuer ebenso wie d ie Organisat ion ftir Afrika· 
nische Einhei t (OAU) ablehnten _ mit Erfolg. Dies zwang die briti ­
sche Regierung dazu, sich auf die Seite der Zentralregie rung zu stel · 
len, n.achdem sie vorher geschwank t hatte. 
"Biafra" erhielt Waffenhilfe von Portugal, dem rassist ischen Süd· 
afrika sowie von Frankre ich; Söldner wurden angeworben. Zahl­
reiche nationale Organisationen, teilweise: auch internationale wie das 
Rote Kreuz, spiel ten in der nun beginnenden Unterstützungs· 

O. Ojukwu. Sepa ... ,j ... nliihrcr .. Diafr .... 

kampagne für die Opfer des Bürgerkrieges in "Biafra" eine zwielieh· 
t ige Rolle. Ki rchliche Organisationen etwa aus den USA lieferten 
Waffen an die Armee Ojukwus; !-lüge von Roten·Kreuz-Gütem 
wurden fUr Waffentra.nsporte mißbraucht; das Angebot Gowons, 
Hil fs flüge von nigerianischem Gebie t aus nach "Biafra" zu unte r· 
nehmen, wurde abgelehnt - standessen startete man von Dahomey 
(dem heutigen Benin) oder der portugiesischen Kohmie Sao Tome ­
Principc. 
bjukwu ließ parallel h ienu eioc gewaltige Propagandakampagne ent· 
fache n.. Dieser - inszeniert von der Genfer Agentur Markprel1 - ist 
es Zu verdanken, daß die Öffen tlichkeit in den "westlichen" Ländern 
cin Bild vermi ttelt erhielt, das die Wirklichkeit auf den Kopf stellte. 
Von einem Religionskrieg des muslimischen Norden gegen den chris t· 
lichen Süden war nun die Rede, in welchem ersterer an den Ibos 
einen totalen Völkennord zu verüben beabsicht ige. Ojukwu war es 
indessen gewesen, welcher von Anbeginn die Annexion weiter Te ile 
Nigerias propagiert hatte, die mit dem SeparatSlaat nich ts zU tun 
haben wollten, sowie die Ausrottung ganz.er Städte gefordert halle. 
Das Elend - Krankheiten und Hungertod zahl re icher Menschen -
hat seine Armee zu ver .. ntworten, die es mit Te rro r zu verhindern 
suchte, daß die Bewohner der Regionen, d ie von den Regierungstrup­
pen zurikkerobert wurden, sich aus dem Busch wagten. 
Die Massivität der Propagandakampagne ve rfehlte ih re Wirkung 
nich t. Humanitäre Besorgnis und Mit leid wurden .-.ynisch für ein 
Unternehmen mißbraucht, das letztlich nur den Interessen in te rna· 
tionaler ölkonze rne diente, die sich sämtlich von einem Separatstaat 
"Biafra" Vorteile erhofften. Die fatale Lüge vom " Religionskrieg" 
führte dazu, daß kirchliche SteUen und sich kirchlich nennende 
Organisationen Waffenl ieferantendienste für Ojukwus Annee über­
nahmen. Die westliche Presse verbreite te ungerührt die Legende von 
den 2 Mio Kriegs toten, obwohl diese Zahl ausschließlich ein Produkt 
der Genfer Public·Relations-Manager dieses Bürgerkrieges war. 
S<> groß die Unlerstülzung Ojukwus zeitweilig gewcscn war (obwohl 
se:in "Biafn" Stämme umfaBte, die e inem Ibo-Staat ablehnend ge­
genüber gestanden hallen), so schneU klang die Unterstützung ab, als 
d ieser sich ins Ausland abgeseut halle und die Zentral regierung 
unter der Devise der Versöhnung den Wiederaufbau in Angriff nahm. 
Die regionale Neugliederung, d ie auch unte r Gowons Nachfolgem 
fortgesetzt wurde, konkrete ökonomische und soziale Maßnahmen 
scheinen sich positiv ausgewirkt zu haben. Ein Pogrom wie das vom 
Mai 1966, dem 30.000 Ibos im Norden zum Opfer fielen, und das 
den Bestrebungen dieser Bevölkerungsgruppe eine teilweise Legi timi­
tät verl iehen hatte, erscheint heu te unvoutellbar. 
Unbes treitbar ist jedoch, daß d ie Festigkeit der Zcntralregierung ge­
genüber dem separatililischen Manöver de r Verteidigung de r Grund­
sätze der OAU und der weiteren Entwicklung Gesamtafrika! e inen 
Dienst erwiesen hat (obwohl die Elfenbeinküue, Gabun, aber auch 
Sambia und Tansania Ojukwus Regierung anerkannt hatten). Eine 
erfo lgreiche Sezession Biafras hälle angesichts der alle afrikanischen 
Staaten betreffenden Problematik e ine unabsehbare Kettenreaktion 
hervorrufen und damit den Prozeß der Her .. usb ildung von Nat ional· 
staa ten um J ahr~ehnte zurückwerfen können_ Dies aber wäre e in Sieg 
des Neokolonialismu5 gcWCKn, in desilCn AriIC naI de r Separati$lTluJ 
einen ..:entralen Stellenwert e innimmt wie das le tz te derart ige Manö­
ver, der Ogaden-Konfiikt zwischen Somalia und Äthiopien, zeigte. 

J . OUJOwsky 

37 



Rezensionen 

Äthiopien vor und nach der Revolution 

Andl7~1 B,mn ... tJ 
I!,)anna Mallt e! j'I.~'Iu ' 

Darstcllungen der äthiopischen Revolution _ jener Entwicklung also, 
die mit Massenuflruhen am 13. Februar 1974 einsetZle und mit dem 
Sturz Kaiser Haile Sdassics am 12. September ]974 ihre rcvolu· 
t ionäre Dynamik annahm _ sind nach wk vor Mangelware. Dies 
trifft auch für Versucht zu, diCK aufsehenerregende Revolution von 
den Positionen ihrer Träger, der Volksmasscn und ihrer Führe r, aus 
und solidarisch mit ihnen wiederzugeben. Mit dem T aschenbuch des 
Kubaners 
Rau l Valdc$ Vivo, Äthiopien _ eine unbckannu: Rft\"o h. tion, Verblg 
Marx ist ische Blätter, F r~nHurl /M . 1978. 128 S., 8,- DM 

liegt ein solcher Text vor. Er erschien erstmals in Spanisch in Kuba 
1977. Dies($ Buch ist in teils reportagchaftem Stil gehalten, ~uweikn 
mit Anekdoten versehen. Es in verständlich und gibt in lebendiger 
Sprache einen knappen Überblick über historische Wuruln, Ursa­
chen, Verlauf und Hauptfragen der revolutionären Entwicklung. Eine 
Chrono logie zeichnet die EreigniSM: VOm 13. Februar 1974 bis zum 
Herbst 1977 nach. 
R. V. Vivos Interene gilt VOr allem der Herausarbeitung und Er­
klärung der wesemlichen Züge der äthiopischen Revolution, d.h. vor 
allem der Erö rterung von solchen .' ragen. d ie von Bedeutung sind für 
die mauist ische Diskussion revolutionlirer Prozesse. An verschie­
denen Stellen erfolgen Darstellungen der Geschichte Äth iopiens, der 
sozialen und ökonomischen Vonussetzungen, um die Spezifika der 
Revolution zu erklären. So folgt der Darstellung der Abhängigkei t 
Äthiopiens vom Imperialismus und der Rolle der einheimischen 
Obeuchicht du Fazit: " Tnfolgedeuen mußte die Revolution "on An· 
fang an nicht nu r antifeudal sein, sondern auch amiimperialistisch 
und gegen die bürokratische Bourgeoisie" gerichtet (S. S2). 
Breiten Raum nimmt die Diskussion der Frage ein, wie Ci in einem 
Land mit derart geringen Voraussetzungen (gering entwickeltes Pro· 
letariat, Fehlen von relevanten linken Organisationen usw.) zu einer 
sieh in derart kur.:en Zei t so radikal beschleunigenden Entwicklung 
kommen konnte. Neben der bedeutsamen Tatsache, daß die Wirkung 
des sozial istischen Weltsystem s heute in jeder revolutionären Ent· 
wicklung eine zentrale Rolle spielt, stellt der Autor dabei vor allem 
das Zusammenspiel von Massenbewegung und Armee: als Moto r der 
Radikalisic rung heraus. Oie Revolution. die als Volkserhebung wei t· 
gehend spontan begonnen hatte, erhidt ihre Richtung durch das Mili· 
tä r, das - den Bestrebungen der Mauen fo lgend - seinerseits einen 
immer tieferen Radikalisie rungsprozeß durchmachte, sich, wie R. V. 
Vivo es ausdrückt. in den Dienst des Volkes stdhe. 
Ausführlich wird das damit einhergehende Problem de r Differenzie. 
rung des Militärs, namentlich seincr Führung, im Verlauf der einzel­
nen Etappen der Revolution, an~sichuder Erfo rdernisse, die sich in 
ihnen objektiv ergaben, dargestellt. (S. 79 ff) 
In weiteren Abschnil1en sk izziert de r Autor die Hauptrnaßnahmen 
de r revolu tionären Kräfte seit 1974: Nationalisierung du Bodens 
und Bildung von Massenorgani13tionen (Milizen) der Bauern; Ver­
staatlichung des Bodens in den Städten und Bekämpfung der Woh. 
nungsnot ebendort; Reformen im Bildungswescn; die Bildung von 
Gewerkschaftsorgani5ationen; die Hauptziele der Revolution !!Chließ· 
lieb und damit ih ren Charakter. Hier ließe sich einwenden. daß diese 
Passagen zu kurz genten sind. allerdings muß eingeräumt werden, 
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daß zum Zeitpunkt der Abfassung viele dieser Entwicklungen noch 
in den Anfangen steckten. Es fehlen jedoch Aussagen zum wichtigen 
Nationalitätenproblem uod seiner Lösung durch die revolutionären 
Kläfte. 
Dennoch: R.V. Vivo5 kun.e Darstellung ist der.:eit immer noch die 
einzige deutschsprachige, welche einen zutreffenden. deutl ich partei­
ischen Oberblick über das revolu tionäre Äthiopien gib t. 

Eine An "Ergänzung" - wenn auch nur bezüglich des historischen 
Vorlaufs der a.k tuelIen Entwicklungen - stellt dar 
Andn:ej Bart nicki/J oanna Mand·Nic.:ko. Geschichte Äthiopiens. 
2 Bde .. Akademie·Verlag. Berlin 1978, 726 S .. 19.60 D!>t . 

Umfang, Ausstattung (ausführliche Bibliographie. terminologisches 
Wörterverzeichnis, Register, genealogische T afeln und mehr) und Stil 
zeigen: im Unterschied zu R.V_ Vivos Einführungste",t stellt d ie50C 
Obenetzung aus dem Polnischen (erschienen in Wroclaw (9 7 1) eine 
wissenschaftliche Aufarbeitung dar. Auch sie suchl im deutsch· 
sprachigem Raum ih resgleichen. 
ßcide AUloren sind sowohl marxistische Historiker als auch Älhiopi­
steno eine, wie beide Zu Recht betonen, unerläßliche Vorau!.SCtzung 
fUr die Erarbeitung einer gründlichen Geschich tsdarstellung Äthio­
picns. Dennoch ve",'eisen sie - nicht zuletzt angesichts einer noch 
immer schwierigen Quellenlage - darauf. daß auch sie keineswegs 
alle wichtigen Probleme erschö pfend behandeln konnten. Dazu ge­
hört, daß die Arbeit vor allem eine politischc Geschichte danteIlt. 
ohne daß dabei die komplizierten ethnischen. kulturellen und ökono­
mischen Probleme außer Acht gelassen wären, die diese Geschichte 
begleiten und die zum Verständnis des heutigen Äthiopien unum­
gänglich sind. 
Den Aufbau beschrieben die Autoren selbst als "nach chronologisch' 
problemhaften Gesichtspunkten" vorgenommen, d.h. in dem Bcmit­
hen, "im Rahmen der einzelnen historischen Perioden die Haupllen­
denzen der Innen· und Außenpoli tik herauszuarbeiten" (S.XX). Das 
erste Buch umfaßt die Geschichte Äthiopiens ,'on der - Zum T eil 
legendären - Gründung des Staates an bis zum Ende des 19. J ahr­
hunderts, das zweite diejenige im 20. Jahrhundert. Ein Kapitel, das 
die Phase nach 1974 zum Gegenstand hat. ist fLir die deuuchc Ober­
setzung zusätzlich "erlaßt worden. 
Oie Anfange eines unabhängigen Äthiopien sind in der Wissenschaft 
umstritten. Die Autoren gehen da"on aus, daß jedoch die Existenz 
des Staates - entstanden BU S Kolonien Sabas - seit mindestens 
17 Jahrhunderten nachzuweisen ist. Uieran anknüpfend entwickeln 
sie den komplizierten Prozeß der " Emanzipation" des 'l.unächlit nach 
seiner Hauptstad t Aksum als aksumistisch bezeichneten Reiches über 
die Annahme des Christentums (etwa "om 4. J ahrhundert an) über 
die mittelalterliche Zerfallsperiode. Wiedergriindu ngcn und innere 
Auseinandersetzungen bis hin zur Phase der Auseinandersetzungen 
mit dem britischen und ,"or allem dem italienischen Kolonialiimus, 
schließlich ins 20. J ahrhunderI. Naturgemäß stehen immer wieder im 
'Zentrum die dynastiKhen Entwicklungen des Kaiserreichs, aber auch 
gemeinhin unbekannte geschichtliche EreignisK wie umfangreiche 
Bauernaufstände im 17.Jahrhundert nehmen gleichfalls breiten 
Raum ein. Die sehr ausführliche Beschreibung der Herrschaft Hai le 
Sclassies, der am 2. November 1930 gekrönt wurde. schließt d ic Ar­
beit ab und leitct über zu dem neuen Te il, der sich mit der Revolu­
tion von 19 74 sowie ihrer Vorgeschichte in den 60er J ahren beschäf­
tigt . 
Die vorliegende ~"'eibändige Geschichte i" verständlich geschrieben 
und gu t lesbar (so wurde ~on den Autoren bewußt auf Fußnoten 
zugunsten einer sehr ausführlieben Literaturliste vert.ichtet). Für alle, 
die sich eingehend mit Äthiopien beschäftigen wollen. ist sie unent" 
behrlich. J. O~!rnw~k}' 

Achtung 
AlB-Abonnenten! 

Jahresabo 1980 fällig! 
Sielle Einhefter [S.1l 



Kurzinformationen 

Westsahara 
Marokko$ Wcsuaharapolilik cntwk kclt sich in zunehmenden Tempo 
zu einem Fi3Sko für das Regime König I-Ias$am. Zwar binden sich die 
USA mit J' räsiden! Cartcrs Entscheidung, Marokko Waffe .. zu liefern, 
;All diese zum Scheitern verurteihe Politik, tragen gleichzeit ig abcr 
owch ZUr teilweisen Stärkung du königlichen Arm« bei. Auf der 
anderen Seile blicb die Offensive der marokkanischen Strcitkriftc 
(FAR) gegen die Volksbcfrciungsarmtt der Sahraouis (ALPS) nach 
a nc. Serie dcmoraluittcnder Niederlagen $Iec&<:n . Eine derzeit unter 
dem N .. mcn "Operation Ol,lhoud" laufende Aktion in nicht minder 
erfolglos und !teilt zudem nach Aussagen des Informatioruministen 
der Demokra tischen Arabischen Republ ik Sahara, Mohamcd Ould 
S.alck, in enter Lini .. eine propagandiUischc Orfcnsi~ ~ur Aufmunte­
n.lnS der dgene:n Kräfte da r. Diesel Ziel dürfte ebenfalb verfehlt 
werden. Die Oberlcgenheil der POLISARIO·Kämpfer gegf.:nüber den 
zwar bc.,er bewaffneten, aber ohne Motivation und Moral antreten­
den marokkanischen Soldaten .cheint sich langfrinig zu stabili , ieren. 
Oen Niederlagen auf dem Schlachtfeld folge n Rückschläge auf dem 
poJitiiCh'diplomat ischen f eld. Die Zahl dcljenigen Staaten, welche 
die DARS anerkannten, h:n sich inzwischen auf rund 40 emöht. In 
docn YeKinten Nationen nahm der t:ntkolonisiCT\lngsausschuß m it 
goßer Mehrhei t eine En!.SChl ießung an, in welcher u.a. der t' Knte 
POLiSA RIO die de-facto'Anerkennung ab Verlreterin des Volkes 
der Sahraoui ausg~prochen wurde. Drei Wochen später, am 23. 
November 1979, Cordene d ie UN·Yoliveuammlung Marokko mit 85 
gegen 7 Stimmen auf, die Wau.ahara zu räumen. 41 Staaten, darun­
te r sämtl iche EG·Milgliedsländer _ aber auch als einziges sozialisti ­
sches Land Rumänien - enthielten ,ich der Stimme. Die SRD hält 
damit weiterhin zur völkerrechtswidrigen Okkupation,poli tik Marok­
kos. 

EG-Entwicklungsländer 
Am 31.10.1979 ist in Lomt! (Togo) nach 14-mOn.ll igcn Verhandlun­
gen das zweite ASlIOzi ierungsabkommen zwisc:hen der EG und den 57 
AKP(Afrika, Karibik, Puifik)-Staaten unteneichnet worden. Es 
wird am 1.3. dJ. in Kraft neten. In diesem Lome-II-Abkommen 
konnten die Entwieklungsländer nach den enll~uschenden Ergebnis­
ten von Lomt I (siehe AI8. Nr. 7-81 1979) einige Yerb"'sserufl8Cn 
durchsctzen, w",nngleich das Abkomm",n sein",m Anspruch, "dn 
neo"" Modell (ur die Baiehungcn zwischen Industri..,.. und Entwick ­
lu ngsstaaten" zu schaffen (so die Priiambel), bei weitem nicht ge ' 
recht wird. Nicht du rchgesetz t hat die EG die von ihr gefordene 
"Menschenrechtsklausel", die gegebenenfalls e inen Abbruch der 
finanz iellen Hilfe gerechtfertigt hälte. Die Auseinandersetzung um 
die von Seiten der EG gdordene " lnveSlitionsschu t'lklauscl" endete 
mit einem Kompromiß, wonach diejenigen AKP-Staaten, die bislang 
zweilCilige Garanlieverträge mit einem EC-Land (in der Regel d",r 
8RD) abgeschlossen hatten, diesc nunmehr auf alle tG·Länder 
ausdehnen. Verbesserungen filr d i", AKP,Slaalen wurden vor allem 
durch dk Ausdehnung des Systems der f.xponerlösstabilisierung 
(STA8EX) von 34 auf 44, vor allem miner:lIische Rohstoffe {Kupfer, 
Phosphat, Bauxit, ~Iangan, Ei""nerz, Zinn} elTeicht , die bislang nicht 
einbegriffen wall:n. Die am wenigsten emwicke1ten Länder erhalten 
die bei unvorhergesehenen Wcltmarl;tprei lSchw~nkungen einsctzen· 
den Ausgiciehszahlungen ah nichttÜckzahlbare ZuschÜ$se. Bei mine­
I'iIlischen Rohstoffen werden EG-Zusehü" e nur dann gezahlt, wenn 
dielC für ..... eite re Investi tionen und E"plol'll tionen in. Bcrgbauscktor 
'lCrwandt werden, um die Rohstoffe"porte in die EC·Länder zu stei · 
gern - ein Bei ll'llg zur Stabil isierung der E"porterlöK der AKP­
Slaa ten einerseits, der Rohstoffzufuhr der EG anderersciu.ln gelld­
gertem Maße JOllen industrielle Investitionen (auch multinationale r 
Konzerne) in den AKP·St&alen angeregt werden. Dazu siell t die EG 
Hilfen und Kredite in Höhe von 5 ,6 Mrd Europäischen Rechnungs­
cinheiten (- 7,45 Mrd Dollar) zur VerfLigung. 

Bolivien 
Für knapp drei Monate war Interimsprisidem Guev;ua Arcc (vgl. 
AIR, Nr. 9/ 1979) PrlUidenl , bis Oberst Natu,eh Busch 3m I.J 1. 19 79 
ve rsuchte, die Macht an sich zu reißen. NatuK h Busch, der zum 
engen Kreis um E,, -Diktator Ranzer gehört und untcr seiner HCIT­
schaft Landwirtschaftsm inis ter war, mußte aber schon nach 14 Ta­
gen au fgeben. Zu sta rk war der Rückhalt der au. dem Untergrund 
kämpfenden Regierung Gucvan. Die GewcrkiChaftRentrale (COB) 
rief zum GencmlstKik und bild",te mit allen ftihrenden Linksparteien 
ein Komitee 'lur Verteidigung der D<:mokl'iltie. Das in seine Berug­
nisse wkdereingcscute Parlament bestimmte Lid ia Gueiler als Prisi-

dcntin bis Zum 8.8. 1980. An diesem Tag soll nach den l'adamcnu· 
wahlen am 4.5. 1980 der ncugewählte Präsident in sein Amt e ioge­
ruhrt werden. l.idia Gueiler kann auf eine langc I'0 liti t.ische Karriere 
zurückblicken. Beim Volk .... ufstand von 1952 tra t sie ab Anftihrerin 
der Nationalistischen Reyolutionäten Bewegung (MNR) Pat 
Es tenssoros hervor, yerlieB d if;sc Partei jedoch nach dem wiederhol­
ten Rechtsschwenk EstCOliSOros, der sogar ein Bündnu mit der 
Banzer·Diktatur einging. Heute gt:bört sie der MNR wieder an , ge' 
nießt aber auch da$ Vertrauen der Gewcrkschaftsuntr.ue COß. mil 
deren Führer l,(chin sit; di«e Cewerk5dlltfl 1952 griindete. Da.s Mili­
tär steht Frau Gueile r g~pal ten gegenüber. IhK Ernennung neuer 
Kommandeure nach dem Rückt ritt Natusch Buschs fUhrte nach der 
Rebellion des Armccoberkommandierenden General Luis Garda 
Meza zu einer Rcgicrungskrise und mußle zurückgenommen werden. 
Ob 5ich Lidi ... Guci1er also bis 1980 hallen wird, hängt weitg<: hend 
\'Om Kr'.i.ft everhäJtnis in der Armee ab. 

Paraguay 
Im Mai 1979 ließ si<:h Diktato r Al fredo Strocssncr als " Verbesserer 
der Demokratie" anläßlich dei 25. Jahrcstap seiner Machtübernahme 
mit großem Pomp feiern . DiCK 25 J ahK sind jedoch Sinnbild rur die 
systematische Liquidierung der Menschenrechte. Par.I8;U"Y kennt seit­
her nu r Ausnahmezustand, AusilC tl'.ung der Grundfre ihcilen und hat 
dic meinen Langzei lgefangencn. Drei der bekanntes ten, Jul io Rojas, 
A1fredo A1corta und Antonio Maidana waren im t-ebruar 1977 nach 
2!1 J ahren Kerkerhaft endassen worden (vgl. AlB, Nr. 3/ 1978). Für 
drei andere. den sei t 1975 vCTllchwundenen Rechli>anwah und Gene: · 
mlsckretär der KP Paraguays, Miguel Angel Soler, den Führcr dei 
Kommunistischen Jugend" erbandcs Derl i. Villagra und das Mitglied 
des Zentralkomitees der KP Ruben Octavio Gon'lales, werden sich 
d ie Gefangnistorc nie mehr örfnen. Soler starb. nachdem er vier 
Stunden mit EisellS tangen geschlagcn und ihm Stück fUr Stück Hände 
und Füße abgehackt wurden. ViII"gra und Goruales sarben ebtonfa.lls 
unter der Folter. Ihre Leichen wurden im Keller des Nachrichten­
dienstgebäudes ~r:lchant. 

Argentinien 
Unter dem Vorwand der "Demokra tisierung und Entpolit isierung" 
der Gewerkschaft en wurde im November 1979 in Argentinien ein 
ncue5 Gewcrkschafugesct'l verk iinde t: Es verbiele t den na t ionalen 
GcwerKschaft sdachYerband Allgemeine Konföderation der Arbeit 
(CGT) wwie alle ihm angehöKndcn nat ionalen Industr itgewerk­
K haften. Es läßt künftig nur be tr iebliche und regionale Organisa· 
tionen zu. Die gewerkschaftlichen Sozialwerk"" eine wichtigc Ein· 
konllnensquelle der Arbeite rorganisationen, werden dem St».t unter­
stellt, zudem wird den Gewcrksch"flen etwa eine Unter$tiitl'.ung von 
Streiks durch das Verbot einer eigenen Kassenfiihrung und der An· 
nahme von Spcndenmittcln nahC"l.u unmöglich gemacht . Die kürzlich 
annelle der du teh F1Ü@;elkämpfe gc.lähmten CGT im Untergrund SC'" 
grundete neue Dachorganisat ion Vereinigte l,(itung der Argentini­
sehen Arbei ter (CUTA) hai gegen das neue Gewerkschafugcsctz be· 
te il$ ein nationales Aktionsprogramm angckiin.digt. Sie kann bc:i 
ih ren Protcstaktionen mil der UntcUtülzung durch politische Par­
te ien und d ie Kirche rechne:n. 

Puerto Rlco 
Anfang Oktober 1979 ließen die USA vier der bekanntesten politi· 
lIChen Langzeitgefangcocn Lateinamerikal vorzei tig frei. Lolita 
I...cbron, Rafacl Canccl Miram.h. Irving Flotes und Oscar Col1uo. im 
Zusammenhang mit bewaffneten Widerstandsakt ionen gegen die An· 
gliederung Pucrto RiC(U an die USA verhafte t, hatten iibcr 25 Jah!e 
in US.cef:i.ngnissen zugebracht. Un~ränderl greifen die USA jedoch 
zu Unterd riickungsmaßll<lhmcn gegen d ie puertoricanische Unab­
hängiglteitsbcwcgung. Ihr Kampf richte t sich Zur Zeit hauptsächlich 
gegcn d ie Benutzung der zu Pucrto Rico gehörenden Insel Viequc. 
all Teu- und Manövergebiet der US·Marines. Nach Pro testdcmon5tl1l ­
tionen auf der Insel kMm u im Scptember 19 79 zu Verhaftungen. 18 
Verhaft ete, umer ihllCn Juan Mari Bnu, G",neralsckll: tär der,Soziali­
sti.Khen Partd Puerto Rie05 (PSP), mußten nach einem MOnal wie­
docr rreigel:u~en Wl':rden. Noch in den USA in lIaft befindet sich 
!smail GuadaluJ>"' , der Vot$itz",nde der Bewegung für den Erhalt von 
Vieques und Mitglied dei Zentralkomilees der PSP. 
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